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Zur Einführung 

Es gibt viele moderne Studien über einzelne Republiken im Europa der frühen 
Neuzeit, weniger über den Republikanismus als politische Theorie und fast gar keine 
über Republiken und Republikanismus als ein beinahe in ganz Europa aufscheinendes 
Phänomen. Wir wissen wenig Systematisches über die Beziehungen der Republiken 
und Quasirepubliken und deren Ideologie zu den Monarchien und dem zeitgenössi­
schen Monarchismus. Und obwohl einerseits die Ursprünge von Republiken und Re­

publikanismus im Altertum und andrerseits ihre Entwicklung zur vorherrschenden 
Staatsform und Staatsideologie des modernen Europa, ja der ganzen modernen Welt, 
augenfällig sind, so gibt es auch zu diesem Thema recht wenig systematische For­
schung. Der vorliegende Band kann nicht vorgeben, diese Lücke zu füllen. Aber ich 
hoffe, daß er die Problemstellung etwas klären wird, die Weitläufigkeit, Viclschichtig­
keit und historische Zentralität des Themas dem Leser vor Augen führen und viel­
leicht andere Historiker anleiten wird, dem Thema weitere Aufmerksamkeit zu wid­
men. Mein eigenes Interesse erwuchs aus dem Thema, für das ich die Ehre hatte, vom 

Historischen Kolleg in München für das Jahr 1984/85 als Stipendiat gewählt zu wer­
den: Die Generalstaaten der Niederlande im 15. und 16. Jahrhundert. Wie oft bei ei­
nem solchen Symposium waren die Diskussionen so anregend wie die Vorträge. Es ist 
aber auch immer schwer, Substanz und Ton solcher Diskussionen im Druck zu fassen. 
Daher habe ich sowohl auf ihre wörtliche Wiedergabe wie auch auf ihre Zusammen­
fassung verzichtet, aber einige, mir besonders wichtig erscheinende Argumente in 
meiner Schlußbetrachtung verarbeitet. Ich danke den Teilnehmern des Symposiums 
für ihre freundliche und gelehrte Mitarbeit. 

Für die ausgezeichnete Organisation und die großzügige finanzielle und räumliche 
Gastlichkeit, ohne die dieses Symposium nicht hätte stattfinden können, danke ich 
der Stiftung Historisches Kolleg, der Bayerischen Akademie der Wissenschaften und 
den Personen, auf die die eigentliche organisatorische Arbeit gefallen ist: Herrn Georg 
Kalmer, Frau Eisa Lang, Herrn Götz-Erik Flohr und besonders Frau Dr. Elisabeth 
Müller-Luckner, der Mitherausgeberin dieses Bandes. 

Helmut G. Koenigsberger 
London, Januar 1987 
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Wi!fried Nippel 

Bürgerideal und Oligarchie. 
"Klassischer Republikanismus" 

aus althistorischer Sicht 

Jeder Versuch, einen Beitrag über die antiken Grundlagen des frühmodernen Repu­
blikanismus zu liefern, sieht sich mit einer doppelten Problematik konfrontiert. Zum 
einen ist zweifelhaft, ob man sinnvollerweise von einern antiken Republikanismus 

sprechen kann oder ob nicht diese Kategorie für die Antike selbst kaum Erklärungs­
wert und Trennschärfe beanspruchen kann. Denn schließlich ist fast die gesamte an­

tike politische Theorie auf die Polis, den republikanischen Stadtstaat, als die einzig 
denkbare Form politischer Vergesellschaftung des Menschen auch dann noch fixiert 
geblieben, als diese schon längst in großen Reichsbildungen aufgegangen war. Es ge­
nügt, daran zu erinnern, daß Aristoteles in seiner politischen Theorie den Aufstieg 
Makedoniens mit seinen Folgen für die Welt der Poleis ignoriert hat, oder daran, daß 
auch das römische Kaiserreich zu seiner Legitimierung einer republikanischen Fas­
sade bedurfte. 

Wenn man zum anderen antiken Republikanismus retrospektiv als den Bestandteil 
antiker politischer Theorie und Praxis, der wesentlich zur Formierung des modernen 
Republikanismus beigetragen hat, definieren könnte, dann stellt sich hier die Schwie­
rigkeit, daß es bisher noch keinen Konsens darüber gibt, was dieses Konzept ausmacht 
bzw. ob man es hier überhaupt mit einern einheitlichen Phänomen zu tun hat. 

Angesichts dieses Sachverhalts scheint mir das sinnvollste Vorgehen zu sein, von 
der Diskussion über die Entstehung republikanischer Theorie im Florenz der Renais­
sance (und ihre weitere Wirkung in der politischen Ideengeschichte der Neuzeit) aus­
zugehen, die unter den Schlagwörtern ä/.'ic bUIIlCllliJIII und dtlJsim! repilb!icalll~1'1II die 
internationale Forschung in den letzten drei Jahrzehnten entscheidend geprägt hat. 
Im Mittelpunkt der Diskussion stehen die Werke von Hans Baron' und John G. A. 
Pocock2, die von der Renaissance des Ideals des politisch aktiven und verantwortli-

I The Crisis of the Early Italian Renaissance. Civic Humanism and Republican Liberty in an Age 
of Classicism and Tyranny (Princeton 1955,21966). - Die Kategorie des Bürgerhumanismus fin­
det sich schon bei l1am Baron (Hrsg.), Leonardo Bruni Aretino. Humanistisch-philosophische 
Schriften (Berlin 1928) XI ff. Vgl. zu Biographie und Werk Barons den Essay von lVallt/fc K. h'r­
gllson, The Interpretation of Italian Humanism: the Contribution of Hans Baron, in: Journal of 
the History of ldeas 19 (1958) 14-25. 
2 Thc Machiavellian Moment. Florentine Political Thought and thc Atlantic Rcpublican Tradi­
tion (Princcton 1975). 
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ehen, seinem Gemeinwesen auch als Soldat dienenden Bürgers handeln. Baron hatte 
die Wiederbelebung des antiken Bürgerideals in Florenz exakt auf die Wende vom 14. 
zum 1 S. Jahrhundert datiert und aus der Konstellation des Abwehrkampfes der Stadt­
republik gegen die Bedrohung ihrer Unabhängigkeit durch Giangaleazzo Visconti von 
Mailand erklärtJ

; Pocock ging es um die Aufdeckung eines Traditionsstrangs politi­
schen Denkens, der vom Bürgerhumanismus der Florentiner Denker über die politi­
sche Diskussion in England seit der Mitte des 17. Jahrhunderts (durch die Vermitt­
lung über Harrington und die späteren Neo-Harringtonians) auch zu einem wesentli­
chen Bestandteil der amerikanischen politischen Ideologie geworden ist4

. 

Wenn man eine umfangreiche und thematisch komplexe Diskussion über diese 
beiden - nach Gegenstand, Erkenntnisziel, Methode und Darstellungsweise recht un­
terschiedlichen - Werke stark vereinfacht, dann läßt sich sagen, daß ein wesentliches 
Element der Kritik in beiden Fällen Zweifel daran waren, ob man die Hervorhebung 

des Bürgerideals ausschließlich mit einem im 1 S. Jahrhundert erfolgten unmittelbaren 
Rückgriff auf die Antike erklären könne und solle oder ob damit nicht näherIiegende 
Voraussetzungen und Bedingungen der Entfaltung eines Bürgerhumanismus in ver­
schiedenen institutionellen wie ideologischen Traditionen seit dem 12. Jahrhundert 
(kommunale Selbstregierung, Rezeption des Römischen Rechts, Aristoteles-Rezep­
tion, Tradition der Rhetorik-Ausbildung) zu wenig Berücksichtigung fänden 5 So ist 
gegen Baron vorgebracht worden, daß der Bürgerhumanismus eher als eine Neufor­
mulierung von Bürgerrechten und Bürgerpflichten gelten müsse, die in der - vom Rö­
mischen Recht geprägten - Tradition kommunaler Selbstregierung bereits vorgegeben 

j Die Diskussion hat sich besonders auf die von /3a/"01I zugrunde gelegte Neudatierung der ein­
schlägigen politischen Schriften dieser Zeit konzentriert (ausführlich begründet in: Humanistic 
and Political Literature in Florence and Venice at the Beginning of the Quattrocento, [Cam­
bridge/Mass. 1955], die nicht unwidersprochen geblieben ist [siehe schon die Rezension von ,l1i­
d;ad .\i'id/IIIll.)'e/; in: Göttingisehe Gelehrte Anzeigen 210 [1956]35-63]) und ferner auf den Cha­
rakter und die Aussagefähigkeit der von Baron benutzten Literatur (vgl. u. a. J. E .li'li.:I'/, "Civic 
Humanism" or Ciceronian Rhetoric 1 in: Past & Present 34 [1%6]3-48 sowie die Replik 13a/'OlIs, 

Leonardo Bruni: "Professional Rhetorician" or "Civic Humanist"?, in: ebd., 36 [1967] 21-37). Die 
Staatsbricfe sowie die COIIJII/le I' Pralicbe sind nach Meinung von Kritikern besser geeignet, die 
politische Vorstellungswelt der florentinischen Elite erkennen zu lassen; so vor allem Pl'ler flerc!l', 
Politik und Rhetorik in Florenz am Vorabend der Renaissance, in: Archiv für Kulturgeschichte 
47 (1965) 147-220; tiers" Politische Verhaltensweisen der Florentiner Oligarchie, 1382-1402, in: 
Geschichte und Verfassungsgcfüge. Frankfurter Festgabe für Walter Schlesinger (Wiesbaden 
1973) 156-249 oder jüngst Gelle Brt/ckl'/; Humanism, Politics and the Social Order in Early Ren­
aissance Florence, in: Florence and Venice. Comparisons and Relations. Acts of Two Conferenccs 
at Villa I Tatti in 1976-1977 organized by S. Bertelli, N. Rubinstein, C. H. Smyth (Florenz 1980) 
1,3-11. 
4 Die Rolle Harringtons (und seiner Adepten) als Vermittler zwischen der florentinischen und 
der anglo-amerikanischen Theorie hat in der Diskussion bisher die meiste Beachtung gefunden. 
Eine Bibliographie der Arbeiten Pococks und der Sekundärliteratur dazu findet sich bei faill 
1I11I11j>J!Jer-fllollk, Political Languages in Time: The Work of). G. A. Pocock, in: British]ournal of 
Political Science 14 (1984) 89-116. 
5 Siehe jetzt die zusammenfassende und weiterführende Diskussion bei Qlli'Illill .\killlll'l: The 
Founclations of Modern Political Thought I (Cambridgc 1978) 72 ff. et passim. 
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gewesen seien<>. Gegen Pocock hat die Kritik eingewendet, daß er fast ausschließlich 
ein aus Aristoteles abgeleitetes partizipatorisches Bürgerideal betone, dem gemäß Frei­
heit und Tugend des Bürgers sich erst in der Teilhabe am politischen Entscheidungs­
prozeß realisieren, und darüber die Bedeutung eines von der römischen Tradition ge­
prägten Bürgerkonzepts ignoriere, das vorrangig den Schutz individueller Rechte, 
Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit vor dem Gesetz meine. Pocock hat auf Kritik 
dieser Art jüngst zum einen erwidert, ihm sei es allein auf die diachrone Rekonstruk­
tion eines bestimmten Traditionsstrangs angekommen, und zum anderen hervorgeho­
ben, daß es sich bei beiden - von der Antike bis in das 18. Jahrhundert - um zwei von­
einander unabhängige Traditionen der Konzeptualisierung von Bürgerrecht und Bür­
gerfreiheit gehandelt habe, die sich nur selten berührt und kaum überlagert hätten 8 

Im folgenden sollen zunächst das Verhältnis von Partizipation und Rechtsschutz in 
den antiken Bürgervorstellungen diskutiert werden, ferner der Zusammenhang zwi­
schen politischem Bürgerkonzept und Mischverfassungstheorie untersucht werden, 
den vor allem Pocock betont hat; schließlich sollen aus der historischen Analyse der 
antiken Phänomene in hypothetischer Form einige Fragen und Vermutungen abgelei­
tet werden, die für die Untersuchung der entsprechenden Sachverhalte in der Renais­

sance von Bedeutung sein könnten. 
Erhebliche Unterschiede zwischen der Bürgerkonzeption der athenischen Demo­

kratie und derjenigen der römischen Republik (und mehr noch natürlich des römi­
schen Kaiserreiches) sind evident. Sie entsprechen auch - grob gesagt - weitgehend 
einer Differenzierung zwischen einer die politische Partizipation in den Vordergrund 
stellenden und einer die individuelle Schutzfunktion betonenden Konzeptiono. Der 
Unterschied schlägt sich in verschiedenen institutionellen Regelungen nieder, na­
mentlich bei der Verleihung des Bürgerrechts. Das Rechtsinstitut der ci~'itClJ sille sill 
ji'agio ist sinnfälliger Ausdruck dafür, daß in Rom im Extremfall die politische Kom­
ponente des Bürgerrechts ganz wegfallen konnte; in der athenischen Demokratie hat 
man dagegen jede Einschränkung qualifizierter politischer Rechte auf einen engeren 
Kreis von Bürgern als Anschlag auf den Bürgerstatus der übrigen betrachtet lO

• Die 
Unterschiede in der Gewichtung der politischen und der privatrechtlichen Kompo­
nente des Bürgerrechts liegen somit auf der Hand. Gleichwohl hat man in beiden Fäl-

(, Siehe vor allem Peler Riesenbelg, Civism and Roman Law in Fourteenth-Ccntury Italian So­
eiety, in: D. llerlib)' et al. (Hrsg.), Economy, Society and Government in Medieval Italy (Ohio 
1969) 237-254. 
7 Siehe besonders J H. HexleI; Rez. Poeock, Mach. Moment, in: History & Theory 16 (1977) 
[306-337], 329ff.;Jobn H. Gm'kell, Pocock and Maehiavelli, in:journal of the History of Philoso­
phy 17 (1979) 309-318. 
8 Reeonstructing the Traditions: Qucntin Skinner's Historians' History of Politieal Thought, in: 
Canadianjournal of Political and Social Theory 3 (1979) 95-112; Virtues, Right and Manners, in: 
Political Theory 9 (1981) 353-368; Tbe iHacbiaFellian il[omenl Revisited, in: journal of Modern 
History 53 (1981) [49-72],531. 
9 PbiliPiJe G?llIlbier, "Generosite" romaine et "avarice" grecque: sur I'oetroi du droit de eite, in: 
Melanges d'Historie Ancienne offerts ii William Ses ton (Paris 1974) 207-215. 
10 S. unten bei A. 36. 
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len ein gewisses Komplementärverhältnis zwischen diesen beiden Elementen gese­
hen. 

Zum Selbstverständnis der athenischen Demokratie gehört nicht nur, daß jeder 
Bürger als berechtigt und befähigt (und in gewissem Sinne auch verpflichtet) gilt, an 
den politischen Entscheidungen mitzuwirken, sondern genauso auch, daß die Gleich­
heit aller vor dem Gesetz, die Verantwortlichkeit der Regierung und die Freiheit in 

der täglichen Lebensführung garantiert sind I'. 
Wenn man den Blick über Athen hinaus auf die anderen Poleis richtet, dann ergibt 

sich hinsichtlich Bürgerrecht und Bürgerideologie das gleiche Problem, das sich bei 
den meisten Fragen nach den inneren Verhältnissen dieser Gemeinwesen stellt: wir 
sind nämlich außerordentlich schlecht unterrichtet und im wesentlichen auf häufig 
nach Zeit und Kontext nicht weiter spezifizierte Notizen und Kommentare in der 

Aristotelischen Politik angewiesen. Wenn es deshalb auch im allgemeinen nicht mög­
lich ist, verläßliche empirische Aussagen über einzelne, bestimmte Typen oder die Ge­
samtheit der Poleis der klassischen Epoche zu machen, so kann man doch aus einer 
Analyse der Implikationen der Aristotelischen Diskussion eine Vorstellung von der 
Komplexität der Bürgerrechtsproblematik in faktischer wie ideologischer Hinsicht ge­

winnen". 
Locus classicus der Definition des Staatsbürgers (po/itt.r) sind die Erörterungen am 

Beginn des 1II. Buches der Politik. Hier findet sich die Definition, Bürger "im eigentli­
chen Sinne" sei, wer am Richten und Regieren teilhabe (1275a 2.3). 

Aristoteles gibt damit eine normative Definition, die sich mit dem empirischen 
Sachverhalt, daß die Bürgerdefinition von Polis zu Polis und Verfassungstyp zu Verfas­
sungstyp variieren kann (1275 a 2-5; 1278 a 15), nur zum Teil deckt. Wie er selbst sagt, 

trifft diese scharfe Definition uneingeschränkt nur auf die Demokratie zu (1275 b 5), in 
der die Definition des Teilhabens am Richten und Regieren durch die Teilhabe an 
Volksgericht und Volksversammlung erfüllt werde, also nicht der Ausübung einer 
arche im Sinne einer spezifischen Magistrats- oder Ratsfunktion bedürfe (1275 a 2.3 ff; 
b 5 H.). Realiter geht diese Definition von der athenischen Demokratie in ihrer entwik­
kelten Form aus. Hier sind Volksversammlung und Volksgerichte nicht nur die formal 
höchsten Entscheidungsorgane, sondern verfügen auch in allen wesentlichen staatli­
chen Angelegenheiten über die materielle Entscheidungskompetenz. Notwendige 
Voraussetzung dafür ist, daß durch Diätenzahlung, kurze Amtsfristen und Losung der 
Ratsherren und Magistrate aus der gesamten Bürgerschaft bewirkt wird, daß die Volks­
versammlung auch nicht de facto durch andere Gremien mediatisiert werden kann, 
deren Mitglieder über mehr Sachkompetenz, höheres Prestige und größere soziale 
Macht verfügen als der Durchschnitt der Bürger (vgl. 1.317 a 40-1.318 b .3). 

11 Ellrij>ldeJ, Hiketides 352-355, 403-462; TbukydideJ 2,37-40; P!a/oll. Protagoras 327a; vgl. 
Kur/ Rt/t1/IClub, Freiheit in Athen und Rom, in: Historische Zeitschrift 238 (1984) [529-567], 
540 H. 
12 Vgl. C/t1ude IHOJse, Citoyens actifs et citoyens "passifs" dans les cites grecques, in: Revue des 
Etudes Anciennes 81 (1979) 241-249; Edll10nd Let)'. Cite et citoyen dans la Politique d'Aristote, 
in: Ktema 5 (1980) 22.3-248. 
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In der Demokratie gilt somit, daß die Bürger "abwechselnd regieren und regiert 
werden" (1317 b 2)lJ Das heißt, daß es keine erhebliche Kluft zwischen dem Recht 
auf politische Teilhabe und seiner faktischen Wahrnehmung gibt und daß sich politi­
sche Partizipation in der gleichberechtigten Teilnahme an den die Gesamtheit binden­
den Entscheidungen ausweist - und sich nicht in der bloßen Ratifizierung andernorts 
materiell getroffener Entscheidungen und/oder in der Wahl von Amtsinhabern er­
schöpft '10. 

In anders verfaßten Poleis, in denen es möglicherweise gar keine (regelmäßig ta­
gende) Volksversammlung oder kein Volksgericht gibt, sondern die entsprechenden 
Entscheidungen von Rats- oder Magistratskollegien getroffen werden, kommt es dage­
gen laut Aristotcles auf die Wählbarkeit in bestimmte Ämter und nicht auf die tat­
siichliche Partizipation an Entscheidungen als Kriterium für den Bürgerstatus an 
(1275 b 5-21). Weiter stellt sich die Frage nach dem Status derjenigen, die in solchen 
oligarchischen Regimes nicht zu den politisch Berechtigten zählen. Es liegt in der 
Konsequenz der Aristotelischen Definition, wenn er erwägt, ob man diese eigentlich 
überhaupt noch als Bürger ansehen könne (1278 a 15-40) oder sie nicht eher als eine 
Art von Metöken zu betrachten habe (1275a 8-14; 1278a 35-40). AristoteIes deutet 
jedoch an, daß diese Schlußfolgerung in Wirklichkeit nicht gezogen werde, schon des­
halb nicht, weil es gerade ein Interesse daran geben könne, die Diskriminierung be­
stimmter Gruppen von Bürgern nicht zu offenkundig werden zu lassen (1278 a 38-40). 
Beim Fehlen entsprechender positiver Belege wird man jedenfalls aus der Aristoteli­
schen Bürgerdcfinition nicht zwingend ableiten können, daß Oligarchien die politisch 
nicht berechtigte indigene Einwohnerschaft als Nichtbürger bzw. Metöken') behan­
delt hätten oder ihr einen spezifischen Status einheimischer Freier zugeschrieben hät­
ten 'Ü. Wahrscheinlicher ist vielmehr, daß AristoteIes mit seiner tentativen Schlußfol­
gerung aus der Bürgerdcfinition über die übliche Praxis von Oligarchien hinausgeht, 
nach der dieser Gruppe (im Regelfall) der Bürgerstatus nicht verwehrt worden sein 
dürfte!? Für diese Annahme spricht wohl auch die Verwendung von POh/fllll/tl zur 

U Vgl. Citcr!J, De Re Publica 3,48. 
,., Vgl. jetzt zum politischen System der athenischen Demokratie vor allem Om:,lidll ,Ileier, Die 
Entstehung des Politischen bei den Griechen (Frankfurt 1980) 247-272; Wi!/i-ied :Y/i'/'l'!, Misch­
verfassungstheorie und Yerfassungsrealität in Antike und früher Neuzeit (Stuttgart 1980) 98 ff.; 
11l0JeJ I, !-in!<J, Politics in the Ancient World (Cambridge 1983); De/!,) Lol",; Die Teilhabe des 
Bürgers an Regierung und Rechtsprechung in den Organen der direkten Demokratie des klassi­
schen Athen, in: E. K!II/ce (Hrsg.), Kultur und Fortschritt in der Blütezeit der griechischen Polis 
(Berlin 1985) 52-76. 
Ij Es ist nicht festzustellen, ob es in anderen Poleis einen - dem athenischen vergleichbaren 
Sonderstatus für dauernd ansiissige Fremde gegeben hat; Da l'Id Whilebl'dd, The Ideology of the 
Athenian Metic (Cambridge 1977) 4 f. 
I" Ygl. die Konstruktion eines "Indigenats" bei Eil/i! Sw 11 10, Das Griechische Bürgerrecht (Frei­
burg 1892, ND New York 1979), der die Aristotelische Definition des Bürgers zur Prämisse sei­
ner historischen Untersuchung gemacht hatte; siehe dazu die Kritik bei lVi!Fiet! GtllClllllka, Iso­
politie (München 1975) 5 f. 
'7 So schon G'1'(i1g I3I1JO!I, Griechische Staatskunde (München J 1920) I, 220 f. 
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Bezeichnung eines aus der Gesamtbürgerschaft (politeiCl) herausgehobenen Kreises 
politisch vollberechtigter Bürger 18

• 

Bei der Präsentation und Diskussion umfangreichen und mannigfaltigen emptrl­
sehen Materials in den Büchern IV-VI der Politik wird deutlich, daß Aristoteles ge­
rade in der Abstufung und Differenzierung politischer Rechte eine Möglichkeit zur 
Stabilisierung von Oligarchien sieht. Auf diese Theorie der gemäßigten Oligarchie, die 
sich hinter den zahlreichen Einzelbeobachtungen erkennen läßt, komnH es mir im fol­
genden an. 

Schon ohne formale Beschränkung von Rechten kann die tatsächliche Wahrneh­
mung von Partizipationschancen erheblich beeinflußt werden, indem zum Beispiel die 
Teilnahme an der Volksversammlung von einer vorhergehenden freiwilligen Ein­
schreibung in eine Liste abhängig gemacht, aus der Registrierung eine Verpflichtung 
zur Teilnahme an Volksversammlung und Volksgericht abgeleitet, deren Nichtbefol­
gung wiederum mit Strafgeldern geahndet wird (1297 a 24 ff.). Andere Möglichkeiten 
sind, die Teilnahme an diesen Funktionen allein für die Mitglieder der oberen Zensus­
klassen - unter Androhung von Geldbußen bei Versäumnis - verbindlich zu machen 
(1297 a 21ff., 35 ff.) oder die Ausübung bestimmter Magistraturen an die Übernahme 
kostspieliger Liturgien zu knüpfen (1321 a 33 ff.). 

Wenn es formale Einschränkungen der politischen Rechte auf Grund von Zensus­
qualifikationen gibt, dann kann dies auf eine Weise geschehen, die die Diskriminie­
rung der nicht qualifizierten Bürger in Grenzen hält. So sollen Zensusanforderungen 
grundsätzlich so festgesetzt werden, daß nicht eine Mehrheit von den politischen 
Rechten gänzlich ausgeschlossen wird (1297 b 2 ff.; 1320 b 25 ff.). Bei einer Festlegung 
unterschiedlicher Zensusqualifikationen für verschiedene Rechte und Funktionen 
kann die Volksversammlung für alle Bürger offenbleiben, wenn diese Versammlung 
nur über Vorlagen anderer Gremien abstimmen kann (1298 b 26 ff.; 1299 b 30 ff.). Der 
Demos kann in unterschiedlicher Weise an der Bestellung der Amtsinhaber beteiligt 
werden, wenn nur Mitglieder einer privilegierten Gruppe wählbar sind (1268a 20ff.; 
1305a 28ff.; 1305b 30ff.; 1318b 21ff.). Das Recht aller Bürger, die Wahl der Magi­
strate (aus einem eingeschränkten Kreis amtsfähiger Bürger) vorzunehmen, wird - in 
einem anderen Kontext - als elementares politisches Recht charakterisiert, dessen 
Verweigerung eine unangemessene Diskriminierung des Demos darstellte, dessen Ge­
währung jedoch auch keine Herrschaft der breiten Masse begründe (so 1274a 15-19; 
1281 b 32-34 zur Solonischen Verfassung). 

Die Beschränkungen für die qualifizierten politischen Funktionen brauchen nur für 
die höchsten und wirklich wichtigen Ämter zu gelten, für andere kann ein niedrigerer 
Zensus gefordert werden bzw. sie können den nicht bevorrechtigten Bürgern überlas­
sen werden (1305 b 34; 1309 a 30; 1320 b 11 ff.; 23 ff.). Die Amtsinhaber sollen aus ih­
ren öffentlichen Funktionen keinen materiellen Gewinn erzielen können (1308 b 
34 ff.; 1316 b 3 ff.; 1318 b 14 ff.). Amtsfunktionen, die mit Einkünften verbunden sind, 

18 Vgl. 111': Rllppe!, Politeuma, in: Philologus 82 (1927) 268-312; 433-454; llfoJSI~ Citoyens actifs 
et citoyens "passifs" dans les cites grecques, und demnächst IVi/ji'ie" Nippt!. Art. Politeuma, in: 
Historisches Wörterbuch der Philosophie. 
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sollen wiederum bevorzugt den nicht vollberechtigten Bürgern zugänglich sein (1309 a 
20 ff.). Für Aristoteles ist aber auch denkbar, daß der Demos unter Umständen den 
Ausschluß von den qualifizierten oder sogar von sämtlichen politischen Rechten hin­
nehmen könnte, wenn man sich nur der uneingeschränkten Wahrnehmung der 
Rechte im täglichen Leben erfreuen könne, in seinen Erwerbschancen nicht beein­
trächtigt werde und sich keiner ungesetzlichen Übergriffe von seiten der Machthaber 
ausgesetzt sehe (1297b 6ff.; 1308a 5ff.; 1318b 18ff.). 

Zur Stabilität einer Oligarchie ist auf der anderen Seite erforderlich, daß innerhalb 
der Elite selbst ein Höchstmaß an Partizipation verwirklicht werden kann. Ein wesent­
liches Instrument zur Sicherung von politischer Gleichheit innerhalb der Oligarchie 
sind vor allem kurze Amtsfristen (1308a 10ff.), unter Umständen kann aber auch der 
Einsatz des Losverfahrens sinnvoll sein (1300 b 1 ff.; 1303 a 14), das ja - unter der Vor­
aussetzung der Zulassung aller Bürger - das demokratische Verfahren par excellence 
darstellt (1317 b 20 ff.; Rhetorik 1365 b). Insgesamt muß dafür gesorgt sein, daß nicht 
zu viele Amtsfähige von der tatsächlichen Übernahme von Magistraturen ausgeschlos­
sen werden, ob wegen einer zu geringen Zahl von Magistraturen, fehlender zeitlicher 
Begrenzungen, Manipulationen von Wahlen oder weitreichender Verbote der gleich­
zeitigen bzw. sukzessiven Bekleidung mehrerer Ämter durch nahe Verwandte (1305 b 
1ff.; 1306 a 13 ff.; 1306 b 22 ff.). Ambitionierte und potentiell amtsfähige Individuen 
aus der breiten Bürgerschaft sollten in die politische Elite aufgenommen werden 
(1308a 8; 1320b 28; 1321a 30f.). Von Zeit zu Zeit sind die Zensusregelungen der 
Entwicklung der Vermögensverhältnisse anzupassen, um die Zahl der vollberechtig­
ten Bürger in Relation zur Gesamtzahl nicht unangemessen wachsen oder auch 
schrumpfen zu lassen (1308 a 35-b 10). 

Eine Oligarchie, die den Interessen und Rechten der Gesamtheit in eingeschränk­
tem, jedoch für die Stabilität des Systems - jeweils den Voraussetzungen und Umstän­
den gemäß - ausreichendem Maße Rechnung trägt, unterscheidet sich im Ergebnis 
nur graduell von anderen zwischen einer engen Oligarchie und einer Demokratie 
athenischen Typus liegenden Verfassungsformen, wie von der bei Aristoteles so ge­
nannten "ersten Demokratie", deren Bürgerschaft vor allem aus Bauern besteht, in der 
Volksversammlungen nur unregelmäßig stattfinden und die Ämter (da keine Diäten 
gezahlt werden) wie selbstverständlich der Oberschicht überlassen werden (1292 b 
25 ff.; 1318 b 6 ff.); sie entspricht auch in wesentlichen Punkten dem Aristotelischen 
Konstrukt einer Mischform aus Demokratie und Oligarchie (auf die noch zurückzu­
kommen ist). 

Bei Aristoteles läßt sich demnach eine implizite Theorie einer gemäßigt oligarchi­
schen, auf Akzeptanz durch die Gesamtheit der Bürger gründenden Herrschaft fassen: 
eine Oligarchie sollte der breiten Bürgerschaft politische Rechte von faktisch begrenz­
ter Bedeutung, jedoch beachtlichem Symbolwert einräumen - namentlich die Mitwir­
kung bei der Wahl der Amtsinhaber - und ihr ferner den vollen Rechtsschutz gewähr­
leisten, der mit der Zugehörigkeit zur Bürgergemeinde verknüpft ist. Die Elite sollte 
ferner prinzipiell nach unten offen sein und, auf ihren eigenen Kreis bezogen, mög­
lichst viel an Partizipation ermöglichen. 

Auf der theoretischen bzw. ideologischen Ebene finden sich dazu auch Entspre-
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chungen in der römischen Republik. (Die immer wieder diskutierte Frage nach den 
"griechischen Einflüssen" kann hier außer acht bleiben; was immer es im ideenge­
schichtlichen Bereich an Kontinuitäten gegeben haben könnte, Gegenstand dieser 
Konzeptionen waren jedenfalls Institutionen von singulärem Charakter, die Ergebnis 
einer genuin römischen Entwicklung waren.) Aufs Ganze gesehen zeigen sich in Rom 
sicherlich deutliche Unterschiede in der materiellen Bedeutung des Bürgerrechts für 
die Aristokratie auf der einen Seite, für die damit der Anspruch auf die Magistraturen 
verknüpft ist, und für die breite Masse der Bürgerschaft, für die der Schutz vor Willkür 
im Vordergrund steht '9 . In bestimmten Zusammenh;lngen wird jedoch auch ein 
wechselseitiges Bedingungsverhältnis zwischen der Freiheit der Aristokratie und der­
jenigen des Volkes bzw. zwischen der Partizipations- und der Schutzfunktion von li­
berIas thematisiert. 

So findet sich in den Quellen eine Begründung für das extreme Klassenwahlrecht 
der Centuriatscomitien, die nicht nur die angemessene Abstufung der politischen 
Rechte gemäß der militärischen und finanziellen Leistungsfähigkeit anführt, sondern 
auch betont, daß damit demonstrativ selbst der geringste Bürger nicht von einer Teil­
nahme am politischen Entscheidungsprozeß ausgeschlossen sei (auch wenn seine 
Stimme praktisch nicht zähle)lO 

Noch bedeutsamer ist die Ideologie, die in der römischen Republik mit bestimmten 
Institutionen verknüpft ist, die als Garantien der Bürgerfreiheit sowohl in einem incli­
vidualrechtlichen2' wie in einem politischen Sinne gelten. Das Provokationsrecht, d. h. 

das Recht des Bürgers auf ein ordentliches Gerichtsverfahren anstelle magistratischer 
Coercition bei Strafen gegen Leib und Leben, war in den politischen Konflikten der 
Ständekämpfe akut und durchgesetzt worden 22

, es wurde im Laufe der Zeit zum Sym­
bol des Schutzes der Bürger (einschließlich der (in's sille slljjiägio1J

) im ganzen Reich. 

"Civis Romanus sum" ruft der römische Bürger dem Provinzstatthalter zu, der ihn 
züchtigen will, im Vertrauen darauf, daß seine (il'ilm ihn schützen werde, so heißt es 
schon bei Cicero - (und nicht erst in der Apostelgeschichte zum Protest des Paulus 
bei seiner Verhaftung in Jerusalem)24. 

Die Volkstribune schützen den einzelnen Bürger gegen obrigkeitliche Willkür. Sie 
artikulieren darüberhinaus die kollektiven Interessen der plebs und bringen sie in den 
staatlichen Entscheidungsprozefl ein. Dieser in den Ständekämpfen entwickelte An­
spruch der - oder auch: an die - Volkstribune ist nie gänzlich verlorengegangen, auch 

19 joc!Jm Bleickm, Staatliche Ordnung und Freiheit in der Römischen Republik (Kallmünz 
1972); R,wfla11 b, Freiheit in Athen und Rom, 549 L 
20 Cial'O, De Re Publica 2,39 L; Lil'iw 1,43,10; Dion,r.rio.r flalikal'lle/J.rells 4,21,1; vgl. Oe/lide ,Viw­
let, L'ideologie du systeme centuriate et l'influence de la philosophie politique grecque, in: La fi­
losofia greca e il diritto romano [Accademia dei Lincei] (Rom 1976) I, 111-137. 
21 Vgl. für unterschiedliche Bewertungen Bltitken, Staatliche Ordnung, 31 L und Gilllit/no erijr), 
Remarques sur les problemes de l'egalite et de la libcrtc a Rome, in: Ktema 6 (1981) 193-206. 
22 lVoll~'lIIg Kllnkel, Untersuchungen zur Entwicklung des römischen Kriminalverfahrens in 
vorsullanischer Zeit (München 1962) 24 H.; Andrcl/' II;'~ Linloff, Provocatio, in: Aufstieg und Nie­
dergang der römischen Welt, I, 2 (Berlin 1972) 226-267. 
2J ,Hiebe! !lllmbal, Municipium et civitas sine suHragio (Rom 1978) 280f. 
H Zweite Rede gegen Verres 5,162; Apostelgeschichte 22, 23 H. 
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wenn das Tribunat seit der mittleren Republik primär Kontroll- und Reformaufgaben 
im Sinne der regierenden Elite ausübte 25

. Es haben sich Reflexe einer Vorstellung ge­
halten, gemäß der die Vertretungsfunktion der Volkstribune nicht allein der Ausle­
gung durch die jeweiligen Amtsinhaber unterliege, sondern daß es auch eine Rückbin­
dung an den Willen des Volkes geben müsse26

. Dieses Verhältnis zwischen Volk und 
Volkstribunen ließ sich jedoch nicht in eindeutigen, dem römischen Verfassungssy­
stem adäquaten Konstruktionen erfassen 27

, und jeder Versuch, aus einer solchen 
Funktionsdefinition des Tribunats unmittelbar wirksame Konsequenzen zu ziehen, 
beschwor die Verfassungskrise herauf, wie sich imJahre 133v.Chr. zeigte, als Tiberius 
Gracchus mit einer auf den Volkswillen bezogenen Argumentation die Abwahl seines 
interzedierenden Kollegen durchsetzte. 

Immerhin läßt sich sagen, daß im Volkstribunat eine dritte Ebene politischer Parti­
zipation angelegt ist (neben der tatsächlichen Regierungsfunktion auf der einen, der 
Wahl von Amtsinhabern auf der anderen Seite): nämlich die Vertretung von Interes­
sen durch Beauftragte, auch wenn sich das Verhältnis zwischen Mandatar und Man­
danten einer näheren Bestimmung entzieht. 

Provokationsrecht und Volkstribunat als institutionelle Garantien und symbolische 
Verkörperungen der liberlcls des Volkes28 können andererseits auch als Voraussetzung 

der politischen Führungsrolle der Nobilität gelten, da von ihnen eine pazifizierende 
Wirkung ausgeht und durch sie ermöglicht wird, die breite Masse der Bürgerschaft in 
ein aristokratisch gelenktes Gemeinwesen zu integrieren, ohne ihr eine materielle Ent­
scheidungsbefugnis einräumen zu müssen 2

". (Allerdings steht dieser relativen Aner­
kennung der positiven Rolle des Volkstribunats bei Cicero eine Auffassung entgegen, 
die im Tribunat eine gefährliche Quelle von Aufruhr siehtJ O) Fundamentale Voraus­
setzung für eine solche Integration ist unter den Bedingungen sozialer Ungleichheit 
die Gleichheit in bezug auf die bürgerlichen Rechte3l 

Für die Aristokratie wiederum impliziert liberIas insbesondere die - zumal durch 
Annuität ermöglichte l2 

- Rotation der Ämter innerhalb der regierenden Klasse JJ , zu 

2:. Jochen BleidclI, Das römische Volkstribunat, in: Chiron 11(1981) 87-108. 
26 Po/rbins. 6,16,5; Ciaro, De oratore 2,167; Plutareh, Tiberius Gracchus 15,2 H. 
27 Vgl. aber jetzt akko 13ehrC/lds. Tiberius Gracchus und die Juristen seiner Zeit, in: K. rU~i; und 
lJ. Liebs (Hrsg.), Das Profil des Juristen in der europiiischen Tradition. Symposion aus Anlaß des 
70. Geburtstages von Franz Wieacker (Ebelsbach 1980) [25-121], 85 ff., der argumentiert, daß Ti­
berius Gracchus zur Begründung der Absetzung des Octavius mit einer aus dem Privatrecht ent­
lehnten Mandatstheorie operiert habe. 
2b Lil"iuJ 3,45,8; Ciaro, 2 Verr. 5,163; Bleickm. Staatliche Ordnung, 32 f. 
2<) Ciccro. De Re Publica 2,57-59; dcn .. Oe Legibus 3,25 f.; !ll/i'cd HI'IIß. Ciceros Theorie vom rö­
mischen Staat (Nachrichten der Akademie der Wissenschaften Göttingen, Phil.-Hist. KI., Jg. 
1975, NI'. 8); Klaus ,H. C:imdet. Ciceros Urteil über die Entstehung des Tribunats als Institution 
der römischen Verfassung, in: Bonner Festgabe für Johannes Straub zum 65. Geburtstag (Bonn 
1977) 179-200; iViNd. Mischverfassungstheorie, 155. 
I() eiaro. Oe Legibus 3,19-22; vgl. auch die divergierenden Einschätzungen des Volkstribunats 
bei den Renaissance-Theoretikern: Po{()ck. Mach. Moment, 1%, 246 f., 308 . 
.\1 eirero, Oe Re Publica 1,49. 
12 UrillJ 2,1,7 und öfter; Blcickl'll. Staatliche Ordnung, 23, A. 17. 
\.1 Cic(l"O. De Legibus 3,5. . 
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deren Legitimation als Leistungselite auch die prinzipielle Offenheit gegenüber hOllli­
nes novi J4 gehört. 

Auch hinsichtlich der Entsprechung zwischen den Rollen von Bürger und Soldat 

finden sich in den antiken Gemeinwesen Unterschiede, die den Differenzierungen der 

Verfassungsordnungen entsprechen. Die grundsätzliche Gleichsetzung von Bürger­

schaft und militärischem Aufgebot war ein konstitutives Merkmal der antiken Stadt­

staaten nach der - im Zusammenhang mit der Einführung der Hoplitenphalanx ste­

henden - Ablösung der archaischen Adelsherrschaften. Die Unterschiede im einzel­

nen betrafen vor allem den Status derjenigen, die ökonomisch nicht waffenfähig wa­

ren. Viele Poleis knüpften die (bzw. die qualifizierten) politischen Rechte an das Errei­

chen des Hoplitenzensus. In Rom hat man mit den Centuriatscomitien eine Propor­

tionalität zwischen politischem Gewicht und militärisch-finanzieller Leistungsfähig­

keit geschaffen, die - wie schon erwähnt - als ingeniöse Lösung des Problems einer 

akzeptablen Abstufung der politischen Rechte ausgegeben werden konnte. Die Aus­

dehnung der aktiven politischen Rechte auf die unteren Strata der Bürgerschaft - de­

nen durch freiwilligen Dienst auf der Flotte die Möglichkeit eines militärisch nützli­

chen Beitrags gegeben wurde - macht den Sonderfall des demokratischen Athens aus. 

In den oligarchischen Umstürzen gegen Ende des Peloponnesischen Kriegs wurde 

versucht, die Koppelung zwischen finanzieller Leistungsbereitschaft, ökonomischer 

Waffenfähigkeit und politischer Berechtigung wiederherzustellen3'; dies scheiterte 

(auch) am Widerstand der großen Masse der Bürgerschaft, die darin einen Angriff auf 

ihren Bürgerstatus insgesamt erkannte36 

In allen Fällen stand außer Frage, daß gerade die oberen Zensusgruppen die Bela­

stungen durch den Kriegsdienst als solchen, durch Liturgien und Kriegssteuern zu 

tragen hatten 37
• Der Erfolg der stabilen Gemeinwesen Athen, Sparta und Rom be­

ruhte auf ihrer Fähigkeit, sich die militärische Leistungsbereitschaft ihrer sozialen Eli­

ten wie diejenige der großen Masse der Bürgerschaft (durch eine je unterschiedliche 

Mischung von politischer Berechtigung und materieller Gratifikation) zu sichern 38
. 

Für enge Oligarchien könnte sich dagegen öfter das Problem gestellt haben, sich zwi­

schen dem Einsatz von Söldnern (sonst im übrigen ein typisches Instrument von Ty­

rannen) und einer Aufbietung der Masse der Bürgerschaft, die dann wahrscheinlich 

politische Rechte forderte, entscheiden zu müssen (vgl. Aristoteles, Politik 1306 a 

25 ff.). 
Insgesamt heißt das also, daß ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen militäri­

scher Funktion und politischen Rechten sich gerade im Falle der verschiedenen For­

men oligarchischer Regimes ergab, während es ein Kennzeichen der Demokratie war, 

daß sie die zwingende Kopplung von bei dem aufgegeben hatte. 

34 Sh. jetzt Peler Brullf, Nobilitas and Novitas, in: Journal of Roman Studies 72 (1982) 1-17. 
35 Vgl. Nippel, Mischverfassungstheorie, 84 ff. 
36 77J/1kydideJ 8, 76,5. 
37 AJoJe.; l. Filllt'); The Freedom of the Citizen in the Greek Wor/d, in: den., Economy and So­
cicty in Ancient Greece (London 1981) [77-94], 89. 
38 Fillle)', Politics in the Ancient Wor/d, 58 H. et passim. 
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Neben dem partizipatorischen Bürgerideal stellt - für Pocock - das Konzept der 
Mischverfassung ein wesentliches Element des "klassischen Republikanismus" darJ9

. 

Die Problematik dieser Zuordnung liegt zum einen wiederum in einer fehlenden 
Differenzierung hinsichtlich des Bürgerkonzepts und zum anderen darin, daß nicht 
ausreichend zwischen zwei erheblich unterschiedlichen Varianten des Mischverfas­
sungskonzepts unterschieden wird. 

Das Modell der von Aristoteles konstruierten, politeia genannten Mischform aus 
Demokratie und Oligarchie setzt an der Ausdehnung und Ausgestaltung der politi­
schen Rechte und Chancen in den beiden Verfassungstypen an, die je als Verkörpe­
rung der Herrschaft der Armen bzw. der Reichen angesehen werden40 . Der Gegensatz 
zwischen den konkurrierenden Ansprüchen bei der großer Gruppen der Bürgerschaft 
_ vor allem auf die Ämter - soll dadurch überwunden werden, daß jeweils typisch de­
mokratische mit typisch oligarchischen Regelungen kombiniert werden. Außer Festle­
gungen eines angemessenen mittleren Zensus erörtert Aristoteles (als Alternative 
dazu) Möglichkeiten, Diätenzahlungen (typisch für die Demokratie) mit Versäumnis­
bußen (typisch für Oligarchien) oder Losung (demokratisch) mit Wahl (oligarchisch) 
dergestalt zu kombinieren (Diäten für Arme, Bußen für Reiche bzw. Losung aus Vor­
gewählten), daß der Effekt einer (überwiegenden) Rekrutierung der Amtsinhaber aus 
den oberen Schichten der Bürgerschaft erreicht werden kann, ohne daß eine förmliche 
Abstufung der politischen Rechte vorgenommen oder ohne daß typisch demokrati­
sche Errungenschaften - Diäten und Losung - gänzlich aufgehoben werden müßten. 

Dieses Modell bietet somit eine spezifische Variante einer gemäßigten Oligarchie, 
die anscheinend konzipiert worden ist, um eine faktische Abstufung politischer Parti­
zipationschancen zu erreichen, bei der die Abkehr von den Prinzipien der entwickel­
ten Demokratie, die mit dem Bürgerideal für alle Bürger ernst machen will, möglichst 
verschleiert werden solL 

Die zweite Variante der Mischverfassung hat erst recht nichts mit einem partizipa­
torischen Bürgerkonzept gemein. Einzelne Komponenten dieses Konzepts sind bei 
Platon und Aristoteles zur Erklärung der Stabilität der spartanischen Verfassung (mit 
ihrem Wechselspiel zwischen Königen, Gerousia und Ephoren) herangezogen bzw. 
entwickelt worden 41

. Polybios hat später diese Vorgaben zusammen mit weiteren 
Theorieelementen zu einem spezifischen Konzept von Mischverfassung vereinigt, das 
er zur Erläuterung des Erfolges des römischen politischen Systems (Konsuln, Senat, 
Volk und Volkstribune) heranzog (und Cicero ist ihm - mit spezifischen Modifikatio­
nen - gefolgt)42. Es geht um ein System von cbecks-a/ld-ba/al/ces zwischen Regierungs­
organen mit sich überschneidenden Kompetenzen, divergierender Legitimationsbasis 
und (zum Teil) unterschiedlicher sozialer Rekrutierung. Damit sei zum einen der Aus­
gleich der gesellschaftlichen Interessen gewährleistet und zum anderen die wechselsei­
tige Kontrolle der Regierungsinstanzen etabliert, die einen Mißbrauch der Macht 

39 Pocock, Mach. Moment, 67, 77; den., Civic Humanism and its Role in Anglo-American 
Thought, in: ders., Politics, Language and Time (London 1972) [80-103],88. 
40 Politik 1294 a30-b 13; Nippel, Mischverfassungstheorie, 52 H. 
41 Nippel. Mischverfassungstheorie, 124 H. 
·12 Ebd., 142 H. 
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durch die Regierenden ausschließe. Dieses Modell thematisiert zugleich die Fragen 

des Interessenausgleichs zwischen Adel und Volk wie diejenige des Verhältnisses von 

Amtsinhabern und Regierten. Die Rechte der Gesamtheit werden demnach zum ei­
nen mittelbar durch die Interorgankontrollen auf der Ebene der Entscheidungsinstan­

zen abgesichert, auf der zugleich die mit der Vertretung der Volksinteressen beauftrag­

ten Magistrate (Ephoren bzw. Volkstribune'J) eine entscheidende Rolle spielen, und 

zum anderen durch die kollektive Teilnahme am politischen Prozeß über Wahlen und 

Abstimmungen. 

Voraussetzung für das Funktionieren eines solchen Systems ist realiter (wie die Bei­

spiele Spartas und Roms zeigen), daß in den verschiedenen Entscheidungsinstanzen 

keine erheblich divergierenden gesellschaftlichen Interessen vertreten werden, son­

dern daß alle Positionen von den Vertretern einer weitgehend homogenen Führungs­

schicht besetzt bzw. kontrolliert werden, so daß trotz aller formalen Rechte im Effekt 

der politische Einfluß der Gesamtheit der Bürger auf ein Mindestmaß beschränkt wird. 

* 

Die Schlußfolgerungen, die sich aus diesen kurzen Bemerkungen zur antiken Pro­

blematik für das Problem des klassischen Republikanismus in der Renaissance erge­

ben könnten, können letztlich nur von den Spezialisten gezogen werden. Es kann hier 

im folgenden nur darum gehen, einige Beobachtungen zu machen und daraus einige 

Fragen abzuleiten, die - nach dem Eindruck eines Außenstehenden - in der einschlä­

gigen Spezialliteratur nicht immer genügend beachtet worden sind. 

Ein zentrales Postulat müßte meines Erachtens lauten, die verschiedenen Dimen­

sionen der Bürgerproblematik - die rechtlichen, politischen und ideologischen 

Aspekte - stärker untereinander in Beziehung zu setzen, als dies bisher im allgemei­

nen der Fall sein dürfte. 

Gerade für einen Althistoriker ist es frappierend festzustellen, daß die Fragen der 

Definition des Bürgers sowie der rechtlichen und ideologischen Implikationen des 
Bürgerstatus anscheinend kaum eingehender untersucht worden sind und man nur 

auf vergleichsweise lapidare Feststellungen trifft, daß diese Fragen leider ausgespro­
chen schwierig zu beantworten seien44

. 

Für eine bestimmte Forschungsrichtung sind die Stellungnahmen der Postglossato­

ren zentral. Sie betrafen zum einen das grundsätzliche Problem der rechtlichen Be-

1.1 Die Schwierigkeit, das Verh,iltnis zwischen Volk und Volksmagistraten angemessen erfassen 
ZlI können, zeigt sich auch bei der Einordnung des Ephorats. Entweder ignorierte man die 
Volksversammlung (so Platon und Aristotcles) oder das Ephorat (so Polybios); vgl. Ni/,/,eI, Misch­
verfassungstheorie, 126, 148 und ebd., 157ff., 161 ff., 192, A.5, 204, A.8, 254, A.I0, 299, A.19 zur 
Ephoren-Konzcption in der frühneuzeitlichen politischen Theorie. 
·H SO z. B. RicJtllbclg (0. A.6), 2.37; den., Citizenship and Equality in Late Medieval Italy, in: Studia 
Gratiana 15 (1972) [424-4.39], 435, A.17;J/i/iIlJ Kinbl/o; Paolo di Castro on "civcs ex privilcgio", 
in: Renaissance. Studies in Honor of Hans Baron (De Kalb, llI. 1971) [227-264],229 f.; ergiebiger 
sind lVillitllll ,11. lJoIUJk); Medieval Citizenship: The Individual and the State in the Commune of 
Siena, 1287- U 5 5, in: Studies in Medieval & Renaissance History 4 (1967) 195-243; Peler RieJI'II­

bog. Citizenship at Law in Late Medieval Italy, in: Via tor 5 (1974) .3.-3.3-346. 
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gründung der Autonomie bzw. Souveränität der Bürgergemeinde. Aus der Vindizie­
rung der ('ivitas sibi prillcejIJ bzw. dvitas qllae /lon recoglloscit slIj)eriorelll wurde wie­
derum das Recht der Gemeinde hergeleitet, das Bürgerrecht durch Beschluß verleihen 
zu können">. Die consilia der Juristen sind vor allem angefordert worden, wenn es um 
die konkret immer wieder zu Konflikten führenden Fragen um die Rechte von Neu­
bürgern (es handelte sich vor allem um aus dem colltado zugezogene Familien) und 
ihre Gleichstellung bzw. Diskriminierung im Verhältnis zur indigenen Bürgerschaft 
ging. Dabei ist von den Juristen offenbar als selbstverständlich vorausgesetzt worden, 
daß aus dem Bürgerstatus als solchem kein unmittelbarer Anspruch auf die Beklei­
dung öffentlicher Ämter abgeleitet, sondern die Berechtigung dazu an weitergehende 
Qualifikationen (wie Steuerzahlungen und Residenz in der Stadt über lange Zeit­
riiume) geknüpft werden könne"6 

Auf die Definition, Identifizierung, innere Differenzierung und soziale Rekrutie­
rung der regierenden Klasse kommt es einer anderen Forschungsrichtung an. Als ob­
jektives Kriterium der Zugehörigkeit zu dieser - als rcggimcnto bezeichneten - Elite 
wird die Wiihlbarkeit in die 1i'e ,llaggiol'l; die obersten Ämter (die 5'(1.;1IO/'ill und die 
beiden ihr zugeordneten Kollegien der Zwölf und der Sechzehn) angesehen. Die Aus­
wertung der Listen der wählbaren Kandidaten, die bei einer (periodisch stattfinden­
den) Kandidatenüberprüfung (\q/littino) anfallen, ermöglicht wesentlich exaktere Aus­

sagen über die tatsächliche Zusammensetzung und Entwicklung der politischen 
Klasse als zuvor möglich war17

. 

Für die Beantwortung der Frage, welche Rolle Bürgerrecht und Bürgerideologie für 
die politische Integration der Florentiner Gesellschaft spielten, wäre es wichtig zu wis­
sen, wie sich das Verhältnis zwischen politisch Berechtigten und der Gesamtheit der 
Bürger entwickelt hat. Nur dann ließe sich die im Zusammenhang mit der These Ba­
rons verschiedentlich thematisierte Frage des Realitätsbezuges der politischen Ideolo­
gie Leonardo Brunis genauer eingrenzen. Es ist verschiedentlich gegen Baron einge­
wendet worden, daß man kaum die Wirksamkeit eines politischen Bürgerideals in ei­
ner Konstellation unterstellen könne, in der tatsächlich eine Einschränkung der sozia­
len Basis des Regimes (infolge verschiedener Verfassungsänderungen in der Zeit nach 
dem Ciompi-Aufstand) stattgefunden habe4B 

{j L"I/m ,1/"I'/illtS, Lawyers and Statecraft in Renaissance Florencc (Princcton 1968) 413 ff.; Jkill-
111'1', Foundations 1,8 ff.;.Io'(t!,!J P (,(lIli1illg, A Fourteenth-Ccntury Contribution to the Thcory of 
Citizenship: Politieal Man and thc Problem of Crcated Citizenship in the Thought of Baldus de 
Ubaldis, in: Authority and Power. Studics on Medieval Law and Government presented to Wal­
tcr Ullmann (Cambridgc 1980) 197-212. 
1(, Vgl. die in Anm. 44 zitierte Literatur sowie .Il/til/S Kin/mo; "Ars imitatur naturam": a Consi­
lium of Baldus on Naturalizalion in Florence, in: Via tor 5 (1974) 289-.3.31; den" "Civitas si bi fa­
eiat civcll1": Bartollis of Sassofcrrato's Doctrine on the Making of a Citizcn, in: SpcclIllIll1 48 
(197.3) 694-71.3. 
" f)a!e Km/. Thc Florcntine Rl'ggilllm/o in thc Fifteenth Century, in: Renaissance Quartcrly 28 
(1975) 575-6.38; (;ml' f)mrR.o; The Civic Worlel of Early Renaissance .Florence (Princeton 1977) 
248 ff.; :Vim!ili R/lbiw/I'in, Oligarchy anel DCll10cracy in Fiftcenth-Centllry Florcncc, in: Florence 
anel Venice 1 (0. A3), 99-112. 
iH Kin/)!]('/', Paolo eli Castro on "civcs ex privilegio", 26.3 f.; !im(ker, Civic World, 9 (mit weiteren 
Nachwcisen). 
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Dieses Argument geht jedoch von der Annahme aus, daß jede Rede von bürgerli­
cher Freiheit, Gleichheit und politischer Teilnahme sich notwendig auf die Gesamt­
heit beziehen müsse und ignoriert die Möglichkeit, eine solche Ideologie auch mit ei­
ner gemäßigt oligarchischen Verfassung kompatibel zu halten. Wenn man als Adressa­
ten von Brunis Postulaten die Schicht der amtsfähigen Bürger ansieht, dann verliert 
seine Behauptung, in Florenz habe jeder Bürger gleiche Chancen auf die öffentlichen 
Ämter, den Charakter einer fragwürdigen Verzerrung der Realität, der ihm oft zuge­
schrieben worden ist. Denn für die zum reggimento zählenden (circa 2500 Bürger) war 
dies - angesichts der kurzen Amtsfristen (in einigen Fällen nur 2 Monate), des Losver­
fahrens und der mehr als tausend49 regelmäßig zu vergebenden öffentlichen Positio­
nen - durchaus nicht so illusorisch 50. Die Signifikanz von Brunis Aussagen ist am ehe­
sten darin zu sehen, daß sie die Überwindung eines korporatistischen Politikverständ­
nisses zugunsten eines vom einzelnen Bürger ausgehenden (wenngleich elitär einge­
schränkten) Republikanismus impliziert51 . 

Die Integrationsprobleme stellen sich in Florenz wohl auf zwei Ebenen: zum einen, 
wie sich die Behauptung der Gleichheit innerhalb der Aktivbürgerschaft mit der Her­
ausbildung eines engeren Führungszirkels innerhalb des reggimento vereinbaren ließ, 
der (zumal über das Institut der pmtiebe, der ad hoc einberufenen, semioffiziellen Be­
ratungsgremien der Magistrate) weitgehend die Richtlinien der Politik bestimmte, und 
weiter ob bzw. wie weit der Ehrgeiz der Gruppen, die an der Schwelle zum reggimCllto 
standen, befriedigt werden konnte. Man müßte in diesem Zusammenhang wissen, ob 
es eine erhebliche Differenz zwischen der Zulassung zu den "[j'e Jlaggiori (und ande­
ren gewichtigen Ämtern) und zu der großen Zahl weniger bedeutsamer Amtspositio­
nen gab52 und zum anderen, ob etwa die (möglicherweise gegenüber den akzeptierten 
Kandidaten mehr als doppelt so große)53 Gruppe potentiell amtsfähiger Bewerber, die 
die Hürde des sqllittillO nicht nehmen konnte, sich zurückgesetzt fühlte (oder ob die­
ses Problem - wenn es denn eines gewesen sein sollte - möglicherweise dadurch ent­
schärft wurde, daß die Vorgänge bei der Eignungsprüfung nicht publik gemacht wur­
den). Daß es eine Sensibilität in solchen Fragen gab, zeigt die Anwendung verschiede­
ner Inkompatibilitätsvorschriften (die unter anderem die gleichzeitige Übernahme ho­
her Amtsfunktionen durch mehr als drei Mitglieder einer Familie ausschlossen): erst 
nach Abschluß des Bestellungsverfahrens trat die Durchsetzung des dit"ieto ein; dieje­
nigen, die eigentlich bestellt waren, ihr Amt aber wegen eines solchen objektiven 
Hemmnisses nicht antreten konnten, wurden als reelliti ai Tre illaggiori bekannt ge-

49 Diese Zahl schätzt Brutkl'J~ Civic World, 253 mit A. 28, während andere bis zu 3000 Positio­
nen annehmen. 
'0 Vgl. jetzt Rlibimicill, Oligarchy and Democracy in Fifteenth-Century Florence, 107 mit seinen 
früheren weitaus skeptischeren Ausführungen, Florentine Constitutionalism and Medici Ascend­
ancy in the Filteenth Century, in: dm. (Hrsg.), Florentine Studies, (London 1%8) 442-462. 
)J Vgl. BrutkeJ; Civic World, 11 f.;Jobll ill. Nd/fm); Guild Republicanism in Trecento Florence, 
in: Amcrican Historical Review 84 (1979) 53-71; AIIIOII)' Bt{/ck, Guilds and Civil Society in Eu­
ropean Political Thought (London 1984) 961f. 
" Kml, Thc Florentine ReggilJlel/lo in the Fifteenth Century, 578, 584 f. läßt dies offen. 
53 Ebd., 578 (zum JqllittillO von 1433). 



Bürgerideal und Oligarchie 15 

macht (die tatsächlich installierten Magistrate hießen seelutl), und ihren Nachkommen 
wurde als beneFeiati die Wählbarkeit zu den höchsten Amtsfunktionen zugesprochen. 

Für das Verhältnis gegenüber den Bürgern ohne Aussicht auf Bekleidung öffentli­
cher Ämter wäre nach den rechtlichen wie symbolischen Implikationen des Bürger­
rechts (in der Abgrenzung gegenüber den nichtbürgerlichen städtischen Schichten wie 
gegenüber den Bewohnern des rolltado) zu fragen. Was bedeutete in praktischer wie in 
sozialpsychologischer Hinsicht die Verbürgung von Rechtssicherheit und Rechts­
gleichheit auch für den kleinen Bürger, die Bruni in Anlehnung an das Formular des 
römischen Provokationsrechts betont hatte ("ego quoque Florentinus civis sum", 
könne auch der geringste aller Bürger sagen)54? Es wäre ferner nach möglichen Kom­
pensationen in Form sozialer Ehrenstellungen unterhalb der Ebene politischer Ämter 
(z. B. durch ehrenvolle Funktionen in den Gilden 5

') zu fragen oder auch nach den 
Funktionen einer Wohlfahrtspolitik gegenüber den unteren Schichten56

. Anders ge­
sagt, es könnte sich lohnen, nach Florentinischen Äquivalenten zu den später von 
Gianotti und Contarini angeführten Integrationsmitteln in Venedig, zumal gegenüber 
den cittädini originari, zu suchen57

. 

Auch für die Verfassungsproblematik der Zeit der wiederhergestellten Republik 
zwischen 1494 und 1512 und für die andauernden theoretischen Erörterungen bis 
zum Ende des republikanischen Intermezzos von 1527 bis 1530 muß die Mehrdimen­
sionalität der Bürgerkategorie beachtet werden, wenn man den Einsatz verschiedener 
Elemente des klassischen Republikanismus für unterschiedliche verfassungspolitische 
Zwecke angemessen erfassen will. 

Die Verfassung von 149458 fixierte zum ersten Mal förmlich den Kreis der amtsfä­
higen Bürger (auf die früher als wählbar zu den Tre frIaggiori Akzeptierten sowie die 
Söhne und Enkel solcher Bürger). Diese - wie sich herausstellte - mehr als 3000 pas­
siv wahlberechtigten Bürger bildeten den Großen Rat. Die quasi serrata wurde in ge­
wisser Weise dadurch kompensiert, daß die Festschreibung de facto mit einer Ausdeh­
nung des reggimento einherging, sowie dadurch, daß die Möglichkeit einer Ergänzung 
aus bisher nicht ratsfähigen Familien vorgesehen war. Der COllSiglio iHaggiore konnte 
deshalb als Realisierung eines gouerno largo gelten, und er konnte zudem als symboli-

54 Laudatio Florcntinae Urbis, in: Ilam Baron, Frorn Petrarch to Leonardo Bruni (Chicago 1968) 
262. 
" V gl. 13rucker, Civic World, 260 I. 
56 Ebd. 501; Rir!Jard C hex/er, Charity and the Defense of Urban Elites in thc Italian Corn­
rnuncs, in: F Cjalxr (Hrsg.), The Rich, the Weil Born and the Powerful (Urbana, I11. 1973) 
64-109. 
)7 Vgl. 13ri,1II Pul/all, Rich and Poor in Renaissance Venice (Oxford 1971) v.a. 99fl., 6261.; lP"i/­
fia 11/ BOIl W.WICI, Venice and the Defense of Republican Liberty (Berkeley 1968) 60, 148 I. 
58 iVico/ai Rilbimlein, Politics and Constitution in Florence at the End of the Fifteenth Century, 
in: E. Fjücob (Hrsg.), Italian Renaissance Studies (London 1960) 148-183; Fe"~\." Gi/berl, Floren­
tine Political Assurnptions in the Period of Savonarola and Soderini, in: Journal of the Warburg 
& Courtauld Institutes 20 (1957) 187-214; das., Machiavelli and Guicciardini (Princeton 1965); 
f)ollcdd lP"eimleill, Savonarola and Florence (Princeton 1970) 247 ff.; 5ngio Berlel/,; Constitution­
al Reforrns in Renaissance Florence, in:Journal of Medieval & Renaissance Studies 3 (1973) 139-
164. 
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sehe Repräsentation und institutionelle Garantie der libertti des gesamten pO/lolo gel­
ten. 

Savonarolas Rechtfertigung dieser Institutionen baut auf einem Argument der 
Wahrnehmung der Autorität des gesamten Volkes durch eine kleinere Gruppe (die ei­
nerseits nicht zu exklusiv ist, andererseits aber den regierungsunfähigen Pöbel aus­
schließt) aufl'\ die in der Vagheit der hier verwendeten Vertretungskonzeption in der 
Tradition der Rede von der ilCln mleneiar steht60 

Für die Verfechter eines mehr oligarchischen Regimes, eines gOl'emo stretto, kam es 
nach 1494 vor allem darauf an, die Angleichung der Florentinischen Verfassung an das 
Venezianische Vorbild, die Savonarola explizit auf die Nachahmung des Großen Rates 
beschränkt halten wollte, konsequent weiterzuführen"'. Den Calls<i;/ia illaggiorc 
konnte man als solchen unangetastet lassen, wenn es nur gelang, durch die Institutio­
nalisierung eines starken Senats und einer quasi-monarchischen Spitze die faktische 
Entscheidungskompetenz auf Gremien zu verlagern, die das Übergewicht einer klei­
nen politischen Führungsgruppe institutionell ermöglicht hätten. Theoretiker wie 
Guicciardini und Gianotti wußten, daß man zur Erreichung dieses Ziels gut daran tat, 
die Institution des Großen Rats wegen seiner symbolischen Verkörperung von Frei­
heit und bürgerlicher Partizipation nicht abzuschaffen; sie wußten weiter, daß eine Re­
duzierung politischer Partizipationschancen der Absicherung durch die Garantie von 
Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit für alle Bürger bedurfte"z Die von Lodovico 

Alarnanni 1516 getroffene Feststellung, es gebe in Florenz drei Gruppen - diejenigen, 
die die tatsächlichen Regierungsfunktionen anstrebten, eine zweite Gruppe, die zwar 
Ämter bekleiden, aber nicht wirklich regieren wolle, und schließlich diejenigen, die 
zufrieden seien, wenn sie keinen außerordentlichen Steuern unterworfen würden und 
ungestört ihrem Erwerb nachgehen könnten"l, entspricht sehr gut dem Modell der 
Abstufung bzw. unterschiedlichen Valenz des Bürgerrechts für unterschiedliche Grup­
pen, wie es schon für die gemäßigten Oligarchien der Antike relevant war und meines 
Erachtens auch das sinnvollste Interpretationsparadigma für die Verhältnisse in Flo­
renz darstellt. 

Es ist kein Zufall, daß die Florentiner Theoretiker eines gOl'emo stretto bzw. die Pro­

pagandisten des Vorzugs der Venezianischen Verfassung die Forderung nach einer 
solchen Ordnung auch mit dem Argument der Vorzüglichkeit einer Mischverfassung 

5<) Trattato Terzio. Della instituzione e modo dei governo civilc, in: C;"lro/alllo 5itrowlro/a, Opere 
11 (hrsg. v. In hlj){) (Rom 0.] [1965])) 474. 
('0 Vgl. vor allem lI/ti/la U!llI/a 11 11, De Bartoli Sententia: concilium repraesentat mentem populi, 
in: Bartolo da Sassoferrato. Studi e Documenti per il VI centenario (Mai land 1962) 11, 707-73.3. 
Cd Gi/berl, Machiavelli, 52 H. 
(,2 C;lIialilrdlllI, Ricordi no 21,38 (zitiert nach FI,IIJCi'J(() C;'/llal,,/(/IIII, Selected Writings, hrsg. 
und übers. von C. lind M. Grayson [London 1965]); vgl. weiter Po({)rk, Mach. Moment, 128 f., 
142 f., 146, 278 f., 286 f.; R IIdo// l'(}// A/ballnl, Das Florentinische Staatsbewußtsein im Übergang 
von der Republik zum Prinzipat (l3ern 1955) 102, 124, 127f., 154; Gi/bai, Machiavelli, 85ff.; 
5killntr, Foundations I, 159 f. 
{oJ III/;I'rllnl, Staatsbewußtsein 369 (Text), vgl. 44. 
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_ in der zweiten Variante - verbandenM Denn damit ließ sich die Notwendigkeit der 
Einführung von dem COIlJ<~fio illaggiore gleichgeordneten Institutionen begründen 
und die Etablierung von Interorgankontrollen dieser Art als Garantie der politischen 
Stabilität wie der Freiheit aller Regierten rechtfertigen. (In diesem Sinne ist die Figur 
der Mischverfassung spiiter im 16. Jahrhundert zu einem konstitutiven Element des 
lIIilo di Vt'IIi'Zia geworden)<>'. 

Schließlich seien noch einige Bemerkungen zum Problem der Bürger-Miliz ge­
macht. In der Florentinischen Diskussion warf das Postulat der Wiederherstellung des 
antiken Ideals vom Bürger-Soldaten von Anfang an nicht nur die Frage der Effizienz 
im Vergleich zu einem Söldner-Aufgebot auf, sondern auch zum einen das Problem 
der militärischen Kompetenz wie der persönlichen und finanziellen Leistungsbereit­
schaft der bürgerlichen Oberschichten und zum anderen, ob man das Risiko einer Be­
waffnung der unteren Schichten - mit den möglichen Gefahren für die innere Ord­
nung und den sozialen status quo - eingehen könne66

. Wenn man dies vermeiden 
wollte, konnte man entweder die Rekrutierung der Miliz auf die sozial zuverlässigen 
Klassen beschränken (wie zwischen 1527 und 1530 praktiziertr oder man mußte 
- die Rede vom Bürgerideal damit dementierend - auf die Bevölkerung des wlllado 

zurückgreifen (wie 1506 - ausgerechnet unter der Regie von Machiavelli - gesche­
hen)68 Die Wiedergewinnung der Übereinstimmung zwischen den Rollen des Bür­
gers und des Soldaten ließ sich nicht mit dem möglichen praktischen Vorzug einer 
Miliz, der Mobilisierung möglichst großer Zahlen, in Übereinstimmung bringen69

. 

Und zudem hatte man es seit der Etablierung eines Gonfaloniere auf Lebenszeit 
(1502) mit der Befürchtung zu tun, daß dieser eine aufgebotene Truppe zu einern 
Staatsstreich einsetzen könnte70

. Die Kopie des Venezianischen Vorbilds schuf hier 

(,j Rm:zo Peuhio!i, Il "mito" di Venezia e la crisi fiorentina intorno al 1500, in: Studi Storici .3 
(1962) 451-492; Fdix Gi/bai, The Venetian Constitution in Florentine Political Thought, in: N. 
RlIbiwlein (Hrsg.), Florentine Studies, 463-500; Erc!m(l/lI/ !3Iarkslein, Der venezianische Staats­
gedanke im 16. Jahrhundert und das zeitgenössische Venedig-Bild in der Staatstheorie des repu­
blikanischen Florenz (Diss. Frankfurt 1973). 
(" 1fenllanll 1faderl, Die Staatsschrilt Gasparo Contarinis und die politischen Verhältnisse Ve­
nedigs im sechzehnten Jahrhundert (Diss. Heidelberg 1940); Rodo/J(; di' i\lalli'i, La teoria dello 
"stato misto" nel dottrinarismo dcl seicento, in: Rivista di studi politici internazionali 15 (1948) 
406-436; !-iw/Co (;",.Ia, Alcune considerazioni sul mito di Venezia, in: Bibliotheque d'Huma­
nisme et Renaissance n (1961) 58-75; ,llyroll G'i/more, Myth and Reality in Venetian Political 
Theory, in:). R. Ela/e (Hrsg.), Renaissance Venice, (London 1975) 431-444; Willitl/II BOIlWOllil, 

Venice and thc Political Education 01 Europe, in: ebd., 445-466; Skil111er, Foundations I, \.J9 ff.; 
Hob,.,.1 10'11/11)" Politics in Renaissance Venice (London 1980) 27ff.; Ed/l'(/I'(/ ,lll1i1; Civic Ritual in 
Renaissance Vcnice (Princeton 1980) 1.3ff.; Eco G, 0. !I"ilJlIlli ,\IlItier, The Myth of Venice and 
Dutch Republican Thought in the Scventeenth Century (Asscn 1980). 
(,(, C C BII)'/q, War and Socicty in Renaissance Florencc (Toronto 1961) 197. 214f.; Po(()ck, 
Mach. Moment, 244 f.; Skililltr, Foundations I, 173. 
('7 11Ibalilli, StaatsbewlIßtsein, 132 I. 
h" !-,'h\' Gi/bai, Machiavelli: Thc Renaissance of the Art of War, in: E. j\I. Ear/c(Hrsg.), Makers of 
Modern Stratcgy (Princeton 1943) [3-25), 101.; 11Ibalilli, StaatsbewlIßtsein, 1.3 1; Gmllaro 5'1.I;WJ, 

Niccolo Machiavelli (Stuttgart 1965) 74 fL, 310. 
0') 11/ btrl i 11 i, \.J I. 
7() Btl)'/C)', War and Socicty in Renaissance Florence, 261; c\'I.UO, Machiavelli, 73 f. 
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also ein Problem, wenn man hinsichtlich der militärischen Organisation sich von einer 

Praxis wie in Venedig gerade abwenden wollte. 

* 

Die Erörterung des Konzepts "klassischer Republikanismus" aus einer althistori­
schen Perspektive hat auf Gefahren unterschiedlicher Natur hingewiesen, die der Ver­
wendung dieses Konstrukts innewohnen. Ein Problem liegt - wie die Diskussion um 
die Bürgerproblematik zeigt - in einer fragwürdigen Isolierung einzelner Konzeptio­
nen, die der Komplexität antiker Theorie· wie politischer Realität nicht gerecht wird 
und die deshalb auch einer fruchtbaren Aufnahme der antiken Tradition für den epo­

chenübergreifenden Strukturvergleich im Wege stehen kann. 
Zum anderen zeigt sich - wie das Beispiel der Theorie der Mischverfassung erken­

nen läßt - die Gefahr, daß bestimmte Theorieelemente als notwendige Bestandteile 
umfassenderer Konzeptionen mißverstanden werden, während sie tatsächlich wegen 
ihrer hohen Verallgemeinerbarkeit in unterschiedlichen Kontexten Verwendung fin­
den können 71. Die weitere Karriere, die das Mischverfassungsmodell in der englischen 

Verfassungstheorie seit der Mitte des 17.Jahrhunderts gemacht hat, kann als Illustra­
tion dafür gelten; auch hier ließe sich - gegen Pocock - zeigen, daß die Applikation 
dieser Figur als solche nicht zwingend mit der Orientierung an einem partizipatori­

schen Bürgerideal verbunden sein muW 2
• 

71 Fe/i.\' Gi/berl, Rez. Pocock, Mach. Moment, in: Times Literary Supplement (19.3.1976), 308. 
72 Siehe Wi/ji-icd NiPPt!, "Klassischer Republikanismus" in der Zeit der Englischen Revolution, 
in: W: 5dJllller (Hrsg.), Antike in der Moderne (Konstanz 1985) 211-224. 



Giovanni Cipriani 

Republican Ideology and Humanistic Tradition: 
the Florentine Example 

Since the Middle Ages the imperial political pattern, which was alive in the Holy 
Roman Empire, did not only represent a political entity but a living ideal frame of ref­
erence to which the Biblical and Roman traditions seemed unfailingly to lead. Con­
crete more than ideal motivations lay at the core of the republican communal reality. 
As this reality became established in a large part of the Italian peninsula, however, the 
development of an autonomous political ideology became a heartfelt and straightfor­
ward necessity. 

The Roman world contained elements of both republican and imperial ideology. As 
scholarly investigations of the ancient past spread in Italy during the XV1h century, in­
vestigation of the oldest political traditions increased as weil. Going backwards in time, 
probing the roots of antiquity, historians rebuilt the Italian political geography and un­
earthed a twofold Etruscan political model, side by side with that of republican and 
imperial Rome. . 

In Tuscany above all the discovery of an autochthonous past could be used to bol­
ster up the form of the contemporary government, and some humanists actually 
worked in this direction. At the beginning of the XIy1h century Giovanni Yillani had 
already emphasized the "potenza e signoria ch'avea la provincia di Toscana innanzi che 
Roma avesse stato"l. He made clear that "le sue confine, dette colonne, erano infino 
alla citta d'Adria in Romagna, in sul golfo del mare di Yinegia ... e nelle parti di Lom­
bardia ". infino di la dal fiume di Po edel Tesino"2; it was Coluccio Salutati, however, 
who daimed for Florence and Tuscany the Etruscan and the Roman republican her­
itage. 

From this viewpoint the Otto Santi war) and, above all, the fight against Gianga­
leazzo Yisconti4 represented moments of great creativeness. The purpose of the Duke 
of Milan was dear. Determined to extend his hegemony throughout central and 

I Gio/'alllli Vil/alll; Cronica, in: Croniche di Giovanni, Matteo e Filippo Villani secondo le mi­
gliori stampe e corredate di note filologiche e storiche (Trieste, Milano 1857) Vol. I, book I, chap. 
XLIV, 24. 
, Ibid. 
j See R. C T/'I'xlo; Who were the Eight Saints?, in: Renaissance News XVI (1963) 89-94. 
4 See D. iH. Buetlo "I' iHl'squila, Giangaleazzo Visconti Duke of Milan 1351-1402 (Cambridge 
1941). Interesting pages in Giot't/llni di Pagolo Jllo/'I'I/i, Ricordi, a cura di v: Bmlltil (Firenze 
1956). 
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northern Italy, Giangaleazzo took possession of Pisa, Siena, Perugia and Assisi in the 

period from 1399 to 1400, thus surrounding the Florentine State. 

Locked in a deadly embrace, Florence summoned up every resource for the struggle 

against the powerful enemy. At the military level Florence kindled the ambitions of 

the young emperor Rupen of \'Ii?ittclsbach and invited him to corne down to Lom­

bardy with an army. In the meantime a hard ideological struggle was carried out be­

tween Antonio Loschi on the one hand and Coluccio Salutati and Cino Rinuccini on 

the other. 

Humanisrn was al ready intensely experienced as a constitutive element, both of in­
dividual learning and of a collective culture wh ich was represented by autochthonous 

traditions that history and philology filled with syrnbolic meanings. F10rence and Mil­

an, engaged in a struggle without quarter, made dear the political content of an intel­

lectual tradition which had so far been connected only with the rebirth of antiquity. 

Already in 1397, shortly after the outbreak of the war, Antonio Loschi, chancellor in 

the pay of Giangaleazzo Visconti, did, in fact, send the Florentines a violent fllreclil",,5 

whereby he charged them as the real aggressors in the fight against Milan and, above 

all, as having falsely dedared their Latin heritage. Cino Rinuccini and Coluccio Salu­

tati after him, rose indignantly and powerfully daimed the moral and cultural superi­

ority of their city. "Ancora spargi, 0 sciocchissimo, molte parole vanitose"", Rinuccini 

wrote in his Re.\polIsiL'tl; even more explicit was Coluccio Salutati in his famous flll"c(­

liL"{/ i/l 1I1110/lill/l} LwdJltIl/ Vict'lltilllllll: "Pudeat te spurcissimorum spurcissime ster­

cus et egeries Lombardorum vcl potius Longobardorum, Florentinos, verum et uni­

cum Italiae decus, faecem Italiae nominare."7 

Florence was not only a town, she was the very symbol of the struggle against tyr­

anny; with extreme boldness Salutati did not hesitate to call the T uscan town inde­

strllctible becallse of the strength and independence of her inhabitants: "Talis est, ni 

fallor, populus Florentinus qllem difficile sit ad unum penitus interire. Capta quidem, 

quod Deus avertat, dirutaque Florentia, tot sunt extra Florentiam Florentini quod viris 

et opibus novam possunt, alteris vel refectis moenibus, Florentiam excitare."s 

The Etruscans alone, who were conceived of as the ancient Tuscans, had been able 

to withstand the Latins and did not kar them militarily. More significantly Etruscan 

power was demonstrated by the extent of their rule, so ample as to reach the Adriatic, 

the name of which was thought to derive "ab Adria, Tuscorum colonia"9 Florence 

; Sec /lall.l" Baron, Humanistic and Political Literature in Florence and Vcnicc at the ßcginning 
01 the Quattrocento (Cambridge/Mass. 1955) 38-47. 
" C Rill//ccilli, Risponsiva alla invettiva di Messer Antonio Lusco, in: C .I'illi/a/i, Invectiva Lini 
ColuciiSalutati Reipublicae Florentinae a secretis in Antonium Luschum Vicentinum de eadern 
republica male sentientem (Firenze 1826) 206. See 1/,111.1" !J,lroll, La crisi dcl primo Rinascimento 
italiano. Umanesimo civilc e liberta repubblicana in un'eta di classicist1lo c di tirannide, trad. ital. 
(Firenze 1970) 98; Baron, Humanistic and Political Literature, 47-50. 
7 S"II/fa/i, Invectiva, 126. 
" Ibid., 7-8. 
" Ibid., 168. 
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herself had originated from the Etruscan "civitas Faesulana"!O and received her earliest 
urban structure from the republican leader Sulla and from his soldiers. 

The Etruscan and the Roman republican traditions were called upon to supply the 
key ideological element supporting the viewpoint of the Florentine humanists; in spite 
of this powerful effort, however, the outcome of the Milanese war was doubtful. The 
superiority of the ducal army was obvious; after the defeat of Giovanni Bentivoglio at 
Casalecchio (26 June 1402) and the conquest of Bologna, Giangaleazzo Visconti 
seemed ready to launch the final attack against Florence. 

As Giovanni di Pagolo Morelli in his Rii'Ordi teils us, Florence experienced terrible 
days of waiting and only the sudden death of Visconti, on 3 September 1403 in Ma­
rignano, dissolved the fear. A miracle had happened. "Istando le cose in questi termini 
Idio e la sua madre Vergine Maria e 'I beato messere Santo Giovanni Batista promis­
sono, acciü ehe tanto male non seguisse, che il Duca malü di male pestilenziale."!! 
Thus the plague had saved Florence and restored that balance of power among the 
Italian States that had been deeply altered only a few years before. 

The Tuscan town emerged from the fight renewed. Firm in her republican institu­
tions, proud to be the symbol of the struggle against tyranny, she reached an harmonie 
cohesion in her politics both at horne and abroad, where she was now endeavouring to 
win control of Pisa and her surrounding territory. Florence feit herself "urbs eiusmodi 
.. ut nichil neque luculentius neque splendidius in toto orbe terrarum inveniri pos­

sit"!2 Leonardo Bruni expressed the feelings of many Florentines in his Lalldatio Flo­
rentinm IIrbü, composed either in the summer 1403 01' in that of the following year U 

Bruni's work, patterned after the Pallatbenaims by Elio Aristide!", contained only a 
far echo of the struggle against the Visconti but the ideal image of Florence as a free 
city-state, heil' to that republican Rome where liberty had ruled for so many centuries, 
held a most prominent role in it. The Romans had been the ones who founded the 
Tuscan town when "nondum Cesares, Antonii, Tiberii, Nerones, pestes atque exitia 
reipublicae, libertatem sustulerant sed vigebat saneta et inconcussa libertas quae ta­
rnen, non multo post hanc coloniam deductam, a sceleratissimis latronibus sublata 
est"!', and for this reason "iure quodam hereditario ceu paternarum rerum posses­
SiO"!6, to the Florentines belonged "dominium orbis terrarum"!7 

10 Ibid., 25. 
11 llfore/lr; Ricordi, 399. See Gene Bl'lIckl'l; The Civic World of Early Modern Renaissance Flo­
renee (Princeton 1977) 187ff. 
12 Leollardo })/'Il1li, Panegirico deJla citta di Firenze, testo italiano a fronte di frate Lazaro da Pa­
dova, Presentazione di G. De To)/ol (Firenze 1974) 11. Critieal edition in Halls Bi/roll, From Pe­
trarea to Leonardo Bruni. Studies in Humanistie and Political Literature (Chicago 1968) 217-263. 
13 See Baron, La erisi, 231-243 and in partieuiar 245; Baron, Humanistic and Political Literature, 
69-107. 
14 See Baron, La erisi, 210; Giot'tllllli Crj)riani, 11 mito etrusco nel rinascimento fiorentino (Fi­
renze 1980) 6. 
I) 131'11 11 i, Panegirico, 46. 
16 Ibid., 44. 
17Ibid. 
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The consciousness of such an outstanding position, with the political and ideologi­
cal implications attendant upon it, thoroughly legitimised the investigation into the 
past of the Florentine Republic. Doubtless Leonardo Bruni was the best spokesman of 
civic republicanism and, as learned humanist, he dug in depth. He had read Livy and 
was weil informed about the war of the Romans against the Etruscans; in Bruni's work 
thercfore, the character of the Florentines, who had proved themselves proud enemies 
of tyranny, acquired more specific outlines since they equally emerged as heirs to the 
free Roman ci ti zens and the ancient Etruscans. 

Bruni was the first to discover the meaning of Etruscan urban civilization and his 
lIistorial'lllll F/orflltilli PoplI/i /ibri XIl l8 make his discovery dear. In his account the 

history of Florence had to be rewritten: "Florentiam urbem Romani condidere a Lucio 
Sylla Fesulas deducti. Fuerunt autem hi Syllani milites quibus ob egregiam cum in 
caeteris tum in civili bello navatam operam pars Fesulani agri est attributa et Fesulae 
una cum veteribus incolis se des traditae."19 If it was a fact that Florence, cradle of re­

publican liberty, originated from Sulla's soldiers, it was also a fact that the Etruscans 
were present in that land. Everybody knew that: "Ante Romanum quidem imperium 
longe maximas totius Italiae opes maximamque potentiam ac prae caeteris, vel bello 
vel pace, inditum nomen Etruscorum fuisse, inter omnes antiquissimos rerum scrip­
tores haud ambigue constat."20 

The Etruscan political system was carefully highlighted and if "ab initio rex unus 
gubernabat"2 \ later "ut regia potestas gravior illis visa, ex singLtlis populis singulos Lu­
cumones, (sie enim magistratum vocitabant qui communi consilio totam regeret gen­
tem) creare coeperunt"22. The Etruscans, the ancient Tuscans, possessed free city­
states at first, ruled by "Lucumones" whose power was not rigid and absolute, as the 
words "communi consilio" dearly pointed out. Statements of this sort provided the 
evidence to support the humanists' contention that Tuscany had been the cradle of re­
publican liberty. For this very reason the Florentines were "tyrannorum valde .,. ini­
mici,,2J. For this they loved liberty "maxime omnium"24. 

The Roman heritage, as Bruni argues, legitimized the Florentine wars as the re­
covery of something lost. So much that "ut omnia bella quae a Populo Florentino ger­
untur iustissima sint nec possit hic populus in gerendis bellis iustitia carere cum omnia 
bella pro suarum rerum, vel defensione vel recuperatione, gerat necesse est, quae duo 

18 See E. Santim; Leonardo Bruni Aretino e i suoi Historiarum Florcntini Populi libri XII, in: An­
nali della R. Scuola Normale Superiore di Pisa XXII (1910) 1-174; E ,\'II/tini, La fortuna della 
Storia Fiorentina di Leonardo Bruni nel Rinascimento, in: Studi Storici XX (1891) 177-195; Ba-
1'011, La crisi, passim; D.j. IVi/cox, The Development of Florentine Humanist Historiography in 
the Fifteenth Century (Cambridge/Mass. 1969) 32-129. 
19 Leonardo Bl'lInt; Leonardi Aretini Historiarum Florentini Populi libri XII, a cura di E. Sell/tini, 
in: Rerum Italicarum Scriptores. Raccolta degli storici italiani dal Cinquecento al Millecinque­
cento ordinata da L. A. iV1u/'CItori, Nuova edizione riveduta, ampliata e corretta con la direzione di 
G. Cardll(ci e V. Fiorim; tomo XIX, parte III (Citta di Castello 1914-1926) book I, 5. 
20 Ibid., 7. 
2lIbid. 
22 Ibid., 7-8. 
2) BI'l/!l/; Panegirico, 46. 
24 Ibid. 
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bellorum genera omnes leges omniaque iura permittunt"25, now, however, a new her­

itage and a new source of legitimation were added. Indeed the Etruscans, the ancient 

Tuscans, had been in many ways mentors of the Romans: "Constat autem Romanos 

praetextam et trabeas, phalerasque et anulos, togas quoque pictas et palmatas, tunicas, 
currus insuper aureos triumpho decoros, fasces denique et lictores et tubas et sellam 

curulem ac caetera omnia regum magistratuumque insignia ab Etruscis sumpsisse"; 

furthermore "Nec imperii tantum insignia, caeterumque augustiorem habitum sump­

serunt ab Etruscis verum etiam literas disciplinamque ... Nam caeremonias quidem ac 

religionem et eultum Deorum, qua in arte Etrusci prae caeteris gentibus excelluisse 

traduntur, Romani sie ab illis susceperunt ut tarnen priOl'es partes relietas penes auc­

tores ipsos faterentur. Simulatque gravius quidquam reipublicae imminebat, in quo 
Deum numina placandum censerent, vates et aruspices ex Etruria vocabantur."26 

Above all, in their cult of the divine the ancient Tuscans had been sublime; if it held 

true that the Latins learned from them their own rites and ceremonies, it also held 

true that this ancient religious tradition was still living in Florence. 

Bruni meant to emphasize the fact that between the Etruscans and the Romans 

there had never been incurable contrasts and he also believed that the Etruscan forces, 

when they were weakening, had been absorbed into the Roman forces as their worthy 

hcirs, because, "cum Romanis vero non odio neque accrbitate unquam pugnatum, plus 
ctiam amicitiae quam belli interdum fuit"27 After many eenturies thc same process re­

peated itself in Florence. The Roman forces, now also weakening, togethcr with their 
previous Etruscan heritage, entcred the Tuscan town. Thus Florence, making old 

splendour, come alive again, actually became the spiritual fatherland of all Italians. 

The term "Etruscan" soon became a synonym for noble and generous: "Quid igitur, 

aut pace aut bello, magis inclitum esse potest quam Etruscum nomen si antiquitatem 
ct vctustatem gcntis gloriam inspicias?"28, wrote Leonardo Bruni to Francesco Gon­

zaga on 26 May 1418, as he celebrated, on thc grounds of Plinius Na/umli ... bis/orit/29
, 

the Etruscan origins of Mantova and while venting his pride for his share in the an­

eient glory of that city. 
Etruscan and Roman at the same time, Florence withstood with renewed strength 

Filippo Maria Visconti's attack. In May 1427, the dcath of Nanni dcgli Strozzi, the 

only military commander in the Florcntine army who was not a merccnary, providcd a 

new opportunity for Bruni's celebration of his adoptive city. "Civitate amplissima 

atque maxima, lati dominii, summae auctoritatis, Etruscarum quidcm civitatum, sinc 

25 Ibicl., 44. 
26 Bru 11 i, Historiarllm, book I, 9. 
27 Ibicl. 

28 VOllardo Brulli, Leonardi Brllni Arretini Epistolarum libri VIII ad fidem codicum manuscrip­
torum suppleti et castigati et plusquam XXXVI epistolis quar in cditionc quoqlle Fabriciana de­
ant, locllpletati. Recensente Laurcntio Mehus Etruscae Academiac Cortonensis soeio, qlli Leo­
nardi vitam scripsit, Manetti et Poggii orationes praemisit, indices, animaclversiones praefatio­
nemqllc adiecit, librllmque non um ae clecimllm in lueem protlliit. Aecesserc eillsdem epistolae 
Popllii Florcntini nominc scriptae nunc primum ex codicibus manllscriptis in lucem editae (Fi­
renze 1741) pars secuncla, lib. X, epist. XXV, 229. 
20 "Mantua TuscoruI1l trans PaduI1l so la rcliqua." Plin., Nat. Hist., II!, 19. 



24 Giovanni Cipriani 

eontroversia, omnium prineipe, Italiearum vel'O .,. neque genere, neque opibus, neque 
magnitudine cuiquam secunda"30; such was the solemn tone of the Ort/lia in jillll'l'e 
.\'(/1/11;.1 Slrozae 31

. The reason of this greatness stood clearly out and belonged to the 
very origins of the town: "Ad cuius originem eivitatis duae nobilissimae ac praestantis­
simae totius Italiae gentes coierunt, Tusci, veteres Italiae dominatores et Romani, qui 
terrarum omnium virtute si bi et armis imperium pepererunt."32 Nobody could have 

doubts about the Etruscan exceltence. In idealized humanistie fashion the Etruscans 
embodied the free republican political system thanks to the form of their government 
and Florence emerged as the main heil' of such an old tradition. 

The coming to power of Cosimo il Vecehio in 1434 altered these ideals remarkably. 
Once again Leonardo Bruni provides precious evidence of this change in the political 
tempel' of the city through his nEQi nOAl1ELW; <DAOQEVTLVWV a small Greek tract on 
Florentine political institutes written in 1439 in the context of the Council of Flor­
ence35 However, it is interesting to point out that the connection with the Etrusean 
republican tradition survived for a long time in Florentine politieal culture. 

In the face of alt this Niccolo Machiavelli at the beginning of the XVrh century real­
ized the positive aspects of the "modo delle leghe come viverono i Toscani ... e co me 
oggi vivono i Svizzeri"34 and invited his fellow citizens to keep in mind the Etruscan 
alternative to the Roman political model: in case "la imitazione de' Romani paresse 
diffieile ... non doverrebbe parere cosl quella degli antichi Toscani, massime a presenti 
Toscani. Perche se qllelli non poterono ... fare uno imperio simile a quel di Roma, po­
terono acqllistare in Italia quella potenza ehe quel modo di procedere eoncesse 101'0"35. 

Similarly Piero Vettori spurred the army to the last defence of the Florentine Re­
publie on 5 February 1530, by calling with such words in his Omtjone: "Et non e nu­
ova ai Toscani la gloria dell'arme ... 10 dico de' piu rimoti seeoli et ehe quasi per 
lunghezza sono in oblivione a molti, ma a noi e vergogna non saper le cose virtuosa­
mente fatte dagl'antiehi habitatori di questo nostro paese. Quelli antiehi buo' Toscani 
eosl eome e furono autori della diseiplitia delli auguri et in quelle eerimonie mirabil­
mente lodati, cosl aneora meritaron gran fama nella disciplina militare, per mezzo della 
quale in modo ampliarono il loro dominio ehe quasi tutta Italia obediva alle 101' 
arme."36 And he wished "d'havere a rinnovare l'imperio et la gloria di quei bellicosi 

JO Leol/cmlo BI'lIJli, Eloquentissimi viri Leonardi Aretini oratio in funere Nannis Strozae Eqllitis 
Florentini, in: F. Ba/uze, Stephani Baluzii Tlltelensis miscellanea novo ordine digesta et non pau­
cis ineditis monllmentis opportllnisque animadversioniblls alleta, opera ae studio, Johannis 00-
minici Mansi Lueensis (Lucca -1761-1764) tom. IV, 3. 
Jl See Ba/'OJI, La erisi, 411-412, 447-449, 466-471. 
)1 131'l1J1i, Oratio, 3. 
lJ See C'irmlllJli CI/,riaJli, Per una lettura dei lleQl J{o".l'rcla~ ctJ".OQEVTlvwv di Leonardo Bruni, 
in: Ricerehe Storiche XI (1981) 619-624. 
)1 ;'Viao/ii ilfilcbim'elli, II Prineipe e Oiscorsi sopra la prima deea di Tito Livio, eon introduzione 
di C: Prowai e a eura di Si!lgio 13er/elli (Milano 1971) Oiseorsi, book II, eh. IV, 289. 
" ilf{/cbim-elli, Oiseorsi, book II, eh. IV, 291. 
J6 P Veflon; Oratione di Piero Vettori fatta alla Militare Ordinanza Fiorentina I'anno MOXXX il 
di (5 Febbraio), in: R. mJl IIlber/im; Firenze dalla Repubbliea al Principato. Storia e eoseienza po­
litica, trad. ital. (Torino 1970) Appendiee 419. 
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Toseani, pcrehc sial110 pur nati sotto il mcdcsil110 eiclo, atto a prodUlTe generosi animi 
et lcggiadri, nc s'ha a stimare eh'abbia l11utato natura ma ehe sia piu tosto stata eagionc 

clcl nostro pigro sonno la mala cdueatione eh'annighittiscc ct addormcnta ogni gen­
crosO spirito col nutrirlo in opere abictte et l11eceaniec"J7, 

J7 Ibid. 



Sergio Bertelli 

Elites et pouvoir dans la ville-etat de la Renaissance 

Dcfinir l'elite sociale dans la ville-etat du Moyen Age et de la Renaissance n'est, 
theoriquement, pas facile. 

La theorie des eJites politiques a ete exprimee, sous plusieurs formes, sans grande 
difference de contenu, par Gaetano Mosca (1884), par M.]. Ostrogorski (1902), par Ro­
bert Michels (1911), et enfin par C. Wright Mills (1956)', sans oublier Vilfredo Pareto 
(1848-1923) et sa theorie de la ,circulation des elites" developpee par ses disciples, en 
particulier par Maria Kobalinska. Plus recemment R. A. DahF a corrige cette theorie, 
en soutenant la these ,pluraliste" selon laquelle le groupe dominant changerait en rap­
port avec I'evolution des problemes politiques: des coalitions politiques differentes rc­
pondraient ades decisions differentes et rassembleraient des groupes differencies soit 
par leur mtmbersb/jJ, soit par leurs propres ressources. 0' autre part, c.]. Friedrich3 a 
remarque que, pour definir une elite politique, il ne suffit pas de repondre a la ques­
tion: «qui possede les ressources?, mais qu'il faut aussi verifier la presence d'une «ma­
niere d'etre. (je dirais plutat d'une Weltanschauung) commune au groupe. 

En voulant generaliser, nous pourrions dire que, par elite politique - et je souligne 
politique - nous entendons un groupe socio-politique qui exerce collcgialement le 
pouvoir au sommet de l'etat, en utilisant les ressources collectives pour son propre in­
teret et celui des clients (I es membres d'un pairage, d'une ~'ici'nia, d'une faction politi­
que4 qui I'entourent). C'est le privilege d'acceder aux magistratures (aux ojji'o) les plus 
hautes de I'etat qui delimite I'appartenance a l'clite. Donato Giannotti (qui etait le se­
cretaire de la Republique florentine, apres Machiavelli) ecrivait: 

.Questi che possono avere magistrati, so no quelli che noi chiamiamo nobili: se 
come ancor in Vinegia, solo quelli che possono avere magistrati sono gentiluomini, 
ci oe nobili .• ' 
Mais une definition plus precise des eJites dans la ville-etat de la Renaissance n' est 

pas aisee parce que nous nous trouvons en face d' une double evolution, historique et 
sociale, qui vient de changer profondement la societe italienne. En effet, entre le XVe 

I Pour une information generale sm ce probleme v. G. Pan):. Political Elites (London 1969); 
.s: Pa,uig/i (ed.), Potere ed elites politiche (Bologna 1971). 
1 R. Dabl, Who Governs? (New Haven 1961). 
J CJ. Fritdrie/;, Man and His Government (New York 1963). 
4 Cf. J. Hen:r, Le clan familial au Moyen Age (Presses Universitaires oe France 1974). 
; D. Giallllolfl; Discorso intorno alla forma della repubblica di Firenze, in: F. L. Po/idori(ed.), 
Opere politiche e letterarie (Firenze 1850) I, 17. 
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et le XVIe siecle nous assistons au passage d'une structure fondee sur le clan, sur une 
COl/sorteria ou un pairage, a une societe moins rigide et dans laquelle des personnalites 
individuelles s'imposent au sommet politique de l'etat. Tout au moins, teile est la these 
avancee par Jacob Burckhardt et aujourd'hui accueillie par beaucoup d'historiens (et 
notamment par Richard Goldthwaite dans son etude sur quatre familles oligarchiques 
florentines), meme si elle a ete critiquee, par exemple, par David Herlihy et Francis 
William Kent6

. Il ne s'agit pas de nouveaux aristocrates, parce que presque tous sor­
tent des anciennes couches citadines, mais d'hommes de la meme COlIsorterül qui de­
mandent de participer directement au debat politique, qui ne veulent plus etre repre­
sentes dans les conseils de la ville par le chef de leur pairage; il s'agit d'homl11es qui se 
transforment en leaders .politiques, en dehors meme de leur clan et se specialisent en 
une seule activite: la politique, le service d'etat (a Florence, Leon Battista Alberti les 

appellerait statl/CI/i). 
Le privilege d'acceder aux l11agistratures ,reserve aux membre males des clans» vient 

d'etre acquis grace a une lutte politique qui dCborde des limites du pairage, conferant a 
I'homme politique des dignites qui lui assurent une position eminente et un prestige 
social qui l'isole au sommet. La nouvelle oligarchie est ainsi formee par un groupe de 
membres d'une l11eme faction, ricil/ia ou .parti politique, embryonnaire, qui a pris le 
pouvoir et qui I'exerce dans I'interet de son propre parti et de ses partisans. 

Ces elites basent leur pouvoir essentiellement sur deux composantes: d'une part, le 
revenu de la terre et du commerce; d'autre part, les fonctions administratives (mili­
taires, financieres, judiciaires) de l'etat. Mais I'exercice d'une charge n'est pas seulement 
une source de revenus, mais aussi de pouvoir politique, ce qui n'est pas le cas pour la 
terre et le commerce. Ainsi la premiere composante n'est pas forcement liee a la se­
conde. On peut trouver des hommes pourvus de richesse mais depourvus de pouvoir 
politique; on peut trouver des hommes pourvus de pouvoir politique et qui ne partici­
pent pas a I'essor economique de la ville-etat mais qui, replies sur eux-memes, trou­
vent dans la disponibilite des dignites, dans l'utilisation directe de leurs charges, dans 
la corruption meme, la source de leurs propres richesses. 

Pour pouvoir parler d'oligarchies dominantes dans la ville italienne de la Renais-
sance il faudrait repondre aux questions suivantes: 

1. Qui detient le pouvoir dans la ville et comment? 
2. Dans quelles conditions et dans quelles limites s'exerce-t-il? 
3. Y a-t-il une 117e1ftlllschal/l/l/g commune dans les groupes qui se succedent au pou­

voir? 

6 R. G"oldtbluaitc. Private Wealth in Renaissance Florence. A Study of Four Families (Princeton, 
N. J. 1968); D. lIer/ib)', Family Solidarity in Medieval Italian History, in: D. lIerliby. R. J LO/ltz, 
V. S/CJJ{//,{![' (eds.), Economy, Society, and Government in Medieval Italy. Essays in Memory of 
Robert L. Reynolds (Kent, Ohio 1969); F. IP. Kmt. Household and Lineage in Renaissance Flo­
rence. The Family Life of the Capponi, Ginori and Rucellai (Princeton, N. J. 1977); D. Kmt. Thc 
Rise of the Medici Faction in Florence, 1426-1434 (Oxford 1978); D. V and F. IP. Kmt, 
Neighbours and Neighbourhood in Renaissance Florence: The Distriet of the Red Lion in the 
Fifteenth Century (The Harvard University Center for Italian Renaissance Studies 6, New York 
1982). 
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En premier lieu, pour eloigner d'embIee toute comparaison equivoque avec les de­
mocraties modernes, on notera que le monde des eires o/itimo jllre, par rapport a la po­
pulation reelle, est incroyablement etroit dans la ville du Moyen-Age et de la Renais­
sance. A Florence, pour une population qui oscille entre 55000 et 65000 habitants, le 
JqllittillO (liste electorale) de I'an 1391 nous donne 4336 artisans lHaggiori (c'est-a-dire 
appartenant aux gildes les plus importantes et auxquelles etaient reserves deux-tiers 
des charges) et 1649 artisans lHinori. Le nombre des eh'es abilitati au Conseil Majeur 
de la Republique (la classe politique florentine, la seule qui pouvait acceder aux 
charges de I'etat) est, d'apres les chroniqueurs, de 3600 a 3200 beneßeiati, dans une des 
periodes considerees (erronement) comme une des plus democratiques de la vie poli­
tique de la ville: la periode de Savonarola entre 1494 et 14987

. 

La recherche de l'existence d'une oligarchie devra donc tenir compte de I'exigu'ite 
de sa base electorale et de I'etroitesse de son milieu politique. 

Dans la commune medievale I'arengo (de l'allemand Rillg), la colleio, le parft/lllmto, 
comme les differents conseils majeurs ou gralld/~ sont des assemblees purement elec­
torales, accessibles non pas a tous les habitants de la ville, mais seulement aux eh'es 0/)­

tilllo jure, aux /lobili venitiens, aux belleßeiati florentins, les seuls membres, a plein 
titre, de la commune. Le caractere particulier, prive, de l'ancien serment que nous 
trouvons a la base de la commune, fait de cet organisme un pouvoir minoritaire et 
rend les <commtl!1istes, differents - a la naissance du nouve! organisme - des habitants 
sujets a l'autorite feodale de I'eveque ou du comte imperial. Ce nouveau groupe de 
pouvoir est forme par des fonctionnaires episcopaux ou imperiaux (juges et notaires), 
des artisans, des marchands, des gens venus de la campagne feodale qui, a ce moment, 
sert de reservoir demographique a la ville8

, et meme par des nobles feudataires inllr­
bati (venus en ville). Cependant, ce ne sont pas tous les fonctionnaires ou tous les mar­
chands ou tous les nobles qui sont engages dans la nouvelle structure politique: la dif­
ference entre les <communistes, et tous les autres est frappante. Il ne s'agit donc pas 
d'une classe, mais plutat d'un parti politique. 

La premiere commune est une association privee dans la mesure Oll ses membres, 
en soutenant et/ou en se substituant au pouvoir public (de l'eveque ou du comte), vi­
sent a imposer l'usage de la justice, ou le privilege d'un monopole, en fonction d'inte­
rcts ,prives,. A partir de ce point de vue il est bien vrai, comme le dit P. C. Timbai'>, 

que les consulats se presentent avec toutes les caracteristiques d'une seigneurie colle­
giale; mais il s'agit d'etablir la portee de cet exercice collectif du pouvoir et il ne sem­
ble pas qu'elle fUt, en verite, tres ample. Naturellement, contrairement au consulat ro­
main, le consulat medieval a toutes les caracteristiques d'une magistrature collcctive 
beaucoup plus vaste; il est aussi certain que le milieu dirigeant cst constitue par un 

7 CL R. PeSlllall eaaper, The Florentinc Ruling Group lInder the <govcrno popolarc., 1494-1512 
(3 paraitre); Sngio Berief"; Constitlltional Reforms in Renaissance Florcnce, in: The Journal 01 
Medieval and Rcnaissance Stlldies 3, n. 2 (1973) 139-164. 
8 J. Ple.mer, L'emigration de la campagne 3 la ville libre de Florencc au XIIIe siede (Copenhagen 
1934). 
9 P C 7i'mbal, Les vi lies dc conslIlat dans le Midi de la France, in: RCCLlcil de la Societe Jean Bo­
din VI, La villc, I (Brllxclles 1954) 361. 
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cercle (la caste consulaire) qui peut etre dCfini comme <noblesse, citadine. Le noyau 
originaire etait compose par les descendants des fonctionnaires lombards et francs, par 
les vassaux des eveques provenant de la petite noblesse, par les jlldia!s et les notaires de 
l'etat, comme le rappelle Goetz ,0. Mediateurs du pouvoir, entre seigneur et sujets, ils 
]'ont conditionne et environne, enfin ils l'ont prive, depouille de son pouvoir: 

8 
offieiers eonsuls 

Nous devons cependant nous demander a nouveau: la commune a-t-elle ete formee 
par tous les juristes, par tous les fonctionnaires et officiers du seigneur, par tous les vas­
saux? Ou plut6t est-ce que nous nous trouvons devant une parte «parti,) qui agit poli­
tiquement pour conquerir le pouvoir dans la ville-etat? 

Comme Francesco Cognasso l'a justement ecrit, la commune est toujours un parti 
organise, dans la ville et meme en dehors. Dans la ville la commune domine le palais 
du gouvernement apres la dCfaite de son adversaire, en dehors, elle se eonduit comme 
un organisme juridique fictif qui a ses propres magistrats et notaires, avee son seeau, et 
que tous les amis politiques reconnaissent dans l'attente de l'aider a conquerir la ville 
et de detruire le parti adverse". Ce seront donc les <communistes, en tant que part i 
politique qui donneront alors l'assaut aux terres allodiales, qui detiendront le pouvoir 
politique et economique dans la ville apres la destruction du pouvoir economique de 
leurs adversaires. 

Ce groupe politique, eleve au pouvoir, se perpetue grilee a un mecanisme qui, tout 
en le perpetuant, le separe a son tour de sa base-meme (I'arel/go). Les consuls sortants 
indiquent les electeurs des futurs eonsuls en les choisissant parmi les ex-consuls: la 
base est ainsi privee de tout contr6le sur les sommets qui se transforment en castes. 
Puisque dans la plupart des cas la structure collegiale du consulat reflete un equilibre 
de forces entre les differents clans presents dans la ville, la commune se transformera 
bien vite en une fedemtio gentillm, en equilibre precaire entre eux. Ce n'est pas un ha­
sard si la ville medievale - contrairement au droit public romain - demande compte 
du delit public a l'individu et a ses sodales: c'est tout le groupe du pairage qui est eou­
pable. 

Machiavel a ecrit dans la prCface a ses Histoires jlormtines que -si, dans une republi­
que quelconque, les divisions furent remarquables, celles qui sont survenues dans Flo­
renee le sont au plus haut degre. - et il voulut se distinguer des historiens precedents 

'0 fPo Goetz, Le origini dei comuni italiani (trad. it.) (Milano 1965). 
11 F. Cognasso, Le origini della signoria lombarda, in: Archivio Storico Lombardo VIII, VI 
(1956) 8. 
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en mettant l'accent sur les dissensions interieures de sa patrie. En fait, depuis l' epoque 
de l'Empereur Frederic II la commune italienne trouva dans la rivalite des guelfes et 
des gibelins un facteur permanent de scission de son groupe oligarchique. Cette scis­
sion donna lieu au phenomene remarquable du jiiOruJcitiJlllo, qui dura jusqu'au XVIe 

siecle (nous pourrions choisir la bataille de Montemurlo contre Cosme de Medicis, 
1537, comme terme t/d I//lelll). Chaque groupe d'exiles trouva aupres d'autres oligar­
chies l'appui et le soutien necessaires pour comploter contre le parti contraire et pour 
organiser son retour. Il suffit d'ouvrir au hasard une chronique de l'epoque pour se 
rendre compte de la nature des liaisons que les exiles reussirent a nouer avec les fa­
milles hors de la ville, en impliquant les oligarchies de la mcme parte et de communes 
tant voisines que lointaines. 

Tout cda n'empccha pas la reconstitution d'une unite au sommet, grace a la forma­
tion d'un regime totalitaire (peu importe si guelfe ou gibelin) appele par Nicolas Otto­
kar ,regime accentuato" c'est-a-dire sous la direction d'un seul parti (a Florence, la 
Parte C'/le/jel). Ce qui n'impliqua pas un phenomene successif de sclerose de la part de 
l'Clite politique qui avait pris le pouvoir. C'est sur sa capacite d'absorber l'essor socio­
economique de la vilIe, dans un contexte international domine par l'eclipse de l'auto­
rite imperiale, que la Parte Gllelfa appuye sa force. Les ordinammti di gillJtizia de 
Giano della Bella (1293) ont ete consideres comme le point culminant de la lutte 'po­
pulaire, contre les C'ml/di et les flIagl/Clti; mais nous sommes plutat en presence d'un 
exemple classique de lutte a l'interieur d'une oligarchie, avec appel au peuple d'une 
partie contre l'autre, dans le cas de dissidence interne (Giano etait lui aussi un des 
membres du patriciat!). !ci, de nouveau, il ne s'agit pas de lutte de classes comme dans 
une societe horizontale, selon l'interpretation marxiste de Gaetano Salvemini. Les 
,1ft/gl/tlti ou Gmlli!i etaient les chevaliers feodaux qui, rentres a Florence apres la ba­
taille victorieuse de Campaldino (juin 1289) s'enorgueilJissaient et essayaient d'imposer 
leur propre autorite sur leurs concitoyens, hors de la loi. Grande signifie plutat osten­
tation de grandeur, suffisance qui porte a commettre des crimes; il n'avait pas - ou il 
n'avait pas seulement -le sens de stat/lsl2

• II s'agissait pratiquement de malfaiteurs qui 
etaient condamnes pour leur violence, avec leur parentage, cite comme garant de la fu­
ture bonne conduite d'un ou de plusieurs membres du pairage. Le pouvoir discretion­
naire accorde aux Priori (les Seigneurs de la ville) determinait une grande corruption; 
de nombreuses familles de la noblesse feodale ou consulaire n'etaient pas reconnues 
J)wgl/t//izie (teiles les Altoviti, Baldovinetti, DelJa Bella, Chiermontesi, Giugni, Impor­
tuni, Pagalotti). Nous retrouverons au contraire certains de leurs membres parmi les 
leaders du coup d'etat de 1293. Une revolution qui portera, en tout cas, rapidement, 
deux ans plus tard, a la cooptation dans le groupe au pouvoir (le popu/w) d'autres fa­
milles feodales telles que les Adimari, les Tosinghi, les Mozzi, les Bardi et les Cerchi. 
La reduction a l'etat ,populaire> de plusieurs familles de la noblesse feodale fut un pro­
cessus constant jusqu'en 1330, lorsqu'une nouvelle loi cassa la seule connexion pour la 
definition de lIlt/gl/ate: la dignite de chevalier. En tout cas, comme remarque Niccolo 

12 Cf. C: Pampalolll; I magnati a Firenze aHa fine dei Dugento, in: Archivio Storico Italiano 
CXXYIII (1971) 393ss. 
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Rodolico 13
, la loi de 1323 qui mettait dans la Parfe Gllel/tl. a ca te de trois prieurs du 

patriciat trois prieurs cli /)opolo, ne signe pas la defaite des Gralldi ou aristocrates. Le 
nouvel element introduit par la loi, au lieu de transformer la Parle Gliel/CI en sens 
dernocratique, fut assimile: signe irrefutable de la vitalite d'un groupe qui visa a I'hege­
monie et de sa capacite de se renouveler en absorbant les familIes les plus riches de la 
dasse moyenne. 

Mais il nous faut aussi verifier le concept meme du pelIpIe (po/JIIllIJ), dans le Moyen­
Age italien. A Pisa, en 1222, le podesfd Alberghetto da Pandimiglio prete son serment 
de fidelite a I'etat du peuple et a I'etat de la noblesse, c'est-a-dire aux deux factions en 
lutte dans la ville. Mieux encore, apn'~s la paix de 12.37, on trouve, a Pise, de nombreux 
nobles dans la faction dite «du peuple», avec leur clOlllllS et tous leurs /ideles cl (omorles. 
Meme chose pour Piacenza, Oll I'arbitrat de Sozzo Colleoni, de 1222, partage les ma­
gistratures de la ville entre la faction dite «du peupb (Popllllls Placenfim) «et illi mi­
lites qui ad populum attendunt» et d'autres factions de la noblesse feodale (mi/ifd) «et 
illi de populo qui ad milites attendunt.. 11 est donc inexact d'affirmer que «Ie peuple 
est constitue par la bourgeoisie artisane, commen;ante, industrielle organisee en corpo­
rations de metiers et en corps d'armes», creant un rapport de lutte de nature dassiste 14. 

Plus pres de la verite se trouve C. de Vergottini, quand il ecrit que «tout le mouvement 
populaire est au XIII< siede largement guide par des nobles, detachcs pour diverses 

raisons de leur dasse sociale et de leur parti politique» 15 En rcalitc nous assistons a 
une redistribution du pouvoir a I'interieur du groupe oligarchique qui regle ses propres 
irremediables contrastes a coups d'appcls a I'exterieur, impliquant dans ses propres 
luttes les eiL'es lI/i!c!ioacJ et II/illo/'es. en une division politique lalll JCIIJII. Encore, I'erreur 
est de considerer la noblesse feodale de I'Italie communale comme une fcodalitc tres 
liee ades concepts d'honneur qui arriveront, plutat, dans la refcodalisation du XVI­
XVII< siede. La noblesse inurbee du XIII-XIV< siedes se mele naturellement avec les 
marchands de la ville, participant a la lutte politique dans la double base du dan fami­
lial et de la corporation. A travers ces luttes, de nouveaux groupes emergeants obtien­
nent la participation au pouvoir, a ca te des groupes consortiaux qui sortiront vain­
queurs de la lutte et cooptes par eux. En effet ce n'est pas un hasard si le vainqueur de 

ces luttes sera presque toujours, non pas le 'peuple, (dans un sens et une acception du 
terme qu'il n'eut jamais avant la revolution fran<;aise), mais la faction du .peuplc. ras­
semblee autour d'un propre leader issu de la noblesse (ou du patriciat). C'est ainsi qu'a 
Piacenza, des luttes intestines commencees en 1218, cmergera comme capitaine du 
peuple Uberto de Iniquitate, avec des pouvoirs seigneuriaux, et le rectorat du ,peupte. 
sera confie collcgialement a Caglielmo I'Audito et a ses fils, et I' on pourra parler de sa 
domillillio. Ainsi a Parma, en 1255, le capitaine du peuple sera Giberto da Gente avec 
des pouvoirs seigneuriaux. 

IJ S. Rodolico, La democrazia fiorentina nel suo tramonto (1.378-1.382) (Bologna 1905) 162. 
14 c,.~ Fasoli. Ricerche sulla legislazione antimagnatizia nei comuni dell'alta e media Italia, in: Rivi­
sta di storia del diritto italiano XII (1939) 91. 
" c,.: de Vngoflilli. Il «popolo» di Vicenza nella cronaca ezzeliniana di Gerardo Maurisio, in: Stucli 
in memoria di U. Ratti (Milano 1934) 652. 
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A Viterbo le chef de la majeure familie feodale, Rainerius Gattus, sera le ,capitaine 

du peuple> entre 1257 et 1259; un peu plus tard, un autre noble, Monaldus Petri For­
tisguerre obtiendra la meme charge. A Orvieto, le regime ,du peuple> sera impose par 
Ranieri della Greca, issu d'un eies milieux les plus importants de la noblesse feoelale 10-
cale. 11 sera capitaine du peuple entre 1280 et 1284 16 

Le peuple n'est donc pas une dasse, mais une faction politique. Suivant la parole 
d'un juriste du temps, Ranieri da Forli, «sub hoc significatu etiam nobiles comprehen­
duntur». Dans une societe rigidement hierarchique et caracterisee par une extreme 
etroitesse politique, la lutte sera verticale plus qu'horizontale. Comme I'observe juste­
ment David Herlihy, «a faction was a vertical as weil as horizontal association, linking 
great men and smalI, cutting ac ross dass lines and working to obscure them» n Dans 
le dan des Doria les differences so ci ales etaient tres grandes, mais ce!a n'empecha pas 
la cohesion et la solidarite entre les membres du parentage l8

. Ce sera seulement plus 
tard, dans la ramification naturelle des familles, vers la fin du XIVe siede, le debut du 
Xve

, que cette solidarite s'affaiblira, qu'on arrivera a percevoir comme trop coüteux le 
soutien economique des membres les plus faibles de sa propre col/sortericl. La ramifica­
tion ele la goIS se!on un developpement nature! creera encore une diversite de lignes 
politiques a I'interieur d'un meme groupe patricien, jusqu'i! la dispersion extreme. A 
Florence les Strozzi, par exemple, figurent parmi les familIes de I'oligarchie guelfe au 
debut du XIVe siede et une de leurs branches demeurera toujours dans le groupe pre­
dominant jusqu'a la principaute de Cosimo I de Medicis (1537). Leurs maisons s'ele­
vaient avec leurs tours dans les districts de la paroisse ele Saint Pancrace, gonfalon du 

Lion rouge l9
. En 1351 les groupes familiaux des Strozzi sont vingt-huit, et ils arrivent 

a trente et un, selon le mtasto (structure fiscale) de 1427, OLl ils figurent avec des patri­
moines separes. 11 est donc evident que «their political interests often diverges, and in­
dividuals of Strozzi descent can be found on all sides in the tumultuous politics of the 
late fourtheenth Century», se!on Richard Golelthwaite 'O 

Mais I'histoire des Meelicis est encore plus interessante pour nous. Comme I'a de­

montre Gene Brucker, ils se sont partages en differents groupes politiques, a partir du 
XIV siede21

• Plus recemment Madame Dale Kent nous demontre que le parti medi­
ceen etait un ensemble d'interets familiaux d'un groupe ele parents et voisins, unis 
dans le district de Saint Jean, gonfalon du Lion d'or. !ci on trouve leurs palais aux alen­
tours de I'eglise Saint Laurent, ici on trouve leurs climtes. Ce la signifie que les Mcdicis 
(ou phlt6t une branche de leur familie), au debut du XVe siede ctaient une force terri-

16 CL in Setgio Serlel//; Il potere oligarchico nello stato-cittii mcdicvale (Firenze 1978) 61-65. 
17 D. Her/ihr. Medieval and Renaissance Pistoia. Thc Social World of an Italian Town (New Ha­
ven 1967) 199. 
18 CL in Hm:r, Le clan familial, fig. 5. 
19 CL D. Kml, The Rise, 61 ss. 
20 G'o!cll/Ywelite. Private Wealth, 31 ss. 
21 Gellt Bl'llckn; Thc Medici in Fourteenth Centllry, in: Specllilim 1 (1957) Iss. 
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toriale, non plus une {()//Joricria, ni un graupe social 21 En adaptant la fameuse sen­
tence de E. P. Thompson apropos de la dasse ouvriere anglaise, on peut dire que 
,neighbourhood, like <dass, itself was not a <structure" nor even a <category" but some­
thing which in fact happens (and can be shown to have happened) in human relation­
ship.23 Ce graupe politique est donc lie par parentage et par voisinage. Selon l'accent 
polemique de Anthony Molho, Cosimo l'atlCien etait plut6t un j){/drino, un parrain 
dans le langage de la mafia, qu'un palcr palriac H 

Mais au debut du XVe siede l'etat a desormais depasse lcs frontieres de la ville, de la 
ri1'iltlJ, grace a la conquete de plusieurs territoires, de pltlsieurs communes voisines. 
En meme temps, l' etat vient de se centraliser, grace a la monopolisation croissante de 
la violence 25 . Le gouvernement requiert un mecanisme plus complexe. Si le milieu po­
litique est encore semblable au milieu medieval, une bureaucratie va pourtant se for­

mer, une specialisation politique est aujourd'hui necessaire, laquelle ni l'artisan, ni le 
marchand ne peuvent avoir ni acquerir sans domrnage pour leur travail et pour lcurs 
affaires. David Herlihy a justement observe que ,the growth of a dass of men, edLlcat­
ed for, living by and committed to the art of government service is one of the most 
significant political and social devclopments. du XVe siede 26. Le phenomene sc lie a 
deux processus evolutifs, muris au cours du siecle precedent: la desagregation du clan 
ou, tout au moins, son eloignement de la sphere publique et son repliement sur lc do­
mai ne prive 27 et le developpement de la structure de l'etat. La conduction de la chose 
publique est desormais devenue un art (et Burckhardt parlera d'un etat ,comme ccuvre 
d'art.), et on ne pourra pretendre cette specialisation de la part d'un marchand Oll d'un 
chef d'atelier ou d'un rentier, ni ceux-ci ne pourront l'acquerir sans negliger leurs pro-

12 Cf. D. Kml, The Rise, 348: .the major conflict in the city from 1426 to 1434 arose not out of 
an opposition 01 fundamental dass interests, but betwecn two groups within the ruling dass 
whose subtle differences in social and political background and experience significantly affected 
their structure and organization, and were also reflected partly, though not wholly, in their differ­
ing attitudes to questions of major importanee like the financing of the republic, the. admission 01 
newer citizens into the ruling group, and the treatment of that suprapolitical Florentine class, thc 
magnates. Most immediatly, however, the two parties were essentially dedicated to the defence of 
their own private interest in the sla/o; theirs was a dash, not of opposing ideologies, but of the 
conflicting claims 01 individuals to the exercise 01 power •. 
lJ D. and l~ Km I, Neighbours, 9. 
24 Anlbon)' Illo/bo, Cosimo de' Medici, .pater patriae. or .padrino.?, in: Stanford Italian Review 
(Spring 1979) 9-18. 
2) Je pensc ici a l'ccuvre de IV. E/iil.,; Über den Prozeß der Zivilisation. Soziogenetische und psy­
chogenetische Untersuchungen (Haus zum Falken 1959) et a 111. !-i}//(tW/I, Surveiller et punir. 
Naissance dc la prison (Paris 1976). 
2(, lIerliby, Medieval and Renaissance Pistoia, 231. 
27 D. lIerlihh Family Solidarity, mais v. encore S Chojllal'ki, In Search 01 Venetian Patriciatc: 
Families and Factions in 14th Century (London 197.3); D. Olml 1II1g/x.\', Toward Historical Eth­
nography: Notarial Records and Family History in thc Middle Agcs, in: Historical Methods 
Newsletter 7,2 (March 1974) 61-68 ct, du mc me auteur, Kinsmen and Ncighbours in Medieval 
Genoa, in: 11. /\h,kimin, D. lIcrlihy. /l. L UdOL'ilc!J (eds.), Thc Medieval City. In Honor 01 R. S. 
Lopcz (New Havcn 1977) 95-111 et Urban Growth and Family Structurc in Medieval Genoa, in: 
Past and Prcscnt LXVI (1975) 3-28; Cb. K/apiscb, ,Parcnti, amici e vicini.: il territorio urbano 
d'una lamiglia mercantile nel XV sccolo, in: Quaderni storici .33 (1976) 955-982. 
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pres affaires. Mais du moment que la presence dans la vie publique (dans le reggill/cllto) 
etait une condition necessaire pour determiner le bon succes du commerce et de la pe­
netration dans les marches exterieurs, pour la conquete de nouvelles terres dans la 
campagne, il ne restera qu'a repartir entre les membres de la familie patricienne les dif­
ferents engagements et les differents devoirs. Par exemple, un des col/Jorti se consa­
crera au commerce, un autre a la politique (mais d'autres encore, comme c'est souvent 

le cas, se consacreront a la carriere ecdesiastique: ainsi les familles du patriciat reussi­
rent a controler l'appareil de l'eglise locale, grace a I'entree de leurs membres dans !es 
chapitres metropolitains). Mais on verra plus tard, au debut du XVI e siede, des families 
entieres se vouer uniquement a la politique et au service de l'etat (en particulier de la 
diplomatie). A Florence les Soderini (ancienne familie aristocratique et marchande) en 

sont un exemple probant. Un des membres de cette familie sera le premier gonfalonier 
a vie (c'est-a-dire le doge, a l'exemple de Venise) de Florence, elu a la plus haute magis­
trature de l'etat en 1502. Mais I'un de ses freres alnes, Giovanpaolo, sera parmi les 
chefs politiques de la premiere republique savonarolienne, entre 1494 et 1498, et 
l'autre, Francesco, sera l'eveque de Volterra et, a partir de 1503, un des plus puissants 
cardinaux a Rome; le frere le plus jeune, Giovanvittorio, un des plus fameux ambassa­
deurs de la Republique. 

Le conflit, meme au niveau des coutumes, fut net entre les vieilles families mar­
chandes et les nouvelles familles (meme si Herlihy parle encore d'une bi/cl/cmf extmd­
cd falllil}J28, engagees uniquement sur le front de la vie publique, politique, et appe­
lees malgre tout statllali. Dans le troisieme livre de La jillll(f!,!ia, Leon Battista Alberti 
affirme que le citoyen a le devoir de servir sa patrie; mais il entend ce service comme 
une aide donnee de temps a autre, et sans modifier son stCltllS, son activite commer­
ciale ou professionnelle. Quant aux statl/tllt; L. B. Alberti leur est hostile: selon lui, les 
anciens Florentins ont affirme que les devoirs du citoyen sont de servir la republique 
et de se consacrer a la patrie et au bonheur de tous, pour ne pas ceder la place aux in­

dividus oiseux dont l'improbite bouleverserait l'ordre des choses publiques et privees. 
Mais cette aide, pour Alberti, ne peut etre qu'occasionnelle, irreguliere. Dans son dia­
logue, a Leonard qui lui demande: «Considerez-vous, comme nos citoyens, un hon­
neur le fait de remplir les charges de l'etat?" Giannozzo repond vivement qu'assure­
ment rien ne lui semble moins digne d'etre repute honorable que de remplir ces fonc­
tions, et qu'il a toujours prCfere une autre vie a celle des statlle/Ii: vie tres tourmentce, 
pleine de soup<;:ons, de peines, et surtout de servitudes, car, selon lui, on ne peut guere 
voir de differences entre ceux qui cherchent a etre elus aux charges de l'ctat et des 
serfs publicS 29

. 

Il faut souligner que le plagiat du pseudo-Pandolfini, le Gom"110 ddfe/ je/III(f!,lia, 
acheve a l'epoque mcdiceenne, vers 1460, reprend et dcveloppe la critique faite par 
Alberti. Mais il est encore plus important de constater que la meme critique revient 
sous la plume de Giovanni Rucellai, une des plus eminentes figures de la Renaissance 

florentine, dans son Zibafdol/e qllClreJimale: ce qui montre la cassure de l'oligarchie flo-

28 llcrlib)", Family Solidarity, 180 et 182. 
29 L 8. II/berll; 1 libri della famiglia, in: c: C·raysoll (cd.), Opere volgari (Bari 1960) 183. 
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rentine. Que se passera-t-il donc dans la societe florentine? Il ne faut pas oublier que, 
pour beaucoup de bOll/illcS Ilon', protegcs par les Mcdicis contre !es vieux patriciens, le 
([ilJIIS bonol'lllll de la vie politique fut un moyen puissant pour obtenir un statlls dans 

la ville 3 cote des riches aristocrates. 
Aprcs la chute des Medicis (de Piero fils de Laurent le Magnifique, en 1494) des fa­

milles feodales des vieux II/agnati et des familles persecutces par les Medicis, furent 
accueillies dans !e milieu politique de la nouvelle republique et cooptees dans le illll{'/' 

grollp au pouvoir. La leculersh/ji ctait desormais dans les mains de ce groupe, de ces Sfcl­

fllali (3 peu prcs mille males floren tins, ceux qui participent aux travaux du Grand 
Conseil avec continuite). Ces modernes ,savants de la politique. surent exprimer des fi­
gures extrcmement significatives, tcl un haut bureaucrate comme Niccolo Machiavelli 
(chef de la Chancellerie republicaine), tel Francesco Guicciardini (membre d'une fa­

milie du patriciat), Donato Giannotti, ou - 3 Venise - Paolo Panlta. 
Malgre son origine (la plLlpart provenait du patriciat citadin), cette nouvelle classe de 

steltlwli n'etait pas detentrice du pouvoir economique, ou du moins de tout le pouvoir 
economique, dans la mesure Oll les statllt/li avaient diversifie leur propre avenir de ce­
lui des parents ou des collJorti restes marchands, ou banquiers ou entrepreneurs ou 
rentiers, pour se consacrer enticrement 3 l'exercice des eharges d'etat, 3 la politique. La 
structure de la chose publique, desormais plus articulee, avait done apporte un divorce 

au moment meme Oll elle demandait une speeialisation - entre le moment produetif 
et le moment decisionnel. On ne peut pas non plus dire, d'une manicre trop simpliste, 
que e'etait le monde de la production qui influen<;ait et determinait de toute fa<;on les 
choix politiques, parce que les dCcisions de ceux qui detenaient le pouvoir politique 
ctaient prises en ayant soin, avant tout, des intcrets du 'parti. qui prevalaient sur toute 
autre considcration. 

En opposition au nouveau regime de Soderini, plLlsieurs aristocrates et citoyens flo­
rentins ne payent plus les taxes, ce qui signifie la perte de tous droits civils pour eux, 
laissant ainsi au parti politique au pouvoir toute responsabilitc de la conduite de la po­
litique florentine, meme militaire et etrangcre. Ainsi, pour n' etre pas contraints a ac­
cepter les charges peu retribuees de la Terra Ferll/a, les nobles venitiens abandonnent 
leur responsabilite (et Donald QuellerJO aparte de eh'ie irrcspollsibilify pour la noblesse 
venitienne) en face du Grand Conseil et des plus hautes magistratures de leur Republi­
que. Une nouveau sfrafllJ ou couche sociale, les {i!fadini, au-dessous de la noblesse, 
remplit toutes les places de la bureaucratie, en assurant une continuite et en mcme 
temps un controle de la vie politique vcnitienne. 

L'alliance constante d'un Pier Soderini - le gonfalonier a vie de Florence entre 1502 
et 1512 - avec la France, par exemple, ctait l'indice d'un mepris pour les interets eco­
nomiques des marehands floren tins qui avaient leurs comptoirs et leur commerce 
dans la zone d' influence romaine, non moins importants que ceux de la zone de la 
foire de Lyon. Mais puisque les Medicis, une fois bannis de la ville et adversaires du 
parti au pouvoir, avaient obtenu l'appui de Jules H, le gouvernement Soderini fut ae-

JO D. E. Queller; Thc Civic lrresponsability of the Ycnetian Patriciatc, in: D. lIerliby (cd.), Econ­
omy, Society and Government in Medieval ltaly (Kent, Ohio 1969) 223-235. 
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eule a sacrifier, a l'interieur meme de son propre parti politique, les interets financiers 
a Rome. 

De meme, a Venise, les sympathies pro-franc;aises de Domenico Trevisan et de 
Paolo Pisani, nobles influents des premieres annees du XVIe siecle, allaient certaine­
ment contre les interets venitiens en Europe du Nord, en Flandres et dans l'Empire. 
Ces deux choix politiques apporterent une defaite militaire, mais ils ne furent pas mo­
difics sinon en presence de cette defaite (et de l'ecroulement de ces groupes politiques 
qui en suivit)n 

Voici donc pourquoi il n'est pas vrai que ,la maniere la plus facile pour decouvrir 
quel est le groupe dominant de chaque societe consiste, d'ordinaire, a rechercher quel 
est le groupe qui a le plus haut revenu,J2. La delegation du pouvoir politique ades po­
liticiens professionnels comporte toujours des risques de choix qui ne concordent pas 
avec les intcrets de ceux qui detiennent le pouvoir economique, ou, a la limite, avec les 
interets globaux de ceux qui le detiennent. Plus la societe est complexe, plus cette di­
vision du pouvoir se manifeste. Le pouvoir economique est seulement un des nom­
breux pouvoirs qui operent dans une societe complexe, mais ce n'est pas l'unique pou­
voir determinant. 

J'ai decrit ici une societe medievale d'ordres structures en sens vertical. Dans celle­
ci, la structure du clan, le patronage et les clienteles, les liens de ndnitl, familiaux et 
mercantiles, !es rapports de vasselage de type feodal ou des gildes, etaient a la base de 
la lutte politique et etaient le denominateur commun de la societe urbaine. Experience 
unique a l'aube de l'age moderne, Florence presente une structure politique horizon­
tale pendant une breve periode de son histoire: quand, entre 1494 et 1512, le premier 
regime des Mcdicis a ete substitue par une structure republicaine qui avait sa base po­
litique et electorale dans le Conseil Majeur, organisme cree a la ressemblance du 
Grand Conseil venitien. L'appartenance au nouveau Conseil ne se fonda plus sur la re­
connaissance de liens avec le wllsorfiulIl (ou la ndnitl) au pouvoir (c'etait le cas, dans le 
regime preccdent, pour l'appartenance au Conseil des Cent, en 1459, ou'au successif et 
plus restreint Conseil des Soixante-dix en 1480). L'acces au nouveau Conseil fut re­
serve a tous les citoyens qui avaient eu ou le pere ou un a'ieul deja elus (ou propose 
pour I'election, c'est-a-dire accueilli dans la liste C1ectorale unique a un des trois offices 
majeurs de l'etat). Puisque cette appartenance etait reconnue a vie, il s'agit, en realitc, 
d'un ,barrage, dans le sens venitien (sermftl du 1297): une nouvelle caste etait desor­
mais en formation: l'etroit milieu politique florentin. Dans l'histoire de la ville-etat du 
Moyen-Age et de la Renaissance, les groupes oligarchiques majoritaires ont toujours 
expulse leurs adversaires, mais cette fois, la nouvelle caste des beneficiafi (le benejiäo 
etant l'honneur d'etre elu ou vu aux Trois Offices majeurs) s'est divisce entre les parti­
sans de Savonarola, ceux des Medicis, les ennemis des Medicis retoumes a Florence 
apres la chute de Piero, enfin les anciens mediceens opposes a la fois a Savonarola et 
aux partisans de Piero. Ainsi, a la difference des regimes precedents, il n'y eut aucun 

31 Cf. SClgio Berlel/i, La politica estera fiorentina e quella veneziana nella crisi rinascimentale, in: 
.5: Berle/I!; N. Ruhimleill, C. H. Sm}'lh (eds.), Florence and Venice: Comparisons and Relations, I 
(The Harvard University Center for ltalian Renaissance Studies 5, Florence 1979) 141 5S. 

32 J. Burnham, La rivoluzione dei tecnici (Milano 1947). 
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graupe consortial, aucune alliance de uidnia, aucune faction qui rcussit a emerger 
comme majoritaire, au sein du Conseil Majeur, et a expulser - comme d'habitude - ses 
adversaires. Le dcbat politique s'articula donc entre trois groupes au mo ins, de consis­
tance et de pouvoir egaux: le groupe ,democratique, rassemble autour de la leadersbip 
de Francesco Valori, un patricien qui s'appuyait sur la predication du moine Girolamo 
Savonarola; le groupe qui fut appele des hommes du .vieil etat, (c'est-a-dire les fils des 
exiles du coup d'etat des Medicis de 1434 alors revenus dans leur patrie); le groupe des 
ex-mediceens qui avaient rompu avec la leadersb/j> de Piero di Lorenzo et qui s'oppo­
saient alors au parti des ,frateschi, (ou 'piagnoni,) de Valori. Un quatrieme groupe -
comme j'ai dit - contraint a la clandestinite, mais qui n'en restait pas inactif pour 
autant, etait, enfin, celui des amis de Piero des Medicis. Ces forces en presence provo­
querent un dcbat, qui pour la premiere fois trouva des accents politiques ,modernes,. 
La bataille politique se developpa grike a un systeme embryonnaire de partis politi­
ques, plutat que des factions familiales ou de ~·idnia. Tandis que les ,frateschi, repre­
senterent les minores et les mediocreJ; les hommes du ,vieil etat>, coalises avec les ex­
mediceens devenus desormais les adversaires acharnes des ,frateschi, - ils furent donc 
appeles les ,enrages, (armbbiafi) - devinrent les reprcsentants politiques du patriciat, 
des buolllilli prillcipali, ayant po ur chefs les plus grandes personnalitcs politiques des 
sfafua/iJJ. 

Gest seulement dans ce nouveau contexte que peut s'expliquer la germination de la 
pensee politique de Machiavelli et surtout le DümrJlls F!ortlltillal'lllll rerulll et la pro­
position de pron"isiolle (loi constitutionnelle de l'etat floren tin), deux ccrits dans les­
quels Machiavelli deversa, entre 1520 et 1522, toute sa pensee politique. 

Mais il s'agit d'une breve experience, que le retablissement de la domination medi­
ceenne, transformee en principaute apres le soubresaut revolutionnaire de la derniere 
republique (1527-1530) a interrompue definitivement. 

Pour terminer, il faut se demander s'il existe une Weltansc!Jauung commune dans 
ces oligarchies. On ne peut naturellement pas, pour une periode aussi longue, degager 
une pensee fixe et constante. Mais le probleme est de decouvrir si, pour chaque pe­
riode oligarchique, on peut tracer certaines lignes fondamentales (religieuses, morales) 
communes aux groupes dominants. 

En remontant aux origines, l'importance de la familie dans la structure de la ville de 
la Renaissance est indubitable et elle se reflete inevitablement dans la maniere d'etre 
du groupe hegemonique. La vie quotidienne de cette familie nous apparalt par 
exemple dans certaines nouvelles de Boccace ou de Giovanni Sercambi, mais rien ne 
nous donne un ex pose plus precis de la coutume et de la morale propre a I'oligarchie 
citadine, que les Libri de//a famiglia de Leon Battista Alberti. 

Dans une societe dechiree par les luttes des factions le ballIIm wmmlllle, la paix 50-

ciale etait prioritaire pour une vie en commun. Toutes les oligarchies pretendirent as­
surer (et elles seules) la paix et la concorde, etant donne que le bien commun etait assi-

JJ Une reconstruction de cette periode historique, dans Sngio Ber/ell,; Embrioni di partiti politici 
alle soglie dell'eta moderna, in: Se1gio Ber/elli (ed.), Per Federico Chabod. Atti deI seminario inter­
nazionale (Universita di Perugia, Annali delta Facolta di Scienze Politiche 17, 1980/81) 17-35. 
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mile au bien de la Commune. Les Priori de Sienne feront peindre dans le palais deux 
fois, par Ambrogio Lore nze tti et Taddeo di Bartolo, le message ideologique du bien 

commulrH 

Du cote religieux ce bien commun fut aussi identifie avec le saint patron et il est 

tres interessant de souligner qu'on trouve dans la ville medievale et de la Renaissance 
plusieurs saints patrons, ajoutes les uns aux autres au fur et a mesure que l'histoire de 
la ville se deroule et que de nouveaux groupes oligarchiques substituent les prece­
dents. L'honneur du saint patron fut identifie completement avec cclui de la ville-etat. 

Mais nouspouvons encore dire qu'un groupe dirigeant s'impose aussi par des 
normes de .civilite>, de .bonne conduite> qui servent d'exemple aux classes subalternes> 
mais qui distinguent aussi les couches superieures des couches inferieures. ,C'est par 
elles» - a observe Norbert Elias - 'que les milieux seculiers medievaux> ou plus exacte­
ment leurs elements avances, exprimaient la conscience de leur propre valeur et leur 
sensibilite specifique J ). 

Dans la vie de Niccolo Niccoli, un ami de Cosimo des Medicis l'ancien, Vespasiano 
da Bisticci nous offre le portrait-modele de l'homme de la Renaissance eduque (.civili­
sc,), Cloigne des anxietes de la vie, libre de I'esclavage des femmes et des peines de 
l'amour, et, chose extraordinaire et impossible pour chacun acette epoque, personne 
extremement propre (mais cela signifie, dans une societe qui ignorait les microbes, 
seulement puretc): .Fu di bcllissima presenza, alegro, che sempre pareva ridessi, piace­
volissimo nella conversatione. Vestiva sempre de bellissimi panni rosati, lunghi infino 
terra. Non ebbe mai donna a fine non gli fussi impedimento a' sua studio Teneva in 
casa sua una donna di tempo, che 10 provedeva nelle sue nicistiL Era sopra tutti gli 
uomini che nacquono mai pulitissimo, cosl nel mangiare come in tutte le cose. 
Quando era a tavola mangiava in vasi antichi bellissimi ( ... ) A vederlo in tavola, cosr 
tlnliro COIIU! igli frei, era una gentilezza»36: c'est donc l'exemple classique, qui domine 

dans ce portrait-modele. Le terme qui incarnait ce modele etait gcnlilez:w, corleJitl et 
se rapportait sans exception au savoir-vivre de la cour (le Corl(1;iIl1l0 de Baldesar Casti­
glione). Mais etait-ce, encore une fois, un modele de paix, d'ataraxie? 

Face a un peuple qui etait secoue par des appels millenaristes37
, porte ades revoltes 

soudaines et sanglantes (des patari a Milan, des sClIzabmcbe aBologne, des J/racrlol/i a 
Lucques, des bcccberini a Perouse, des ciompi a Florence) les oligarchies de la ville de la 
Renaissance offraient au contraire un modele d'honnete homme gentil (et la parole 
gentilhomme signifia meme noble). Cette ataraxie hait la meme chose que le bOI/lI/li 
COIl/IIIII/IC impose par le graupe dominant. Une paix sociale assuree grace au controle 
de l'etat par une oligarchie unie en rangs serres. 

H CL N. R/lbillslein, Political Ideas in Sienese Art: the Frescoes by Ambrogio Lorenzetti and 
Taddeo di Bartolo in the Palazzo pubblico, in: Journal of the Warburg and Courtauld Institutes 
XII (19)8) 181. 
" N. EliCls, La civilisation des moeurs (Paris 1973) 77ss. 
36 Vespasi'/llo da Bislieei. Vite> 11. Grew (ed.), 11 (Firenze 1976) 239. 
37 CL N. Cobn, The Pursuit of the Millennium (New York 1961); D. Weinslein, Savonarola and 
Florence. Prophecy and Patriotism in the Renaissance (Princeton, N. J. 1970); cl: Colm, The 
Laboring Classes in Renaissance Florence (New York 1980). 
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Venedig, eme Fürstenrepublik? 

Anläßlich der Hochzeit seiner Tochter mit Lorenzo, Sohn Girolamo Giustinians, 
die am 16. April 1630 stattfand, hatte Girolamo Mocenigo über die Stränge schlagen 
wollen und zwar mit einer Darbietung des Raubes der Proserpina, einer Fabel von 
Giulio Strozzi, mit der Musik von Claudio Monteverdi, mit einem großen Tanzfest, 

vor allem aber mit "un solenissimo et estraordinario banchetto a parenti et amici con 
apparato veramente regio" (einem überaus feierlichen und hervorragenden Bankett für 
Verwandte und Freunde mit wahrhaft königlichem Gepränge). Das Adjektiv "regio" 
(königlich) bezeichnete im Venedig des 17. Jahrhunderts ein verbreitetes personelles 
und familiäres, aber auch kollektives Ideal, ein Ideal des Reichtums und der Macht, 
das den Vorrang seiner selbst und der eigenen Familie gegenüber anderen garantieren 

sollte; ein Ideal von vergangener und gegenwärtiger Größe und von Glanz, ergänzt 
durch Vorrechte, die eS der Republik Venedig erlaubten, sich in den Rang einer Mon­
archie einzureihen, über den kleineren Fürsten oder jeder anderen Republik stehend '. 

Der Gebrauch dieses "königlich", um die Hochzeitsfeierlichkeiten eines Patriziers 
zu bezeichnen, war im 17. Jahrhundert nicht zufällig. Er spiegelte eine Tendenz wider, 
die in den Reihen einer bestimmten Patrizierschicht verbreitet war, und bezweckte, 

sich von Patriziern abzusetzen, die einem niedrigeren Rang zugerechnet wurden: Er 
war somit Ausdruck des Bestrebens, die republikanische Gleichheit innerhalb des Pa­
triziates zu unterlaufen, eine Tendenz, die schon in den vergangenen Jahrhunderten 
zutage getreten, sich im Verlauf des 17. Jahrhunderts aber sehr verstärkt hatte. 

Grundlage des aristokratischen venezianischen Systems war die Gleichheit der 
Rechte und Pflichten aller Patrizier, die ihm angehörten. Eine Gleichheit, die es 
wollte, daß alle an der Versammlung des Patriziates, dem Maggior Consiglio, teilnah­
men, bei dem die Souveränität der Republik lag und daß alle an der Führung der öf­
fentlichen Angelegenheiten mitwirkten, indem sie einerseits die Wahlen in die ver­
schiedenen Regierungsämter durchführten, andererseits bereit waren, in diese Ämter 
gewählt zu werden. Die Ämter brachten für die kurze Zeit ihrer Dauer die Über­
nahme von Verantwortung und damit die Ausübung von Machtbefugnissen mit sich. 
Es blieb jedoch unbestritten, daß die Autorität nicht in den Ämtern begründet lag, 
sondern im Gesetz, oder besser im venetischen Recht, das die Grenzen der Verant­
wortlichkeit, der Machtbefugnisse und Rechte aller festlegte. Es war das venetische 
Recht, welches das Kollektivbewußtsein des Patriziates verkörperte und darin 'Gleich-

I Bibliotcca nazionalc marciana, Vcnczia, ms. It. VII, 2492 (= 10145), Diari G. Priuli, c. 98. 
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heit und Gerechtigkeit garantierte. Das Problem beschränkte sich jedoch nicht auf 
diesen Kreis. Eine Aristokratie nämlich, die von solchen Grundsätzen geleitet war, 
mußte auch den Untertanen die Achtung vor dem Recht zugestehen 2

• 

Die Gleichheit des Patriziates sollte auch deutlich in der Bekleidung, die es trug, 
zum Ausdruck gelangen. Zu Beginn des 16. Jahrhunderts schrieb Marin Sanudo, daß 

die Patrizier "vestiti come i cittadini" (wie Bürger gekleidet) waren, "con vesti negre e 
lunghe fino a terra" (mit schwarzen bis zur Erde reichenden Gewändern), mit Aus­
nahme derjenigen, die besondere Ämter innehatten und farbige Gewänder tragen 
mußten} Ein Gesetz von 1668 bekräftigte diesen Grundsatz mit Entschiedenheit: "La 
prudenza de'magistrati volse che alla similtudine dell'interna relazione et egualita d'og­

getti ne'cuori de'medesimi ["cittadini" ossia patrizi], conforme anco apparisse l'este­
riore dell'abito, cosi che ordinarone che in specie di religione si uniformasse in 
ogn'uno la veste, accio in segno di decoro e testimonio di veneratezza si rendesse 
venerabile questa patrizia nobilita" (Die Umsicht der Magistrate wollte es, daß der 
Übereinstimmung in den inneren Beziehungen und der Gleichheit der Dinge in den 
Herzen derselben ["Bürger" beziehungsweise Patrizier] auch das Äußere der Beklei­
dung entsprechen sollte, so daß sie befahlen, daß sich jeder nach Art des Klerus in der 
Kleidung gleiche, damit durch (dieses) Zeichen von Anstand und Ehrwürdigkeit sich 
dieser patrizische Adel verehrungswürdig machet Weder unterschiedliche Kleidung 
noch Gepränge oder aufsehenerregende Zurschaustellung von Luxus sollte es geben, 
donnerte der zukünftige Doge Marco Foscarini während der "correzione" 1761-1762, 
noch das Verlangen oder die Forderung nach Ehrfurchtsbezeichnungen, was die Leute 

auf der Straße sagen lassen würde: "Fe largo ... inchinemose che passa uno de i Patron i 
grandi. Se un solo citadin se trova quadrento, ehe ghe piasa tai voti, ch'el vada subito 
fora da ste porte, perche a tal citadin rincresse d'esser simile a i altri" (macht Platz ... 
verneigen wir uns, denn es geht einer von den großen Herren vorbei. Wenn sich ein 
einziger Bürger hier unter uns befindet, dem diese Verehrung gefällt, dann soll dieser 
sofort zu diesen Türen hinaus, denn diesem Bürger mißfällt es, gleich mit den anderen 

zu seint 
Es bleibt die Frage, ob Bekleidung, Gesetze oder ideelle Prinzipien ausreichten, um 

nicht nur eine formale, sondern auch eine substantielle Gleichheit zu garantieren. Die 
Antwort ist vielschichtig und wird zu verschiedenen Zeiten verschieden ausfallen. Ro­
bert Finlay hat die Unterschiede zwischen den verschiedenen "case" (Geschlechtern 
oder "clan": der Gesamtheit aller Patrizierfamilien, die den gleichen Namen trugen) 
im Venedig der Renaissance sehr gut beschrieben; die "case" der "Longhi", das waren 
die Ältesten, und diejenigen der "Curti", das waren die Neueren; die "case grandi", das 

2 Es sei mir erlaubt, auf meinen Beitrag über "La giustizia e la politica nella Repubblica di Vene­
zia (secoli XV-XVIII)", in: Repubblica di Venezia e Stati italiani (Torino 1982) 96, 100-102 zu 
verweisen. 
J ill. Stl11 IIilo, Oe origine situ et magistratibus urbis venetae ovvero. La citta di Venetia 
(1493-1530), hrsg. von Jl. Ctl/'{/((iolo /lrinJ (Milano 1980) 22-23. 
" Cozzi, La giustizia, 201. 
5 Zitiert aus G. Cozzi, Note SlI Carlo Goldoni, la societa veneziana e il SlIO diritto, in: Atti dcll'Isti­
tuto Veneto di Scienze, Lettere ed Arti CXXXVII (1978-79) 151. 
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waren diejenigen, welche verhältnismäßig viele Familien um faßten, und die "case pic­
cole", diejenigen mit weniger Familien. Finlay hat die bestehenden Beziehungen unter 
ihnen aufgezeigt, die Formen der Solidarität, und wie sich diese manifestierten, die 
Vorteile und die Nachteile, den einen oder den anderen Geschlechtern anzugehören, 
um schließlich festzustellen: "One of the strengths of the Venetian political system 
was the role of the Great Council in reconciling potentially dangerous splits within the 
patriciate. The rich and the poor, the old houses and the new, worked out their frustra­
tions and ambitions within the constitution because every patrician had a seat in the 
sovereign assembly and apart to play in the electoral process."6 Aber die Unterschiede 
zwischen den verschiedenen Typen von "case" und 'deren politischer Einfluß nahmen 
allmählich ab und verschwanden schließlich ganz (im 18. Jahrhundert wurden die Pa­
trizier nicht mehr nach "case", sondern nach Familien unterschieden, gekennzeichnet 
durch die Kirchengemeinde, in der sie ihren Wohnsitz hatten). Die eigentlich maß­
gebliche Abgrenzungslinie wurde immer mehr durch den Reichtum bestimmt. Das 
Wahlrecht blieb in den Händen der armen Patrizier, und sie benutzten es auch bei 
verschiedenen Gelegenheiten als Waffe, um sich gegen für sie nachteilige Situationen 
zu schützen oder um die Mächtigen einzuschüchtern, manchmal auch, um sich zu rä­
chen oder um zu erpressen: aber dennoch bedeutete Armut eine politische wie kultu­
relle RandsteIlung, einen Macht- und Prestigeverlust; kurz und gut, sie beeinflußte in 
grundlegender Weise die republikanische Gleichheit. 

Zu jener Zeit, als die Patrizier zum größten Teil noch Kaufleute waren und der Se­
nat über die staatliche Schiffahrt, die sogenannten "mude", die Handelsunternehmun­
gen lenkte (dies war beinahe im ganzen 15. Jahrhundert der Fall), gelang es sicher 
nicht, die Gewinne gleich zu gestalten, aber man versuchte zumindest so zu verfahren, 
daß alle vom Handel profitieren konnten. Der Senat ließ es nicht an Maßnahmen feh­

len, denjenigen, der sich in Schwierigkeiten befand, zu unterstützen. "Con tante forme 
di protezione" (bei so vielen Formen von Unterstützung), so stellte sich Ugo Tucci die 
Frage, "varrebbe la pena di ricercare non in che modo s'accumulavano le ricchezze, ma 
quali vicende potevano condurre una famiglia aHa povert<'t" (würde es sich eher lohnen 
nachzuforschen, welche Umstände eine Familie in Armut brachten als auf welche 
Weise sich Reichtümer anhäuften). Die Gründe für die Armut waren die üblichen: das 
Dahinscheiden des Familienoberhauptes oder desjenigen, der die Geschäfte führte, 
eine verlustreiche Handelsunternehmung, Schiffbruch, der den Verlust der Ladung 
mit sich brachte; Angriffe von Seeräubern .... Wie auch immer, zwischen dem Ende 
des 15. und dem Beginn des 16. Jahrhunderts zeichnete sich das Problem der Armut 
beim Patriziat in besorgniserregendem Ausmaß ab. Dies hing auch mit dessen demo­
grafischem Ansteigen zusammen: Der Handel konnte nicht alle aufnehmen, nicht 
einmal ein ausreichendes Einkommen sichern. Es blieb nichts anderes übrig, als sich 
um die einträglichen Ämter, die der Staat zu vergeben hatte, zu bemühen und zu hof­
fen, daß die expansionistische Politik der Republik neue zur Verfügung stellen würde. 
Andererseits zogen es die begabteren und unternehmungsfreudigeren Patrizier vor, 
auf eigene Faust zu reisen, auf eigenen Galeeren, zu geheim gewählten Zielen; sie tra-

6 R. FinlclY. Politics in Renaissance Venice (New Brunswick/NJ. 1980) 81-96. 
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ten in Konkurrenz zueinander, das heißt zu venezianischen Kaufleuten und vielleicht 
sogar zu den staatlichen "mude", also nicht nur zu Kaufleuten anderer Nationen wie 
Genuesen oder Florentinern. Während als; ein Teil des Patriziates verarmte, fuhr der 
andere Teil fort, riesige Vermögen zu erwerben, die er wieder in Handelsgeschäfte, 
Immobilienbesitz, Kreditgeschäfte oder Staatsanleihen investierte. Und dieser Reich­
tum wurde den Kindern oder Enkeln zur Verfügung gestellt, damit diese mit den 
größtmöglichen Erfolgsaussichten die politische Laufbahn Venedigs antreten konn­
ten 7 

Der Handel ließ also außergewöhnliche Trennwände zwischen Arm und Reich ent­
stehen: die Investition in Grund und Boden verstärkte diese noch mehr. Während 
nämlich der Handel, auch angesichts der gerade festgestellten beträchtlichen Un­
gleichheiten, immer ein Bereich war, der für jeden zugänglich war, sei es mit kleinen 
Summen oder mit großem Kapital, auf den Glücksfall vertrauend, den Geschäfte mit 
sich bringen können, blieb die Landwirtschaft den Reichen vorbehalten. Ja, sie ließ die 
Reichen sich noch reicher fühlen, die sich Boden beschaffen konnten und daraus 
nicht nur ein Einkommen bezogen, sondern ihn auch genossen, indem sie dort Villen 
errichteten, während die Armen, die sich weder Land noch Villen erlauben konnten, 
sich noch ärmer fühlten. Wenn man an die ständig zunehmende Bedeutung des Land­
besitzes und der Villen im venezianischen Leben denkt, dann wird einem klar, daß 
das, was zwischen Arm und Reich emporwuchs, nicht nur eine wirtschaftliche, son­
dern eine psychologische Trennwand war und das Bewußtsein unterschiedlicher 
menschlicher Lebensumstände stärkte. 

Es ist hinzuzufügen, daß die neuen Formen von Reichtum auch neue Formen, die­
sen zu erhalten, mit sich brachten. Auch in Venedig hatte sich das Institut des Fidei­
kommisses eingebürgert, auf Grund dessen die Erbfolge festgelegt wurde, um von Ge­
neration zu Generation intakt übertragen zu werden, und zwar für gewöhnlich auf den 
erstgeborenen männlichen Nachkommen8

. Wer sich gut stand und über ein großes 
Einkommen verfügte, konnte es vermehren, indem er sich mit einer jungen Frau ver­
mählte, die über eine beachtliche Mitgift verfügte. Wer sich hingegen weniger gut 
stand, mußte entweder auf Heirat verzichten oder sich mit einer Ehefrau begnügen, 
die nur eine bescheidene Mitgift hatte. Die Folgen wurden, wenn auch nicht sofort, so 
doch in der nachfolgenden Generation spürbar. Ein zu bescheidenes Vermögen er­
laubte es nicht, sich einer glänzenden Laufbahn zu widmen, die beträchtliche Ausga­
ben mit sich brachte, wie die Regierung einer großen Stadt der Terraferma, oder die 
Vertretung der Republik als Botschafter bei irgend einem Hof; es erlaubte nicht, wich­
tige Verwandtschaftsbeziehungen herzustellen, welche den politischen Rückhalt für 
den großen Aufstieg in der Regierung lieferten; und es barg auch nicht die Möglich­
keit, den Söhnen die Erziehung zukommen lassen zu können, die besonders für dieje-

7 U. 7i/(n; Mercanti, navi, l110nete nel Cinquecento veneziano (Bologna 1981) 15-43; [.: C Li/IIC, I 
l11ercanti di Venezia (Torino 1982) passim. Die zitierte Stelle befindet sich in U. Ji/([i, 11 patrizio 
veneziano l11ercante e ul11anista, in: Venezia e il Levante (Firenze 1977) 338-339. 
8 D. 1I1i11/in, Della veneta giurisprudenza (Venezia 1848) 36-37;J. C Daris, Una fal11iglia vcne­
ziana c la conservazione della ricchczza. I Dona dal '500 al '900 (Roma 1980) besonders 47-156. 



Venedig, eine Fürstenrepublik? 45 

nigen wichtig war, die nur auf die eigenen Qualitäten zurückgreifen konnten, um auf­
zusteigen. Denn der Patrizier, der verarmte oder arm geboren wurde, befand sich 
mehr oder weniger in einem Abgrund, dem zu entkommen ihm praktisch unmöglich 
war. Er nahm zwar trotzdem am Maggior Consiglio teil, war aber Gegenstand von Un­
duldsamkeit und Verachtung, war wie ein gefährliches Hindernis, gegen das man sich 

schützen mußte. 
Die Macht, die die republikanische Gleichheit zu gefährden vermochte, konnte ein 

Patrizier außerhalb oder im Rahmen der republikanischen Verfassung innehaben und 
ausüben. Typisch für den ersten Fall ist der Besitz einer Diözese oder die Erlangung 
des Kardinalshutes, ganz zu schweigen natürlich von dem höchsten Amt der Chri­
stenheit, der Papstwürde, die venezianischen Patriziern im 15. wie auch im 17. und 
18.Jahrhundert zugefallen war. Der Ehrgeiz der Republik war es, aufgrund eines Privi­
leges, das den großen Monarchen vorbehalten war, bei der Vergabe von Bistümern in­
nerhalb ihres Herrschaftsbereiches intervenieren zu können, indem sie dem Papst die­
jenigen Namen vorschlug, die er dann formell bestätigen mußte. Es war ein Privileg, 
das die Republik im Verlauf des 15. Jahrhunderts weitgehend - nicht vollständig -
ausgeübt hatte, und zwar um den Preis langwieriger Verhandlungen mit dem Heiligen 
Stuhl und mit den Patriziern, die Anspruch darauf erhoben, daß bei ihnen die Wahl 
der Bischöfe liegen sollte. 

Nach der Niederlage von Agnadello, die Venedig von einer Koalition beigebracht 
wurde, an deren Spitze ausgerechnet der Papst stand, verlor es dieses Privileg, ausge­
nommen blieb lediglich der Einfluß auf das Patriarchat von Venedig, das Erzbistum 
von Candia und das Patriarchat von Aquileia, das 1552 in folge eines mit Julius IlI. ge­
schlossenen Geheimabkommens hinzukam9. Eine weitere Konsequenz aus dieser 
Niederlage und der dramatischen politischen und finanziellen Krise, die sie hervorge­
rufen hatte, war, daß einige Familien - die Grimani, die Corner, die Pisani - die Lage 

genutzt hatten, um sich dem Apostolischen Stuhl zu nähern, alle Bischofssitze an sich 
zu ziehen, die in ihrem Umkreis lagen, darüberhinaus einige Kardinalshüte und außer­
dem eine Position von erstrangiger Bedeutung innerhalb der Republik. Diese Fami­
lien sollten es sein - ergänzt von den Barbaro und Priuli - die Diözesen wie Padua, Vi­
cenza, Treviso, Concordia, Ceneda, Aquileia kontrollierten. Der Patriarch Giovanni 
Grimani zögerte nicht, den Geheimvertrag von 1552 zu umgehen, indem er für das 
Patriarchat von Aquileia einen von ihm ausgewählten ,Patrizier, Francesco Barbaro, 
nachfolgen ließ; und genauso hielten es die Nachfolger Barbaros. Es gab Bischöfe pa­
trizischer Herkunft, die unverhüllt Gegenposition zur Republik bezogen; so forderte 
der Kardinal Marino Grimani die Republik heraus, indem er vom Schloß von Ceneda 
die Wahrzeichen von San Marco abnehmen ließ, welche die Serenissima dort hatte an­
bringen lassen; und Patriarchen von Aquileia wie Giovanni Grimani und Francesco 

<) P Prodi, The strllctllre and organization of the Church in Renaissance Venice: suggestions for 
research, in: Renaissance Venice, hrsg. von J. R. Haie (London 1973) 409 ff.; er: 7i'ebbi, Franccsco 
Barbaro, patrizio veneto e patriarca di Aquileia (Udine 1984) 55; LU. li7)ilri, Politica, scienza c ar­
chitettura nella Venezia deI '500, in: Cultura e societa nel Rinascimento tra riforme e manierismi, 
hrsg. von V BIlII/({1 und C Oüoltl (Firenze 1984) 108. 
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Barbaro wurden verdächtigt, das Patriarchat von Aquileia in einen unabhängigen Staat 
verwandeln zu wollen 10. Nach dem Interdiktstreit, als die Republik eine erneute und 
noch längere Periode schwieriger Beziehungen zum Apostolischen Stuhl durchlief, er­
warben die venetischen Kardinäle, einschließlich derjenigen, die eine Abwendung von 
der Vaterstadt hatten erkennen lassen, im Inneren der Republik größeren Einfluß als 
zuvor, und zwar als Wortführer, denen es möglich war, das zu erreichen, was den Bot­
schaftern nicht gelang: kirchliche Benefizien zum Beispiel, nicht nur die größeren, 
sondern auch die kleineren, die fast bei dem gesamten Patriziat begehrt waren, da es 
mit ihrer Hilfe möglich war, die Söhne unterzubringen und dank der Einnahmen, die 
sie abwarfen, das Familienbudget in Ordnung zu halten. Letztlich war es für den Be­
troffenen besser, Gunstbeweise durch die Vermittlung eines einheimischen Kardinals 
zu erhalten, als sich direkt an die Kurie wenden zu müssen 11. Prestige und Macht der 

Kardinäle (dies galt aber auch für die Inhaber großer Diözesen), die auf ihre Familien 
rückwirkten, indem sie aus ihnen eine Art oberer Schicht innerhalb des Patriziates 
machten, waren somit sehr groß. Die "Größe" einer Familie, so behauptete Marco 
Lombardo, illegitimer Sproß eines Patriziers, in seiner "Descrittione delle vinticinque 
famigIie pii:! antiche della Nobilta Venetiana" (Beschreibung der fünfundzwanzig älte­
sten Familien des venezianischen Adels), zwischen 1656 und 1658 verfaßt, die 
"Größe" einer Familie gründet sich auf die Verflechtung politischer und kirchlicher 
Ämter, sie ist, mit anderen Worten, durch die Tatsache bedingt, daß die Familie zu ih­
ren Mitgliedern nicht nur Dogen, Prokuratoren von San Marco und Senatoren, son­
dern auch Kardinäle und andere kirchliche Würdenträger zählt. Das ist jedoch nicht 
alles. Lombardo fügte hinzu (ich bediene mich der zusammenfassenden Anmerkung 
von Piero DeI Negro), daß die Ämter der Republik auf Grund der "Größe" der Fami­
lien vergeben werden mußten, ohne allzuviel Rücksicht auf die "uguaglianza de la vita 
civil" (Gleichheit des bürgerlichen Lebens), die Marco Foscarini (und wieder ist es Dei 

Negro, der daran erinnert), als "Ia base di ogni governo aristocratico" (Grundlage eines 
jeden aristokratischen Systems)12 bezeichnet. 

Als Beispiel, in welcher Weise trotz der offiziellen Geschlossenheit der veneziani­
schen Aristokratie einige Familien sich besonderer Verhältnisse rühmen konnten, die 
sie auf eine den anderen Familien verschiedene Stufe stellten, ist der Fall Latisana an­
zuführen. Latisana mitsamt seinem ausgedehnten Territorium zu beiden Seiten des 
letzten Teiles des Tagliamento bis hin zur Mündung, hatte dem Grafen von Gorizia 
gehört. Kaufweise war es in die Hände einer der reichsten Familien des veneziani­
schen Patriziates, der Vendramin, gelangt, die sich in der Tat als dessen Herren be­
zeichneten 13 Der Akt, womit am 5. Juni 1528 die Gebrüder Andrea, Nicolo und Zac­
caria Vendramin, "signori di Latisana degnissimi" (die sehr ehrenvollen Herren von 

10 1i-ebbt; Francesco Barbaro, 353. 
11 Vergleiche zum Beispiel die Berichte der Botschafter in Rom AI/gelo Conli/rini von 1629 und 
Ah-ise Conlarinivon 1635, in: Relazioni degli ambasciatori veneti al Senato, hrsg. von N. Baroni 
und G~ Berr/;ef, s. III. Roma I (Venezia 1877) 289-291, 305-307. 
12 P. Dei Negro, Forme e istituzioni deI discorso politico veneziano, in: Storia delln cultura veneta, 
hrsg. von G. ArT/tI/di und M. Paslore Sioa/;i, 4/I1 (Vicenza 1984) 410. 
13 Sopra una ricerca dell'antico diritto di Latisana (Treviso 1857) 9. 
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Latisana) die Gerichtsordnung ihres Gebietes niederlegten, war im Ton vollständig 
souveräner Gewalt abgefaßt. Es hieß darin, daß "a tutte le leggi, ordini e voleri delli sig­
nori" (alle Gesetze, Befehle und Wünsche der Herren) ausgeführt werden mußten, 
ohne irgendeine Erwähnung der Gesetze der Republik". Über die Pflicht oder die 
Möglichkeit, vor dem Gericht der Republik Einspruch gegen die Urteile der grund­
herrlichen Richter einzulegen, verlautete nichts. In seiner "Descrizione della patria dei 
Friuli" (Beschreibung der Heimat Friaul, 1567) hatte Graf Girolamo di Porcia in dieser 
Beziehung keine Zweifel: Latisana "ora e in mano delli signori Vendramini gentiluo­
mini veneziani, senza alcuna superiorita, di modo che le sue appellazioni non hanno 
superiore, ne fanno alcuna fazione, solamente mangiano il sale veneto, tengono banditi 
di tutto 10 Stato veneto"l) (ist nun in den Händen der Herren Vendramin, veneziani­

schen Edelleuten, ohne irgendeine Oberhoheit, dergestalt, daß sie keine höhere In­
stanz für Berufungen haben und auch keinen Dienst schulden. Sie essen einzig das ve­
nezianische Salz und beherbergen die Verbannten des ganzen venetischen Staates). 
Eine einzige Verbindung zur Republik gab es also, nämlich deren Salz erwerben zu 
müssen; was den Rest betraf und die Möglichkeit, Verbannten Unterschlupf zu ge­
währen, so bewies dies eine vollständige Exterritorialität. Diese Zustände sollten je­
doch nicht immer so bleiben. Der Republik war es gelungen, ein wenig von ihrer Sou­
veränität aufzuzwingen, indem sie höchstwahrscheinlich von der Tatsache profitierte, 
daß schon in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts die Herrschaft nicht mehr nur 
den Vendramin, sondern einer Gemeinschaft aus etwa sieben bis acht Familien ge­
hörte, die sich jedoch weiterhin als "signori di Latisana" bezeichnete. Aber die Herren 
von Latisana versuchten sich der Republik zu widersetzen und so viel wie möglich von 

ihrer Unabhängigkeit zu erhalten. Nach Gerichtsverfahren im 18. Jahrhundert zu ur­
teilen, machten die Herren, was sie wollten, ohne jegliche Rücksichtnahme. Wenn sie, 
um Verbrecher zu verfolgen, das Eingreifen des Rates der Zehn forderten, so gaben sie 
an, dies zu tun, weil sie unter "protezione" (Schutz) der Serenissima stünden, nicht 
aber, weil sie als Untertanen handelten 16 Die "Statuti della Giurisdizione della Tisana" 
(Statuten über die Rechtsprechung Tisanas), die die Herren 1760 hatten abfassen las­
sen, erwähnen in keiner Weise die Serenissima, gerade als ob es diese gar nicht gäbe. 
Die gleiche Tendenz, das heißt auf Distanz zur Serenissima zu gehen, kann man auch 
bei Patriziern antreffen, die von ihr in ein Lehen eingesetzt worden waren. Viele von 
ihnen, so hat Giuseppe Gullino geschrieben, weigerten sich, den Befehlen der Behörde 
der "Provveditori sopra feudi" nachzukommen 17. So zum Beispiel die Gabrieli, Inha­
ber des Lehens von San Polo und Aviano. Auch sie ließen die Serenissima unerwähnt, 
als sie in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts die Statuten ihres Lehens neu fassen 

14 Statuti della Giurisdizione della Tisana (Venezia 1760) 5. 
15 Udine 1897,82. 
16 Archivio di Stato, Venezia, Consiglio dei X, Processi criminali delegati, R. 1: abusi di un giliSdi­
eente di casa Molin (1749-51) eR. 15: caso di llna banda di ladri e contrabbandieri (1768). 
17 G. GI/UiIlO, I patrizi veneziani di fronte alla propriet3 feudale (secoli XVI-XVJIl), in: Qlladerni 
storiei XV (1980) 168-171. 
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ließen und auch hier so deuten, als existiere diese für sie überhaupt nichtl~, Aber es sei 
mir erlaubt, an das zu erinnern, was ich über das hochmütige Gebaren der Patrizier ge­
genüber dem Staat geschrieben habe, so als wolle man die eigene persönliche und fa­
miliäre Macht der souveränen Macht entgegenstellen; und es möge mir erlaubt sein, 
den patrizischen Podesta von Portobuffole zu zitieren, der es 1631 nicht wagte, seine 
Gerichtsbarkeit über die Patrizier Morosini auszuüben, "sogieti grandi", die Herren 
über zwei oder drei Ortschaften 19, 

Innerhalb einer aufgeblähten Aristokratie standen sich reiche, gebildete und in den 
Weltgeschehnissen und Regierungskünsten erfahrene Patrizier und arme, äußerst un­
wissende Patrizier ohne jede tatsächliche Geschäfts- oder Verwaltungspraxis und auch 
solche Patrizier gegenüber, die, obwohl kulturell und administrativ gut ausgewiesen, 
politisch unbeständig waren und deshalb eher dazu neigten, gewagte politische Ent­
scheidungen zu treffen, welche die vorsichtigeren und weiseren Patrizier beunruhig­
ten, Abhilfe gegen die Unzuträglichkeiten einer derartigen Ordnung suchte man in 
der Organisation konstitutioneller Organe, die es einer qualifizierten Minderheit (nach 
Vermögen, Alter, Ansehen der innegehabten Ämter) erlaubten, schnell und mit einem 
gehörigen Maß an Diskretion die anstehenden Angelegenheiten zu erledigen, Es 
handelte sich mit anderen Worten darum, oligarchische Einrichtungen ins Leben zu 
rufen, ohne damit jedoch die aristokratischen Strukturen zu verändern, Dies geschah 
zwischen dem 15, und 16, Jahrhundert, als einem Organ wie dem Rat der Zehn, der 
mit politisch-richterlichen Funktionen geschaffen worden war, nun auch weitgehende 

administrative Kompetenzen übertragen wurden und ihm eine "Zonta" (= giunta = 
Kommission) zur Seite gestellt wurde, die aus besonders ausgewählten Patriziern be­
stand und die über die schwierigsten Probleme entscheiden sollte, wie über dic Finan­
zen, die Beziehungen zu Rom, andere religiöse Fragen und über die delikatesten au­
ßenpolitischen Belange, Es war der Rat der Zehn mit der Zonta, der 1540 lind 1573 
die Friedensverträge mit den Türken zum Abschluß brachte, im Anschluß an Ver­
handlungen, die ohne Wissen des Senates geführt worden waren 20, "ll Consiglio de X 
ha auttorita suprema nella Republica" (Der Rat hat die oberste Gewalt in der Republik 
inne), sollte 1581 Antonio Milledonne, Sekretär des nämlichen Rates, schreiben; er 
spielt die Rolle eines "principe" innerhalb einer republikanischen Konstitution 21

, 

Zwischen 1582 und 1583 setzte eine aristokratische Reaktion ein, die Zonta wurde 
abgeschafft und der Rat der Zehn auf begrenzte, genau festgelegte Kompetenzen ein­
geschränkt, deren wichtigste die Zuständigkeit als höchstes Organ der Strafgerichts­
barkeit darstellte, Dies war nicht gerade wenig, da ab 1571 festgelegt worden war, daß 

18 Archivio di Stato, Venezia, Miscellanea codici, s, Il, no, 27: Leges municipalcs comitatus Sancti 
Pauli, 1778, 
19 Cozzi. La giustizia, 183, 
10 Über den Fall des Marco Foscari, der 1539 versucht hatte, die Friedensverhandlungen mit dem 
Türkischen Reich einer speziellen "zonta" anzuvertrauen, die vom Rat der Zehn und der norma­
len Zonta gewählt werden sollte - ein Fall, der als "Ia piti scoperta proposta oligarchica della sto­
ria veneziana" (der offensichtlichste oligarchische Vorstoß in der venezianischen Geschichte) be­
zeichnet worden ist - vgL /I, VI'I1/III'il. Introdllzione a Relazioni degli ambasciatori veneti al Se­
nato (Bari 1976) XLIII-XLVI, XLVIII-LlI und Ta/im'. Politica, 107-108, 
21 COZZI; La gillstizia, 154, ' 
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Patrizier nur vom Rat der Zehn verurteilt werden konnten. Und da der Rat der Zehn 
- abgesehen davon, daß er über ein geheimes Verfahren verfügte, welches die Ange­
klagten in Bedrängnis brachte - trotzdem immer ein Organ blieb, dem Patrizier ange­
hörten, die bedeutende Ämter hinter sich hatten, die ihrerseits bekanntlich gewisse 
wirtschaftliche Voraussetzungen erforderten, geschah es, daß vermögende und einfluß­
reiche Patrizier die armen Patrizier verurteilten und ihnen gegenüber - so wenigsten 
beklagten sich die armen - besondere Strenge walten ließen. Die republikanische 
Gleichheit mußte ganz sicher unter dieser Verschiedenheit leiden 22

. Einer Bewegung 
armer Patrizier gelang es, daß 1628 der Rat der Zehn einer erneuten Revision unterzo­
gen wurde, die besonders darauf abzielte, seine strafrechtliche Macht zu schwächen. 

Die Ergebnisse waren sehr bescheiden23
. 

1648, drei Jahre nach dem Ausbruch des Krieges um Candia (Heraklion, Kreta), 
hatte der Senator Andrea Bernardo gegenüber seinen Amtskollegen verlauten lassen, 
daß die Führung eines so mächtigen Unternehmens Sicherheitsgarantien erfordere, 
die der Senat nicht leisten könne. Er erinnerte wehmutsvoll an die Zeit als "v'era il 
consiglio di dieci con la giunta pure di trenta padri, che dirigeva assolutamente tutte le 
piu gravi materie" (es noch den Rat der Zehn mit dem Ausschuß der dreißig Väter 
gab, der die wichtigsten Angelegenheiten unumschränkt lenkte). Es war unmöglich, 
diese Kommission erneut zu bilden. Man konnte vielmehr eine Art "Zonta" des Sena­
tes einrichten, oder, um die Worte des großen Historikers des 17. Jahrhunderts, An­
drea Valier, zu gebrauchen "un corpo di ventiquattro de'piu prestanti senatori (oltre la 
persona deI doge) da esser scelti dal maggior consiglio" (einen Zusammenschluß der 
24 stattlichsten Senatoren (neben der Person des Dogen), die vom Maggior Consiglio 
gewählt werden sollten). Es schien zuerst, als ob dieser Vorschlag durchgehen würde 

und als ob "in quell'occasione all'interesse privato della maggior parte (che per neces­
sita in riguardo deI poco numero dovea rimanere esclusa) quello della patria" (bei die­
sem Anlaß das Interesse für das Vaterland gegenüber dem privaten Interesse des grö­
ßeren Teiles (der in Anbetracht der zur Verfügung stehenden wenigen Plätze notwen­
digerweise ausgeschlossen bleiben mußte) überwiegen würde). Dann aber war es an­
ders gekommen. Ein anderer Patrizier war hervorgetreten, Andrea Trevisan, der der 

"Quarantia criminal" angehörte, einem Gericht, in dem sich Mitglieder des niederen 
Patriziates befanden, diejenigen, die nicht auf die höheren Ämter hoffen konnten. 

"Uomo loquace assai, di torbidi pensieri, e che non pensava piu innanzi de quello che 
gli dettava qualche plausibilitil popolare" (ein überaus redseliger Mann, mit wirren Ge­
danken, der über das, was ihm der Beifall aus dem Volk diktierte, nicht mehr nach­
dachte), so beschreibt ihn Valier verachtungsvoll. In seiner Rede im Senat hatte also 
Trevisan "il nuovo consiglio" (den neuen Rat) abgelehnt, "interessando il senato con 
dire che non dovea da se medesimo escludersi dalle sue proprie deliberazioni, e fa­
cendo vedere con esempi, de'tempi piu lontani, che il Pregadi aveva dati molti testi­

monj deI suo secreto, con maraviglia del mondo" (wobei er das Gehör des Senates fand 
mit dem Hinweis, daß der Senat sich nicht selbst von den eigenen Entscheidungen 

22 Ebd., 169. 
2J G. Coz;;i, II doge Nicolo Contarini (Venezia, Roma 1958) 229 ff. 
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ausschließen dürfe und indem er an hand von Beispielen aus längst vergangenen Zei­
ten darlegte, daß der Senat häufig Zeugnis von seiner Verschwiegenheit abgelegt hatte, 
sehr zum Erstaunen der Welt). Diese Argumente waren inspiriert von den klassischen 
Prinzipien der republikanischen Gleichheit, ablehnend gegenüber allem, was Anzei­
chen von Oligarchie aufwies, Argumente, welche die emotionale Leidenschaft im 
Maggior Consiglio wecken konnten. Der Vorschlag war gescheitert, und niemand 
wagte, ihn vor den Maggior Consiglio zu bringen. Eine Tatsache, die Valier bedauerte, 

da seiner Ansicht nach diese große Versammlung "forse avrebbe piu facilmente com­
preso che in un consiglio di molti non v'e cosa alcuna pill disuguale dell'egualita, per­
che essendo diversa la prudenza, I'autoritii pero non e differente" (wahrscheinlich bes­

ser verstanden hätte, daß es in einem Rat aus vielen nichts Ungleicheres als die 
Gleichheit gibt, da die Einsicht unterschiedlich ist, auch wenn die Autorität nicht v~r­
schieden ist)H 

Die Probleme des Rates der Zehn - die Voraussetzungen, die man erfüllen mußte, 
um hineingewählt zu werden, die Zeit, die man im Amt verbleiben mußte, die mehr 
oder weniger weitgehende Autorität, die diesem Organ übertragen werden sollte - bil­
deten das zentrale Thema in den "correzioni" oder Reformen, die 1655, 1667 und 
1677 diskutiert wurden. Die Wichtigste war die von 1677: Hier standen sich die zwei 
größten damals in Venedig lebenden Persönlichkeiten gegenüber: Zuanne Sagredo, 
der für die Verteidigung der Gleichheit eintrat, und Battista Nani, der sich dagegen auf 
die Seite der Autorität gestellt hatte. Sie diskutierten darüber, ob für das Wohl der Re­
publik die Garantie der Gleichheit unter den Mitgliedern des Patriziates am Wichtig­
sten wäre, oder aber die Zusicherung, daß die souveräne Gewalt in entschiedenster 
Weise von einem Rat der Zehn, der den qualifiziertesten Patriziern vorbehalten wäre, 
ausgeübt werden sollte. Ein Gesetz vom 13. Dezember 1671 hatte die Zahl der Kandi­
daten für den Rat sehr erheblich eingeschränkt. Nach einigen Jahren hatte man die 
Folgen davon wahrgenommen: die erneute Bildung einer Oligarchie. Man hatte wie 
1582 reagiert: Indem man in den Wahlen, die im Großem Rat stattfanden, die Kandi­
daten für den Rat der Zehn ablehnte. Es war notwendig geworden, eine neue "corre­
zione" zu beschließen. Battista Nani hatte die Ansicht vertreten, daß man die rigorosen 
Auswahlkriterien für eine Teilnahme an diesem Rat, den er als Schiedsrichter und 
Hüter der venezianischen Verfassung verherrlichte, beibehalten müsse. Eine Auswahl, 
die auf den innegehabten Ämtern oder den erreichten "gradi" (Amtswürden), um den 
Ausdruck Nanis zu gebrauchen, beruhte. "Nell'armonia della Repubblica", sagte er, "i 
cittadini sono stati sempre considerati come eguali, ma non mai li gradi" (In dem har­
monischen Gefüge der Republik sind die Bürger immer als gleich angesehen worden, 
die Amtswürden jedoch niemals). Wichtig war das reibungslose Funktionieren des 
Staates und seiner Institutionen; wenn man eine Auslese vornehmen mußte, um dies 
zu gewährleisten, so sollte man nicht so viele prinzipielle Fragen aufwerfen. Betrachtet 
man dagegen Sagredo, dann sollte man die Freiheit des Maggior Consiglio, auszuwäh­
len, wen er für geeignet hielt, in den Rat der Zehn einzutreten, nicht zu sehr ein­
schränken, indem man ihn mit Erwägungen über "gradi", die eine Verletzung der re-

24 JI. Valin; Storia della guerra di Candia, I (Trieste 1859) 126-127. 
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publikanischen Gleichheit waren, behinderte. Wenn, da man die "gradi" so hoch be­
wertete, die Mitglieder des Rates der Zehn, die Richter des Patriziates, immer die glei­
chen blieben, würden sie eine Kaste bilden, und es wäre nicht denkbar, daß man Ge­
rechtigkeit erhalten würde: Funktion und Sinn einer republikanischen Gerechtigkeit 
wären gänzlich entstellt. Es war die These Zuanne Sagredos, die schließlich die Zu­
stimmung des Großen Rates erhiele'. 

Die Abstimmung des Maggior Consiglio konnte, selbst wenn es damit gelang, im 
Namen der republikanischen Freiheit und deren Gerechtigkeitsideal, diesen Vorstoß 
auf eine Oligarchie hin zu unterdrücken, der indessen dem aristokratischen, veneziani­
schen System immer zu eigen gewesen zu sein scheint, und der sich übrigens nicht 
nur des Rates der Zehn, sondern auch des Collegio bediente, nichts gegen die Ver­
schärfung des faktischen Auseinanderlebens tun, das zwischen den gegensätzlichen 
Lagern des Patriziates, den Reichen und den Armen, eingesetzt hatte. 

Das zeigt ein Ereignis zu Beginn des Krieges um Candia. Im Februar 1646, ange­
sichts der bedrängenden Aufwendungen für die Kriegsführung, dachte man neben an­
deren Hilfsmaßnahmen auch an die Verkündigung eines Gesetzes, welches denjeni­
gen "cittadini e sudditi veneti" (venetischen Bürgern und Untertanen) den Zugang 
zum Patriziat ermöglichen sollte, die mindestens 60000 Dukaten in die Kasse der Re­
publik zahlten und denjenigen "esteri" (Auswärtigen), die 70000 Dukaten zahlten. Die 
Summen entsprachen ungefähr dem Unterhalt von tausend Soldaten im Dienste Ve­
nedigs für ein Jahr. Der Vorschlag, von den höchsten Autoritäten der venezianischen 
Regierung verfa~t, war ohne weiteres vom Senat gebilligt worden. Im Maggior Consig­
lio, wo er endgültige Zustimmung finden mußte, hatte es große Meinungsverschieden­
heiten gegeben. Ein hoch angesehener Patrizier, Giacomo Marcello, Ratgeber der Se­
renissima, hatte den Vorschlag unterstützt. Angelo Michiel, Mitglied der "Avogaria di 
comun", der Justizbehörde, die sich theoretisch mit der Verteidung der Gleichheit 
zwischen Patriziern und Justiz identifizierte, lehnte ihn ab. Das Patriziat, so sagte Mi­
chiei, sei Ausdruck eines antiken Adels, eines Adels, der sich auf diejenigen zurück­
führe, die Venedig gegründet hätten, als sie Zuflucht für ihre Religion und ihre Frei­
heit suchten. Er übertrage sich vom Vater auf den Sohn, mit dem guten Blut, das ihn 
auszeichne. - Man könne die Aufnahme gewähren, aber in angemessener Weise, das 
heißt, für außeroraentliche Taten, niemals für Geld. Darüberhinaus, so fügte Michiel 
hinzu, würde der Adel der venetischen Terraferma stolz sein auf seine eigenen Titel 
und niemals, für alles Geld der Erde nicht, neue Personen in seinen Stadträten akzep­
tieren. Die Rede Giacomo Marcellos dagegen war sehr pragmatisch. Nach ihm sollte 
das fundamentale Anliegen darin bestehen, den Krieg zu gewinnen und das eigene 
Dominium zu erhalten. "Se amiamo", sagte er, "che i titoli piu insigni freggino la Re­
publica e che la nostra aristocrazia non sia nome vano ed ombra nuda dell'antica gloria 
de'nostri maggiori, ci convien difender gli Stati ed i sudditi, assoldar milizie, rinforzar 
l'armata, pagar la vita ed il sangue a'guerrieri, il fiato ed il sudore alle ciurme" (Wenn es 
uns teuer ist, daß die ehrenvollsten Verdienste die Republik auszeichnen und unsere 

2) Cozzi, La giustizia, 195-210. 
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Aristokratie kein leerer Name und bloßer Schatten der antiken Glorie unserer Vorfah­
ren sein soll, dann müssen wir die Staaten und Untertanen verteidigen, Truppen an­
werben, die Armee verstärken und den Soldaten ihr Blut und Leben, den Rudermann­
schaften Atem und Schweiß vergelten). Denn, falls wir dies nicht tun und "se un acci­
dente funesto portasse a romper le nostre speranze, che ci gioverebbero i natali ed il 
preggio di cui insuperbiamo?" (wenn ein verhängnisvolles Unglück unsere Hoffnun­
gen zum Scheitern bringen würde, was würden uns dann Herkunft und Ansehen, auf 
die wir so stolz sind, nützen ?). Sehr wichtig wäre es, so fügte Marcello hinzu, die Zahl 
der Patrizier zu erhöhen, weil diese im Abnehmen begriffen sei; aus einer kleinen An­
zahl heraus könne man keine gebührende Auswahl für die Ämterwahl vornehmen. 
Gegenüber diesen Betrachtungen könne der Schaden, welcher der Reinheit des Patri­
ziertums zugefügt würde, indem man Personen für Geld aufnehme, keine große Be­
deutung erlangen: "Quelle insegne d'onore ... non devono esser tanto patrimonii del 
nascer che non siano an co premii della virtu, e qual miglior congiuntura si potrebbe 
trovar ... di quello che la fortuna ci porge e la ragione ci addita?" (Diese Würde ... solle 
nicht so sehr die durch Geburt bestimmte Auszeichnung sein, sondern vielmehr Be­
lohnung für Verdienste, und welch bessere Gelegenheit ließe sich finden ... als die, die 
uns das Schicksal bietet und die Vernunft uns weist?). Genausowenig durfte man ge­
genüber denjenigen, die dem Maggior Consiglio beitreten wollten, zimperlich sein: 
"Forse che le case che si pensa di ascrivere non sono dotate di titoli, ornate di prela­
ture, fregiate di natali?" (Sind die Familien, die man einzubeziehen gedenkt, nicht mit 
Würden gesegnet, mit Prälaturen ausgezeichnet und von ehrenvoller Herkunft?), 
schloß Marcello. Dieses Gesetz wurde im Maggior Consiglio nicht verabschiedet. Die 
Regierung erreichte dennoch, was sie angestrebt hatte. Sie ließ zum Patriziat nicht 
mittels eines allgemeinen Gesetzes zu, das einen Grundsatz ausgedrückt hätte, son­
dern von Fall zu Fall denjenigen, welcher der Serenissima 100000 Dukaten anbot, die 
eine Hälfte als Schenkung, die andere als Darlehen 26 

Die Diskussion war typisch für die Veränderungen, die sich innerhalb der venezia­
nischen Führungsschicht vollzogen hatten. Für das niedere Patriziat waren es Reinheit 
des Blutes und Charisma des Adels, die seine Lebensumstände kennzeichneten, der 
materiellen und vielleicht sogar der moralischen Misere zum Trotz, mit der es sich in­
folge seines widrigen Geschicks herumzuschlagen hatte. Blut und Geburt verliehen al­
len Mitgliedern des Maggior Consiglio gleichen Anteil an der Souveränität. Für die 
"Großen" des Patriziates genügte dies nicht; der bloße Patrizierstand war kein aus­
reichendes Unterscheidungsmerkmal. Man wollte "grandezza" (Größe) und diese be­
zeugt in der Gegenwart, mehr aber noch in der Vergangenheit durch von Generation 
zu Generation vererbten Reichtum, politischen Erfolg und Ruhm. Das Patriziat ließ 
sich für Geld verkaufen, die "grandezza" jedoch nicht, sie verlieh die Würde, die 
zählte, die des "principe". Sie sei der Titel, so hat Piero Dei Negro geschrieben, mit 
dem die "grandi" des 17. Jahrhunderts ihre Vormachtstellung bestätigt haben wollten. 

Konnte diesen "principi" eine Republik genügen? Offensichtlich standen weder die 
republikanische Verfassung noch der republikanische Stolz zur Diskussion: weder für 
diejenigen Patrizier, die, um zu wiederholen, was ein zeitgenössischer Schriftsteller 
über den Historiker Michiel Foscarini sagte, die Maxime vertraten "che in repubblica 
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aristocratica non vi sii altra nobilta che la nobilta stessa" (daß es in einer republikani­
schen Aristokratie keinen anderen Adel geben sollte als den Adel selbst), und zwar 
den Adel, der mit der Eigenschaft, Patrizier zu sein, verbunden war, noch für diejeni­
gen, die sich für "principi", im Besitz der "grandezza" hielten, ob sie dies nun wirklich 
waren oder es sich ganz einfach einbildeten 27 Die kollegiale Regierung, mittels ge­
wählter Organe, die fehlende Abhängigkeit von einem einzigen Fürsten waren immer 

als Synonyme für Freiheit angesehen worden. Und noch im späten 17. Jahrhundert 
glaubte man, daß diejenigen, die, wie die Florentiner, diese Freiheit verloren hätten, 

bekümmert und neiderfüllt die "liberta" Venedigs mit "la servitll di Fiorenza" (der 
Knechtschaft von Florenz) vergleichen würden 28 

Um eine Republik also, aber eine Republik "diversa" - eine andere Republik - ging 
es; eine Mischung aus Republik und Königreich, und dies nicht nur, weil sie über In­
stitutionen verfügte, die sich von denen der anderen Republiken unterschieden, weil 
sie Alter und Ruhm besaß in einem Maße, daß sie mit Rom wetteifern konnte, weil sie 
in ihrer Geschichte Kaisern und Königen die Stirn geboten hatte und sich genauso­
wenig dem Papst gegenüber gebeugt hatte, weil sie, Herrin des Adriatischen Meeres, 
weiterhin Bollwerk der Christenheit im Mittelmeer war, sondern auch, weils sie, auch 
wenn sie nach republikanischen Prinzipien aufgebaut war, als Oberhaupt einen Für­
sten hatte, der mit den Merkmalen der Majestät, der sakralen Weihe und der Macht 

ausgestattet war, wie sie denen eines Königs entsprachen. "Sic etiam Venetorum dux 
non pure laicus debet existimari, sed aliquid divinitatis in se includere, et reponi de­
bere in numero sacrorum Principum non est ambigendum" (Daß somit auch der "Dux 
Venetorum" nicht nur als weltliches Oberhaupt betrachtet werden darf, sondern etwas 
Göttliches besitzt und in eine Reihe mit den "sacri principes" zu stellen ist, kann da­
her nicht bezweifelt werden), schrieb gegen Mitte des 17. Jahrhunderts der "Consul­
tore in iure" (der juristische Ratgeber) der Republik, Gasparo Lonigo, in einem kleinen 
Traktat mit dem peremtorischen Titel "Venetorum dux habet formam regis". 

Die großen Fürsten haben den Dogen immer als König behandelt, behauptete Lo­
nigo; vom König hat er das Gewand und seine unverwechselbaren Kennzeichen. Das 
war zu jener Zeit eine zumindest halboffizielle Meinung. Zwei andere Ratgeber der 
Republik, Scipione Ferramosca und Lodovico Baitelli, hatten in einem "Breviarium ju­
rium regiae dignitatis Reipubblicae Venetae" v.J 1633 die Ansicht vertreten, "che il 
dominare con titolo et effetto di Re e antichissimo nella Republica di Venezia" (daß 
das Herrschen mit dem Titel und der Macht des Königs sehr alt ist in der Republik 

'6 J. C Dill'l~\', The dedine 01 the venetian nobility as a ruling dass (Baitimore 1962) 107-108; 5: 
RO/llanin, Storia documentata di Venezia, VII (Venezia 1925) 570-571; die Stelle aus der Rede 
Giacomo Marcellos wurde dem Manuskript entnommen, das in der Biblioteca Correr (Venezia, 
Provenienze diverse B. 96 c) aufbewahrt wird. 
Z7 Bezüglich des Urteils über Michiel Foscarini, das dem "Esame istorico politico di cento sog­
getti della Serenissima Repubblica di Venezia" entnommen ist, vgl. Dc/ Nq;/'O. Forme, 419. 
2' Bericht des (;ir!l'cIJlJli PeJcI/'O aus Rom von 16:32, in: Relazioni, 541. 
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Venedig)29. Venedig hatte glanzvolle Königreiche wie Negroponte (das heutige Euböa) 
und Zypern unter seiner Herrschaft gehabt (die Serenissima schmückte sich auch wei­
terhin mit diesen Titeln) und besaß noch immer das Königreich von Candia, die Perle 
seines Dominiums}O Die Republik "e stimata, ma non amata da altri Principi" (wird 

von anderen Fürsten geachtet, aber nicht geliebt), schrieb 1635 der Botschafter und er­
fahrene Kenner der Höfe, Alvise di Tomaso Contarini, an den Senat. Nicht geliebt, da 
sie eben "anders" war: weil sie die Freiheit der Republik und die Vorrechte des König­
reiches wollte} 1. 

Die Forderung der Republik, wie ein Königreich behandelt zu werden, war nicht 
nur rein rhetorisch, sondern hatte eine sehr konkrete politische Kehrseite. Daß die 
Tatsache, nur als Republik betrachtet zu werden, eine schwerwiegende Minderstellung 
bedeutete, hatte sich schon auf dem Konzil von Trient gezeigt, als im September 1563 

die sogenannte Reform der Fürsten im Gespräch war. Kapitel 32 der Reform be­
stimmte, daß während der Ausübung der Messe die Bischöfe die Bibel oder den Frie­
denskuß nur dem Kaiser, den Königen, deren Gemahlinnen und Kindern darreichen 
mußten: alle anderen, und damit auch der Doge der Republik Venedig, mußten sich 
den Bischöfen gegenüber zurückgesetzt fühlen. Ein anderes Kapitel betraf die Repu­
blik in einer weiteren, ebenfalls wichtigen Frage, nämlich den kirchlichen Patronaten. 
Die Serenissima war gegen ihre auf dem Konzil anwesenden Botschafter und die drei 
höchsten venetischen Prälaten in Wut geraten, weil diese nicht in gebührender Weise 
gegen diese Kapitel Widerstand geleistet hatten, die dem venetischen Dominium 
solch großen Schaden zufügten. Glücklicherweise waren die Kapitel dann weitgehend 
geändert worden. Der Republik wurde im Gegenteil eine besondere Genugtuung zu­
teil, da sie dank des Besitzes des Königreiches Zypern (dieses sollte sie innerhalb der 
folgenden zehn Jahre verlieren) in den Rang des Kaisers und der Könige eingereiht 
wurde}2. 

Es war Tatsache, und dies war eine ewig blutende Wunde, daß dort, wo Kaiser und 
Könige die Bischöfe ihrer Diözese ernennen konnten, die Republik beinahe vollstän­
dig von diesem Vorrecht ausgeschlossen blieb: Unter den Ausnahmen, die schon ge­
nannt worden sind, befand sich das Erzbistum des Königreiches von Candia, worüber 
der Republik das Patronat zustand. Obwohl man wußte, daß es äußerst schwer war, das 
Ernennungsrecht wiederzuerlangen, hoffte man weiterhin. "Prima di Giulio II, la Re-

29 Der Traktat des Lonigo befindet sich im Arehivio di Stato di Venezia, Consultori in iure, Filza 
72, ce. 144 ff. Das Breviarium von Ferramosca und Baitelli ebd., Filza 568; vgl. in derselben Filza, 
fase. XVIII, die Schrift derselben, in Controversia praeeedentiae inter Serenissimam Rem publi­
cam et Serenissimum D. Dueem Sabaudiae, ebenfalls von 1633. 
30 Franeesco Sansovino schrieb, daß sein Vater in der Loggetta die Reliefs "Venere significativa 
dei Regno di Cipro co me quella ehe fu Dea et regina di quel regno" (Venus als Allegorie des Kö­
nigreichs Zypern als diejenige, die Göttin und Königin dieses Reiches war) und "Giovc ehe fu Re 
di Candia" Oupiter, der König von Candia war) gemeißelt habe; vgl. IJ. ROJond, Venezia egli dei, 
in: Renovatio urbis. Venezia nell'eta di Andrea Gritti (1523-38), hrsg. von j\[. li/jim' (Roma 
1984) 211. 
31 Bericht Ilhise COllfarilliJ, in: Relazioni, 403. 
32 G. Coz:zi, Domenico Bollandi: un vescovo veneziano tra Stato e Chiesa, in: Rivista storica ita­
liana LXXXIX (1977) 573-576. 
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)llbblica nominava alle chiese, come fanno gli al tri re" (Vor Julius 11. vergab die Repu­
tlik Kirchenämter, so wie es die anderen Könige tun), bemerkte seufzend Alvise Con­
tarini im Jahre 1635 u Wenn sich diese Hoffnung auf etwas gründen konnte, dann auf 
die Tatsache, daß auch die Republik gewissermaßen einen König hatte, da sie das Kö­
nigreich Candia besaß und deshalb die gleichen Rechte genießen mußte. Es war also 
unumgänglich, die in der Vergangenheit erworbenen königlichen Titel aufrechtzuer­
halten, und die Republik sollte tatsächlich in heftigen Streit mit dem Herzog von Sa­
voyen geraten, der sich den Titel eines Königs von Zypern aneignen wollte: Mehr 
no'ch, man mußte alles daransetzen, daß die Republik an den Höfen im Range eines 
Königs behandelt würde}4: Bei diesem Unterfangen trat besonders Giovanni Pesaro 

hervor. Im August 1631, als er Botschafter in Rom war, hatte er eine große Auseinan­
dersetzung mit einem Neffen des Papstes, Taddeo Barberini, gehabt. Dieser verlangte, 
daß ihm, in seiner Eigenschaft als Präfekt von Rom, Vortritt nicht nur vor den Mini­
stern der einfacheren Fürsten gebühre, sondern auch vor den Botschaftern "di teste 
coronate" (von gekrönten Häuptern). Giovanni Pesaro hatte ihm den Vortritt verwei­
gert; die Botschafterkollegen der "teste coronate" hatten sich mit ihm solidarisch er­
klärt; der Senat hatte sein Verhalten nachdrücklich gutgeheißen. Die Episode hatte 
Pesaro mit Stolz erfüllt. Als er in seinem Bericht auf sie zurückkam, schrieb er: "Ha 
guadagnato la Serenissima Repubblica d'esser riconosciuta nella sua grandezza, et ha 
conseguito la dichiaratione, anzi approbatione di quel posto che Dio, la natura, la gran­
dezza deli i Stati et il merito dei nostri maggiori ci ha constituito nella serie e nella 
dasse dei maggiori Re" (Die Republik Venedig hat es verdient, in ihrer Größe aner­
kannt zu werden, und hat die Bestätigung, ja die beifällige Zuerkennung des Platzes 
erlangt, den Gott, die Natur, die Größe der Staaten und das Verdienst unserer Vorväter 
uns zugewiesen haben, in der Reihe und in dem Rang der größten Könige)J5 

Der Überfall auf Candia durch das osmanische Reich setzte gerade diesen funda­
mentalen Punkt aufs Spiel, nämlich die Einordnung der Republik "tra le corone d'Eu­
ropa, nella prima sfera de'prineipi" (unter die Kronen Europas, in den unmittelbaren 
Umkreis der Fürsten). In einer Rede, mit der es ihm 1657 gelungen war, den Senat da­
von zu überzeugen, den Krieg weiter zu führen - einer Rede, die viel dazu beitragen 
sollte, ihn im folgenden Jahr zum Dogen zu erheben - hatte Giovanni Pesaro vor al­
lem auf dieses Argument besonderen Nachruek gelegt. "Anche eon questo possesso", 
sagte er "l'invidia e l'ambizione hanno conteso alla repubbliea questa regia dignita, 
lmde se pili non l'avremo, quella contesa, ehe sempre abbiamo vinta, restera affatto 
perduta, e con tanto pitl di ragione, quanto che volontariamente ce ne saremo spo­
gliati" (Bereits mit diesem Besitz haben Neid und Mißgunst der Republik diese könig­
liche Würde streitig gemacht; wenn wir Candia verlieren, wird dieser Streit, den wir 

J.I Bericht l!lei,'" Contarinis, in: Rclazioni, 388-389. 
H Über den Srcit mit dem Herzog von Savoyen, der 1658 mit dem Rückzug des Herzogs been­
det worden war vgl. das Buch mit dem Titel "Dei titolo regio dovuto aHa casa di Savoia (Torino 
1633), wo auch alle sonstigen Ansprüche des Hauses Savoyen aufgezeichnet sind. Vgl. 1',lIi"I', 
Storia, II, 165. 
l) Bericht von /lngdo Conti/I'illi und C'iOL'tlIlIli p(Si/ro, in: Relazioni, 305, 325, 328; vgl. auch cbd. 
1\00, den Bcricht Pielm ,\IO({'II/:i;OS von 1676, cbcnfalls aus Rom. 
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Immer gewonnen haben, gänzlich verloren sein, und das mit um so mehr Grund, 
wenn wir es freiwillig aufgeben würden)36. 

Der Krieg wurde damals weitergeführt, sollte aber 1669 mit einer Kapitulation en­
den, einem Ausgang, den Giovanni Pesaro am entschiedensten verworfen hatte. Der 
Verlust von Candia, so schrieb dennoch der Autor des "Trascorso politico sopra la 
pace fatta tra la Repubblica di Venezia et il Grand Turco l'anno 1669" (politische Ab­
handlung über den Frieden zwischen der Republik Venedig und dem großen Türki­
schen Reich im Jahre 1669) bedeute keinesfalls "la perdita d'un Regno e d'una Co­
rona" (den Verlust eines Königreiches und seiner Krone). Die Republik "si e ... diffesa 
con ogni sforzo possibile per tant'anni, e finalmente non si e resa, ma cambiata [Can­
dia] con Clissa e suo territorio, e si sono conservate le fortezze di Suda, Spinalonga e 
Grabuse che sono una portio ne de! medesimo Regno .. , E poi la corona della Repub­
blica non dipende dalle mure nude e lacere di Candia ma dalla gloriosa difesa che ha 
sostenuta vinticinque anni delle medesime mura con la piü formidabil fortezza deli' 
universo ... Vale piü questa gloria della Repubblica d'haver per vinticinque anni guer­
reggiato e!la sola e riportate vittorie e vantaggi contro l'Imperio ottomano che spaventa 
egli solo e pUD guerreggiare con tutti i Prencipi dell'Europa, che non valerebbe il pos­
sesso di dieci Regni, e questa e una corona piü che regia, pilt che imperiale, che non gli 
potra mai essere levata per tutti i secoli venturi" (hat sich ... mit jedmöglicher Anstren­
gung auf viele Jahre verteidigt und schließlich hat sie sich nicht ergeben, sondern 
[Candia] mit Clissa und dessen Gebiet getauscht; und die Festungen Suda, Spinalonga 
und Grabuse, die ein Teil des nämlichen Königreiches sind, blieben erhalten ... Dar­
über hinaus hängt die Krone der Republik nicht von den nackten und brüchigen 
Mauern Candias ab, sondern von der glorreichen Verteidigung, die sie über 25 Jahre 
hinweg von diesen Mauern aus mit der großartigsten Standhaftigkeit der Welt durch­
gehalten hat ... Dieser Ruhm der Republik, 25 Jahre lang alleine gekämpft, Siege und 
Vorteile gegenüber dem Osmanischen Reich errungen zu haben, das alleine schon 
Angst einflößt und mit allen Fürsten Europas kämpfen kann, dieser Ruhm zählt mehr 
als der Besitz von zehn Königreichen, und er ist eine mehr als königliche, mehr als 
kaiserliche Krone, die ihr niemals in allen kommenden Jahrhunderten genommen 
werden kann)n 

Weniger als 20 Jahre später sollte derselbe Patrizier, der die Kapitulation von Can­
dia abgefaßt hatte, Francesco Morosini, für die Republik ein neues Königreich er­
obern, das sogar noch prächtiger war als Candia, das von Morea (Peloponnes). Dieses 
sollte nur kurz währen, bis 1716. Aber es galt damals, für den, der sich trösten wollte, 
was der Doge Bertucci Valier 1657 im Streitgespräch mit Pesaro gesagt hatte: "Questa 
citta di Venezia so la e quella che fa regina la repubblica" (Diese Stadt Venedig alleine 
ist es, welche die Republik königlich macht)38 

36 Valin; Storia, I1, 99. 
37 Biblioteca nazionale Marciana, Venezia, ms. It., VII, 656 (= 7791), c. 6v. 
38 Valin; Storia, I1, 95. 



Peter Blickte 

Kommunalismus und Republikanismus 
in Oberdeutschland 

Von den Wallisern heißt es 1619, sie "vermeinendt, ein fry Volk zu sein, als in einer 
fryen Republic"l. 1651 gibt die Landeshauptstadt Sitten in einem Schreiben an die 
Regierung eine inhaltliche Präzisierung des Walliser Republikverständnisses: sie - die 
Regierung nämlich - habe "alle substantialische dem lieben Vaterland bedenkliche, 
für uns, unsere Nachkommen consequentische Articul" dem Land bekanntzumachen, 
"damit Rat und Gemeinden ihren Gesandten und Ratsboten ihr Gutbedenken dar­
über geben"2 können. Die Repllblik im Wallis baut sich aus den Gell/eil/den her auf, 
von den "communitates", wie die mehrheitlich lateinischen Rechtsquellen des Landes 
sagen. Damit sind die leitenden Begriffe der folgenden Überlegungen benannt - KOII/-

11/ IIl/cdislI/ IIJ und Rt'jmblikallJ:I'IIIIIJ. 

Über die Begriffsgeschichte von Republik besitzt man durch die jüngste Material­
präsentation von Wolfgang Mager3 einen guten Überblick. Eine eher stichwortartige 
Zusammenstellung mag daher genügen, um den Rahmen, in dem im folgenden argu­
mentiert werden soll, hinreichend abzustecken. Die klassische Verfassungstypologie 
Monarchie, Aristokratie und Politie erfährt im hoch- und spätmittelalterlichen Ober­
italien vor dem Hintergrund der Auseinandersetzung zwischen Fürstenherrschaft und 
Stadtkommunen eine duale Verfremdung: "regimen regale" als unumschränkte Herr­
schaft und "regimen politicum" als gesetzlich beschränkte werden einander gegen­
übergestellt, aber erst Ptolemäus von Lucca gibt dem "regimen politicum" seine zu­
kunftsweisende Bedeutung, wenn es sich nach ihm durch das "dominium plurium" 
definiert. Diese Herrschaft der Vielen nennen umgangssprachliche Wendungen der 
Zeit "stato franco" oder Regierung "a commune". Wenn schließlich Ptolemäus "res 

I Der Text im Zusammenhang lautet: "Die Herren Landlüt vermeinendt, ein fry Volk zu sein, als 
in einer fryen Respublic, und Democratischen Regiment darfür sy bisher gehalten worden. Das­
selb von den Altvordren (die Gott begnadet hat) ererbt, welche es mit ihrem Schweiß und Bluot 
erobert und durch ihr Dapferkeit sich in die Fryheit gestellt, von den Herren und usländischem 
Gwalt errettet wie die acta und Cronigen das bezügent, des Vorhabens die jetzlebenden auch sind 
und dasselbig mit ihr Mannheit und ußerstem Vermögen zu erhalten ganz geneigt und mit un­
verzagtem Gemüet resolviert und bedacht sind." W. A. Liebeskind, Das Referendum der Land­
schaft Wallis (Leipziger rechtswissenschaftliche Studien 33, Leipzig 1928) 11. 
2 Ebd., 45. 
3 W: i\1ager, Artikel Republik, in: O. Brumm; rv. COllze, R. Koselletk (Hrsg.), Geschichtliche 
Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache, 5. Bd. (Stuttgart 1984) 
549-651, beL 582-586. 
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publica" Im freistaatlichen Sinn als Gattungsbegriff verwendet, kann man wohl mit 
Recht vermuten, daß dies "dem Wortgebrauch in den bürgerschaftlich regierten Kom­
munen seiner Zeit entsprach"'- Spätestens um 1400 ist der Republik-Begriff als Ab­
grenzungs- und Gegenbegriff zu Fürstenherrschaft und Monarchie voll ausgebildet 

und geht als "repubblica", "republique" und "Freistaat" in die italienische, französische 
und deutsche Sprache ein und verdrängt damit zunehmend den Sinn von Republik als 

"Gemeinwesen". In der "Serenissima Repubblica" von Venedig wird für die den abso­
luten Monarchien ausgelieferten Europäer die Republik modellhaft abgebildet. 

Verdrängt wird damit aber nicht nur die Bedeutungsvariante Gemeinwesen, son­
dern auch die Bedeutungsvariante "universitas". Bis ins 15. Jahrhundert hinein näm­
lich verwenden vornehmlich die Juristen Republik im körperschaftlichen Sinn. Das 
bedeutet, daß Personen verbände, die rechtlich, wirtschaftlich und sozial Einheiten dar­
stellen und vom Mitgliederwechscl in ihrer Substanz nicht betroffen werden, republi­
kanische Qualität erreichen 5 : Zünfte und Gilden, Eidgenossenschaften und Dorfschaf­
ten beispielsweise. Offensichtlich gibt es auch in der Begriffsgeschichte Verbindungen 
zwischen Freistaaten und verschiedenen Formen von "universitates" oder "communi­
tates", wie sie auch heißen, zwischen Republik und Gemeinde. 

Von Gemeinde ist der Begriff "Kommunalismus" abgeleitet6
. Er versucht der Tatsa­

che Rechnung zu tragen, daß etwa von 1300 bis 1800, vom Ende des Mittelalters bis 
zum Beginn der Moderne, die Gemeinde - neben der Familie - für 95% der Gesell­

schaft den primären sozialen Lebensbezug darstellt. In der Erscheinungsform der 

4 Ebd., 583. 
5 Ebd., 559, verweist auf eine Definition von JP: Krawietz (Artikel Körperschaft, in:] Rittet; K. 
Gründer(Hrsg.), Historisches Wörterbuch der Philosophie, 4. Bd. (Darmstadt 1976) Sp. 1102), die 
hier im vollen Wortlaut zitiert werden soll, zumal sie für den Vergleich mit dem Kommunalis­
musbegriff nützlich ist: Körperschaft - universitas bezeichnet "den menschlichen, zumindest an­
satzweise mit einer arbeitsteiligen Organisation ausgestatteten, eine mehr oder weniger selbstän­
dige rechtliche, wirtschaftliche und soziale Einheit darstellenden Personalverband, der zur ge­
meinschaftlichen Verfolgung überindividueller, aber auch durch die individuellen Interessen und 
Zwecke der Mitglieder mitbestimmter Anliegen dient, jedoch in seiner jeweiligen Identität von 
einem Mitgliederwechsel, d. h. dem Ein- und Austritt einzelner Mitglieder, unberührt bleibt, weil 
die Rechte und Pflichten der Körperschaft als solcher von denen der Mitglieder streng unter­
schieden werden". 
6 Erstmals entwickelt in meiner Studie: Deutsche Untertanen. Ein Widerspruch (München 
1981). Für weitere Überlegungen hinsichtlich der im Kommunalismus geltenden Normen sei 
verwiesen auf meine Arbeit: Gemeindereformation. Die Menschen des 16. Jahrhunderts auf dem 
Weg zum Heil (München 1985, '1987) 165-204. - Adolf Gasser hat mich freundlicherweise dar­
auf hingewiesen, daß er den Begriff in einer Publikation von 1943 bereits verwendet hat, die we­
gen des Auslieferungsverbots in Deutschland kaum bekannt wurde. Vgl. A. Gmser, Gemeinde­
freiheit als Rettung Europas (Aarau 1943) [eine 2. Auflage erschien 1947]. Gasser entwickelt den 
Begriff räumlich von der Schweiz her, sachlich von der Freiheit und einer mit ihr verknüpften 
Ethik, ich eher aus dem deutschen Raum und aufgrund funktionaler Zusammenhänge im bäuer­
lichen Alltag. Immerhin mag die unabhängig voneinander entwickelte Wortform auch für das 
Vorhandensein der Sache eine Stütze sein. - Die perspektivische Weite des Problems ist neuer­
dings beleuchtet bei R. Koch, Staat oder Gemeinde? Zu einem politischen Zielkonflikt in der 
bürgerlichen Bewegung des 19. Jahrhunderts, in: Historische Zeitschrift 236 (1983) 73-103. 
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Städte und Dörfer (und verwandter Gebilde) konkretisiert sich gemeindliches Leben. 

Was heißt das? 
Von den organisatorischen Bauprinzipien her ist Stadt und Dorf gemeinsam, daß es 

hier wie dort Gemeindeversammlungen gibt, hier wie dort ein Verwaltungsgremium 
unter dem Namen Rat, Zwölfer, Sechser oder Vierer, hier wie dort ein Gericht und 
hier wie dort als Schultheiß, Bürgermeister oder Ammann benannte Gemeindevorste­
her. Zwar werden alle Ämter mit Gemeindemitgliedern besetzt, die Zuständigkeit die­
ser Organe und ihre Bestellung können jedoch sehr unterschiedlich gestaltet sein. Von 
Kommunalismus spreche ich dann und nur dann, wenn die Zuständigkeiten der Or­
gane in der Gemeinde weit gezogen sind und deren Bestellung überwiegend durch die 
Gemeinde selbst erfolgt, wo sie - anders gewendet - einen hohen Grad von politischer 

Autonomie erreicht hat. 
Was konkret gemeint ist, läßt sich etwas deutlicher zeigen, wenn man den Prozeß 

der Kommunalisierung der Gesellschaft betrachtet. Plakativ läßt sich dieser Vorgang 
als Auflösung der hochmittelalterlichen Villikationsverbände beschreiben. Im Hoch­
mittelalter arbeitet der Unfreie auf den Gütern seines Herrn und wird von ihm ver­
pflegt, behaust, vertreten und beschützt - im Prinzip. Soweit er eigenständig Land be­
wirtschaftet, fällt es bei seinem Tod an seinen Herrn heim, wie auch seine Fahrhabe, 
falls er sich eine solche während seines Lebens hat erwerben können. "Eigenschaft" ist 
der dafür weitverbreitete Ausdruck. Mit der Lösung der Landwirtschaft und des Hand­
werks von der adeligen oder klösterlichen Eigenwirtschaft, der Ausgrenzung existenz­
fähiger Höfe und Gewerbebetriebe geschieht etwas sehr Wesentliches: an die Stelle 
von Freiheit und Unfreiheit als Kriterien sozialer Differenzierung treten Tätigkeits­
merkmale, der Bauer und der Bürger verdrängt - auch terminologisch - den servus. 
Was den Bauern und Bürger vom hochmittelalterlichen Unfreien zuallererst unter­
scheidet, ist seine Möglichkeit und Fähigkeit, seine Arbeit selbst organisieren und 
über die Erträge seiner Arbeit relativ frei verfügen zu können. Wohl nicht zufällig ver­
klumpen sich nach der allmählichen Auflösung der Fronhöfe die locker gestreuten 
Einzelhöfe und Weiler zu Dörfern und Städten. Das bringt spezifische Arten des 
Wirtschaftens hervor: etwa die individuell-kollektive Nutzung der Flur, die kollektive 
der Allmende. Insofern sich der Grundherr um die Organisation der Wirtschaft nicht 
mehr kümmert, wird Nachbarschaft als gemeinsame Arbeit eine gelebte Erfahrung. 

Es sind diese nur andeutungsweise beschriebene Komplizierung wirtschaftlicher 
Ordnungen und die Verdichtung sozialer Beziehungen, die neue Reglementierungen 
erfordern: Normen für das Zusammenleben mußten erstellt, Organe für die Einhal­
tung dieser Normen mußten geschaffen werden, Institutionen zur Klärung der Verlet­
zung solcher Normen mußten ausgebildet werden. Wo sich die Stadt und das Dorf 
vom Fronhof und vom Domhof abkoppeln können, wo der Adel und der Klerus sich 
aus der Wirtschaft zurückziehen und damit auch als Ordnungsfaktoren geschwächt 
werden, gibt den Rahmen für solche Reglementierungen zunehmend die Gemeinde, 
ihr Rat, ihr Gericht und ihr Gemeindevorsteher ab. Erst der Absolutismus, besser ge­
sagt die "gute Polizei", kehrt diese Entwicklung um und schränkt die kommunalen 
Autonomieräume wieder ein. 
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Meine These hält auf dem Tenor: Der KOmnlllnalislIlllS als LebcflJ/orlll :zeigt eine 
bobe Il)jinitdt zur Repllblik als Slaat-ljrJr/lI. - Daraus ergibt sich: je höher der Kom­
munalismus in einer Region entwickelt ist, desto wahrscheinlicher wird sich in dieser 

Region eine Republik herausbilden. (Wäre dem so, dann würde sich - nebenbei gesagt 
- Kommunalismus als ein brauchbarer Gegenbegriff zu Feudalismus anbieten.) Zur 

Orchestrierung des Themas bediene ich mich einiger vergleichsweise wahllos heraus­

gegriffener Beispiele. 

Der grundsätzliche Zusammenhang zwischen Kommunalismus und Republikanis­
mus sei zunächst am IlocbJllji Sillen, dem Wallis, wie es auch heißt, erörtert. Seit dem 
frühen 14. Jahrhundert tritt in der Regel bei der Bischofswahl ein "consilium terrae 
Vallesii" zusammen. Hier liegen die Anfänge einer politischen Vertretung der Walliser 
Bevölkerung, die im 17. Jahrhundert ihren Abschluß findet, als das consilium terrae, 
der jetzt sogenannte Landrat, faktisch die Regierung übernimmt7 Die Etappen dieses 
Prozesses seien in der gebotenen Kürze zur besseren Verständlichkeit der strukturel­
len Wandlungen beschrieben. 

1428 wird ein Mandat gegen Hexen vom consilium generale erlassen, das einerseits 

vorn Bischof durch seinen "balliuus Vallesii" beschickt wird, andererseits "per patriotas 
Vallesii cum communitatibus tam Alamanorum quam etiam Romanorum cum plena 
potestatc desenorum patrie Vallesii"8 Communitates, Gemeinden, und desena, Zen­
den, wie sie in der deutschen Sprache heißen, beschicken also den Landrat. Die in ihm 
vertretenen "nuncii et procuratores omnium communitatum et desenorum"9 erlassen 
1435 mit dem bischöflichen Vertreter eine Gerichtsverfassung. 1446 zwingt eine Ver-

7 Einen ersten orientierenden Überblick gibt der Artikel Wallis von] EggJ im Historisch-biogra­
phischen Lexikon der Schweiz, 7. Bd. (Neuenburg 1934) bes. 382-393. - Für einen kurzen Abriß 
der Anfänge des Landrats vgl. auch Liebl'Jkitlcl, Wallis (wie Anm. 1),8 f. - Zur Einordnung in grö­
ßere Zusammenhänge vgl. H. C. Peyel; Verfassungsgeschichte der alten Schweiz (Zürich 1978) 
70f. 
8 Wegen der außerhalb der Schweiz schwer zugänglichen Quellen sei hier und im folgenden die 
Begrifflichkeit etwas breiter dokumentiert. Die Präambel des Hexenmandats lautet im vollen 
Text: "Nos Thomas Venech balliuus Vallesii pro reuerendissimo in Christo patre et domino do­
mino Andrea archiepiscopo Collocensi et administratore ecclesie Sedunensis comiteque et pre­
fecto Vallesii notum harum serie facimus vniuersis et singulis presentes litteras inspecturis ac 
etiam audituris, quod in presenti congregatione et consilio generali tento et habito apud LellCam 
presenti die per patriotas Vallesii cum communitatibus tarn Alarnanorum quam etiam Romano­
rum cum plena potestate desenorum patrie Vallesii et specialiter et maxime ab aqua Morgie Con­
tegii superius ab vtraque parte Rodani venerunt pro bono statu commodo et honore Ecclesie 
Sedunensis et totius patrie Vallesii et multis arduis negotiis et necessitatibus feliciter ordinandis 
et singularum personarum et maxime inter alia plura negotia et necessaria in dicto presenti consi­
lio ordinata et conclusa per patriotas fuit ordinatum et conclusum in ipso consilio presenti per ip­
sos patriotas et nuntios communitatum tarn nobiles quam etiam alios probos homines et nuntios 
predictos super facto artis sortilegii ne eorum maleficia remaneant impugnita, prout infra sequi­
tur." Ediert bei A. HellJler (Hrsg.), Schweizerische Rechtsquellen. Rechtsquellen des Cantons 
Wallis, in: Zeitschrift für Schweizerisches Recht 29 (1888) 133-300; 30 (1889) 163-333 und 31 
(1890) 117-269; hier Nr. 15. [Wegen der möglichen Vereinfachung der Zitierweise werden die 
von Heusler edierten Stücke mit Nummern angegeben.) 
9 Ebd., Nr. 16. 
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sammlung von 2000 bewaffneten Bauern den Bischof auf einer außerordentlichen 
Landratssitzung, ein ihm von den Wallisern diktiertes Landrecht 'O zu publizieren 11, 

dessen Stoßrichtung gegen die bischöfliche Herrschaft schon darin zum Ausdruck 
kommt, daß dessen Nachfolger im Amt sich weigerte, es zu bestätigen, was freilich 
seine Anwendung auf lokaler Ebene nicht verhindern konnte '2 Gesichert ist seitdem 
jedenfalls die regelmäßige Beteiligung von Gemeinde- und Zendenvertretern bei allen 
Rechtskodifikationen 13, ja gelegentlich scheinen die Boten der Gemeinden und Zen­
den auch Mandate, Ordnungen und Gesetze ohne den Bischof, seinen Vertreter oder 
das Domkapitel erlassen zu haben 14 

Einen ersten Höhepunkt erreichte diese Entwicklung mit der Verabschiedung eines 

sogenannten "Landfriedens" 1517. Bemerkenswert an seinem Zustandekommen ist, 
daß nach Ausweis der Präambel offensichtlich die wehrfähige Mannschaft "gewaltig­
lich mit allen banneren die siben zenden" in die Bischofsstadt Sitten gezogen war und 
durch "rath und gemeinden der landtschaft Wallis" eine umfassende Rechtskodifika­
tion vornahm. Sie sollte dem älteren, formal außer Kraft gesetzten Landrecht von 
1446 wieder Geltung verschaffen, darüber hinaus aber die bisherigen zivil- und straf­
rechtlichen Normen ergänzen und - was hervorzuheben ist - dem Land eine neue 
verfassungsmäßige Grundlage geben 15. Letzteres kommt in der Bestimmung zum 
Ausdruck, daß das Domkapitel ohne die Landschaft keinen Bischof mehr wählen und 
der Landbricf künftigen Kandidaten für das Bischofsamt als Wahlkapitulation dienen 
sollte '6 . Der Text, an dessen Abfassung weder bischöfliche Vertreter noch das Domka­
pitel beteiligt waren, erhielt Rechtskraft dadurch, daß sich alle künftigen Bischöfe dar­
auf verpflichten ließen!7 

Den Abschluß fand der Prozeß der Verlagerung politischer Kompetenzen vom Bi­
schof auf den Landrat zwischen 1571 und 1634. 1571 nämlich wurde die Stellung des 

10 Das ergibt sich aus der Aussage von Kardinal Schiner, gedruckt bei D. Imesch (Hrsg.), Die Wal­
liser Landrats-Abschiede seit dem Jahre 1500, 1. Bd. (1500-1519) (Brig 1916) 381. 
" Es handelt sich um die sog. "Artikel von Naters" vom 28. I. 1446. Druck bei HeIlS/ei; Rechts­
quellen (wie Anm. 8), Nr. 18. Die politischen Hintergründe erörtert L. Carlen, Das Landrecht des 
Kardinals Schiner. Seine Stellung im Walliser Recht (Arbeiten aus dem juristischen Seminar der 
Universität Freiburg Schweiz 14, Freiburg/Schweiz 1955) 3 ff. 
12 Car/en, Landrecht (wie Anm. 11), 3. 
13 Die Nachweise ebd., passim. 
14 Das gilt etwa für die Landsatzung vom 19. IV. 1496, die folgende Präambel hat: "Nos commu­
nitates omnium desenorum patrie Vallesii in vnum in prato fori ciuitatis Sedunensis congregate 
pro reformatione et statu reipublice ac commodo patrie vnanimiter ordinauimus et fecimus sta­
tuta et ordinationes que sequuntur, quas perpetue in futurum volumus inuiolabiliter obseruari 
iuramentis nostris manibus eleuatis prestitis." Druck bei HellS/e!; Rechtsquellen (wie Anm. 8), Nr. 
21. - Aufmerksamkeit verdient die hier wohl erstmalige Verwendung des Begriffs "Republik", 
wobei freilich das Wort wohl im Sinne von Gemeinwesen gebraucht wird. 
I' Imesch, Landrats-Abschiede (wie Anm. 10), 378-383 Nr. 108. - Ein Inhaltsreferat bietet Car/en, 
Landrecht (wie Anm. 11), 19-22. 
16 "Item, wan ein herr zue Sitten abstirbt, hat das ehrwürdig capitel mit sambt der landtschaft 
voll mächtigen gewalt, ein andren herren zue erwählen." Imesch, Landrats-Abschiede (wie Anm. 
10),380. 
17 Den Nachweis führte Car/en, Landrecht (wie Anm. 11), 23f. 
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Landrats durch das revidierte und erneuerte Landrecht in der Weise gestärkt, daß er 
fortan nicht nur als Spitze der politischen Verwaltung, sondern auch als oberste Ge­
richtsinstanz im Lande fungierte, von dem es keine weitere Appellationsmöglichkeit 
an den Bischof mehr gab lH In der Logik dieser Entwicklung anerkannte der Bischof 
1634 die faktischen Verhältnisse. Der Landeshauptmann rückte an seine Stelle l9

, was 
zeichenhaft darin zum Ausdruck kommt, daß er künftig den Landrat einberief und die 
Gemeinden und Zenden seit 1634 auch den Bischöfen nicht mehr huldigten 20 Aus 
einem Hochstift des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation war eine Repu­

blik geworden 21
. 

Inwiefern, so ist in einem zweiten Anlauf zu fragen, setzt die Republik Wallis die 
behauptete Existenz von Gemeinden voraus? Die Antwort muß über eine Kompe­
tenz- und Organisationsbeschreibung des Landrats, der Zen den und der Gemeinden 

erfolgen. 
Der Lalldm/ 22 erarbeitete die großen Rechtskodifikationen vom Zivilrecht über das 

Strafrecht bis zum Gerichtsverfassungsrecht, und der Landrat verfügte die Maßnah­
men, die die deutsche Sprache seit dem 15. Jahrhundert mit "Polizei" umschreibt. 
Bleibt also noch über Zusammensetzung und Arbeitsweise zu sprechen. Einberufen 
wurde er bis ins frühe 17. Jahrhundert durch den Bischof; teilnahmeberechtigt waren 
der Landeshauptmann als sein Vertreter, das politisch völlig unbedeutende Domkapi­
tel und Vertreter der Zenden und Gemeinden. Sie treten als nuntii, Ratsboten und 
Gesandte in Erscheinung, und in dieser Bezeichnung kommt klar zum Ausdruck, daß 
sie ein imperatives Mandat hatten. Was durch Instruktionen der Mandatare nicht ge­
sichert war, konnte nicht beschlossen, sondern nur verhandelt werden. Entsprechend 
wurden mit den Einladungen (Tagbriefe) die Tagesordnungen verschickt, und die Er­
gebnisse der Landratsverhandlungen (Abschiede) mußten die Landräte "hinter sich 
bringen", "ad referendum" wie die Bezeichnung seit dem späteren 17. Jahrhundert 
heißt. Erst die Zustimmung der Korporationen, die die Räte delegierten, verlieh ei­
nem Abschied Rechtskraft25 Das erklärt Wendungen in den Quellen, die von "Räten 

18 Ebd., 49. 
19 Liebeskind, Wallis (wie Anm. 1), 42. 
20 L. Carten, Die Landsgemeinde von Goms, in: Blätter aus der Walliser Geschichte 15 (1973) 
17-24, hier 21. 
21 Die komplizierten Beziehungen zum Reich beschreibt G. Ghika, L'independance du Valais a 
l'egard du Saint-Empire, in: Annales valaisannes 23 (1948) 389-448. 
22 Das Folgende nach dem bei Liebeskilld, Wallis (wie Anm. 1), ausgebreiteten Qucllenmaterial. 
Die interpretatorischen Folgerungen, die Liebeskind aus den Quellen zieht, wird man nur be­
dingt teilen müssen. - Den landtagsähnlichen Charakter der Landratssitzungen betont Liebes­
kind erst später (zum Teil in Widerspruch zu früheren Arbeiten). Vgl. IV, A. Liebeskincl, Landes­
herr und Landschaft im alten Wallis, in: das., Institutions politiques et traditions nationales (Genf 
1973) 157-164. 
23 Das Verfahren fand auch Anwendung bei den großen Rechtskodifikationen, die als Beilagen 
den Abschieden mitgegeben wurden und solchermaßen als integrale Bestandteile der Abschiede 
galten; vgl. dazu Liebeskind, Wallis (wie Anm. 1),67. - Die starke Stellung der Korporationen, die 
Boten in den Landrat delegieren durften, kommt auch darin zum Ausdruck, daß sich erst im 17. 
Jahrhundert, gewissermaßen außerhalb des hier interessierenden Zeitraums, das Mehrheitsprin­
zip durchsetzte. Ebd., 86. - Vgl. ergänzend die der Terminologie Liebeskinds verpflichtete, aber 
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und Gemeinden als dem höchsten Gewalt" oder von einer Landratssitzung als "souve­
rainische(r) Session" sprechen". 

Untergliedert war das Wallis in sieben Zen deli. Vermutlich handelt es sich ursprüng­
lich um Gerichts- und später Militärbezirke, denn die Zendenversammlungen schei­
nen aus dem "placitum" hervorgegangen zu sein 2

'. Der gerichts- und militärorganisa­
torische Ausgangspunkt kommt etwa zum Ausdruck in einer Versammlung des Zen­
den Goms vom 30. Juni 1549, auf der beschlossen wurde, am Landrecht von 1446 
fcstzuhalten und die Annahme von Pensionen für Kriegsdienste unter bestimmten 
Umständen zu verbieten 26 Der hier auf rechtliche und militärische Funktionen zuge­
spitzte Kompetenzenbereich der Zendenversammlung wird durch die Funktion der 
Zendenbehörden bestätigt: sie lagern sich um den Meier bzw. Kastlan, den Vorsitzen­
den im Gericht, und den Hauptmann als Führer des militärischen AufgebotsH Daß 
beide seit dem 14. Jahrhundert gewählt wurden - nach nicht unumstrittener Auffas­
sung von einer Zendenversammlung28 

- zeigt, wie schwach die Stellung des bischöfli­
chen Landesherrn geworden war. Daneben gab es einen Zendenrat, der sich aus Ver­
tretern einzelner Korporationen innerhalb des Zenden (Viertel, Drittel, Gumper) zu­
sammensetzte und zu festen Terminen sowie regelmäßig vor und nach den Landrats­
sitzungen zusammentrat29 Für die Bewertung der Zenden ist es wichtig zu wissen, 

doch durch eine Präzisierung der Abschiede weiterführende Arbeit von B. Tm//n; Les Reces de 
la Diete valaisanne, source primordiale de l'histoire de notre pays du 16e au 18e siede, in: Anna­
les valaisannes 57 (1982) 145-155. 
24 Die Belege bei Liebeskind, Wallis (wie Anm. 1), 23. - Vgl. dazu grundlegend G. Ghika, La fin 
de l'etat corporatif en Valais et l'etablissement de la souverainete des dizains au XVIIeme siecle 
(Universite de Geneve. Faculte de droit No. 450, Si on 1947). 
" Carlen, Goms (wie Anm. 20), 18 - Die Entstehungsgeschichte der Zenden ist im Wallis um­
stritten. Die mögliche etymologische Verwandtschaft des Wortes mit Zehnt und centena hat zu 
den unterschiedlichsten Ableitungen geführt, die in starkem Maße auch von der Mittelalterfor­
schung insgesamt abhängig waren. Einen nützlichen Überblick über die einzelnen Forschungs­
positionen ebd., 18 f. - Die von mir vorgenommene Betonung der gerichtlichen und militäri­
schen Funktionen des Zenden findet so in der Literatur keine Bestätigung. Aus allen sowohl in 
den verschiedenen Arbeiten Carlem wie in denen von Liebeskind beigebrachten eindeutigen Be­
legen scheint aber hervorzugehen, daß der Zenden als gerichtlich-militärische Einheit zu gelten 
hat. Alles andere scheint bis jetzt nicht hinreichend gesichert. 
26 Carlen, Goms (wie Anm. 20), 19. Die Zendenversammlung des Goms beschließt darüber hin­
aus, beim Glauben der römischen Kirche zu bleiben. Auch hier handelt es sich m. E. nicht um 
eine Frage, die außerhalb des "Rechtlichen" liegt. Zur gerichtlichen Kompetenz gehörte eben 
auch das "ius pacificandi", das in einer anhaltenden Konfliktsituation, wie es Glaubensfragen in 
der Regel waren, zum "ius iudicandi" fortgeschrieben wurde. So bewertet etwa die jüngere For­
schung die Glaubensentscheidung der Obrigkeit in Zürich 1523. Vgl. dazu HA. Oberman, Wer­
den und Wertung der Reformation. Vom Wegestreit zum Glaubenskampf (Tübingen 1977) 246 f. 
27 Gi1l'lm, Goms (wie Anm. 20), 19. - D. lmesch, Der Zenden Brig bis 1798, in: Blätter aus der 
Walliser Geschichte 7 (1934) 103-124, hier bes. 144-147, 202ff. Der häufige Rekurs auf die Zen­
den Goms und Brig erklärt sich aus der Tatsache, daß für sie die besten Untersuchungen vorlie­
gen. - Insgesamt ist über die Funktion der Zenden wenig bekannt, weil es für die frühere Zeit 
keine Zendenratsabschiede gibt. Vgl. zur Quellensituation Liebeskind, Wallis (wie Anm. 1), 26. 
28 Liebeskind, Wallis (wie Anm. 1),26. - Die wenigen vagen Belege sind zusammengestellt bei P. 
Zurbr(r;gen, Der Walliser Landrat im 17. Jahrhundert (Lizentiats-Arbeit, Bern 1982) 8. [Die Arbeit 
ist zugänglich über das Historische Institut der Universität Bern.] 
29 Carlen. Goms (wie Anm. 20), 16-19. - Differierend lmesch, Brig (wie Anm. 27), 162 ff. 
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daß sie bereits im frühen 15. Jahrhundert - und das heißt lange bevor der Landrat eine 
wirklich politische Größe im Wallis darstellt - Bündnisse abschließen konnten, ohne 
jede Beteiligung des Bischofs oder seiner VertreterJ o. 

Bleibt abschließend noch der Charakter der Gemeinden näher zu bestimmen. - 1361 
werden die Walliser verpflichtet, als Kriegsentschädigung dem Grafen von Savoyen 
13000 fl zu zahlen. Zahlreiche Gemeinden, darunter Münster, Ernen und Zermatt, 
weigerten sich, ihre Anteile zu entrichten, weil sie an den Friedensverhandlungen 

nicht beteiligt worden waren. Als der Bischof nun gezwungenermaßen ins Oberwallis 
ritt, um die Steuer einzutreiben und seine beschädigte Autorität zu sichern, wurde er 
von den Bauern gefangengenommen, bis er sich bereitfand, den Anteil der betroffenen 
Gemeinden selbst zu bezahlenJ' - das dauerte 11 Wochen. Die kleine Geschichte illu­

striert schön das Selbstbewußtsein der Gemeinde im 14. JahrhundertJ2
. 

Der Communitas-Begriff begegnet im Wallis seit dem 13.Jahrhundert und gewinnt 
rasch an Boden. Gemeindeversammlungen und kollegialische Behörden unter dem 

Namen Prokuratoren (procurjuren, syndici, custodes, gubernatores) sind die institutio­
nellen Ausprägungen der communitates, ihre Kompetenzen umfassen meist wirt­

schaftliche und polizeiliche Aufgaben, offensichtlich jedoch kaum juridische und mili­
tärische J

" Das ergibt sich aus den gemeindlich gewillkürten Dorfrechten. Spätestens 
im 15. Jahrhundert hat jede Gemeinde eine derartige Satzung - 47 Gemeinderechte 
sind allein für den Zenden Goms nachgewiesen, an deren Ausgestaltung keine herr­
schaftliche Instanz beteiligt ist. Inhaltlich beschreiben sie den weiten Bereich dessen, 

30 Vgl. !P: Si"hau!elberget; Spätmittelalter, in: Handbuch der Schweizer Geschichte, 1. Bd. (Zürich 
1972) 239-388, hier 289. - Eine Zusammenstellung der Bündnisse bietet P. Amo/d, Bündnisse 
und Verträge der Walliser mit den Eidgenossen 1252-1815, in: Blätter aus der Walliser Ge­
schichte 14 (1865/66) 5-73, bes. 7-30. Dabei darf nicht übersehen werden, daß die Walliser Zen­
den auch Bündnisse mit Mailand und Savoyen abschlossen. - Die Beziehungen zur Eidgenossen­
schaft referiert breit !P: Oecbsh; Orte und Zugewandte. Eine Studie zur Geschichte des schweize­
rischen Bundesrechtes, in: Jahrbuch für schweizerische Geschichte 13 (1888) 1-497, bes. 13, 
69-87,286-310. Erst im 17. Jahrhundert wird offensichtlich die Zusammengehörigkeit der Zen­
den als so ausgeprägt angesehen - was durch den behördlichen Charakter des Landrats unterstri­
chen wird -, daß separate Verträge des einzelnen Zenden mit Auswärtigen nicht mehr geduldet 
werden. So heißt es etwa 1616: "Us gegenwürtigem oberkeitlichen Edikt und Satzung würd sta­
tuiert und beschlossen, daß nun fürthin kein Zenden ohn der übrigen Vorwissen und Willen mit 
keinem Fürsten, Herren, Potentaten einige Pündnus, Verträg oder andere Verkommnus machen, 
weder ufrichten solle, diewyl wir ein Corpus sind ... " Druck bei Liebeskind, Wallis (wie Anm. 1), 
16. 
31 L. Carlen, Gericht und Gemeinde im Goms vom Mittelalter bis zur Französischen Revolution 
(Arbeiten aus dem juristischen Seminar der Universität Freiburg Schweiz 31, Freiburg/Schweiz 
1967) 57. 
32 Sie kommt auch zum Ausdruck in einer m. E. einzigartigen Pflege kommunaler Archive. Die 
kommunalen Bestände reichen vielfach bis ins 15. Jahrhundert zurück. Verwiesen sei auswahl­
weise nur auf einen Band des Walliser Urkundenbuches, der das belegen kann. J Cremaud 
(Hrsg.), Documents relatifs a l'histoire du Valais, 7. Bd. (Lausanne 1898). 
JJ Carlell, Gemeinde im Goms (wie Anm. 31), 182-186. - Imescb, Brig (wie Anm. 27), 106-110. 
Für einen allgemeineren, vorläufigen Überblick vgl.J Bietandet; Die Bauernzünfte als Dorfrecht, 
in: Blätter aus der Walliser Geschichte 5 (1944) 509-588. - Auf einige wenige Ausnahmen weist 
L. Carlen, Dorfgerichte im Wallis, in: Zeitschrift für Walliser Rechtsprechung 1 (1969) 1-12, hin. 
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was im Wallis seit Jahrhunderten und noch heute "Gmeinwärch", in der lateinischen 
Entsprechnung "opus comune", heißt·H Der international anerkannte Volkskundler 
Amold Niederer hat aufgrund eigener Beobachtungen und historischer Forschungen 
am Wallis einen Realtypus von Gemeinde rekonstruiert, der auf gemeinsamer Arbeit, 
gemeinsamer Beschlußfassung und gemeinsamem Fest aller Gemeindemitglieder 
fußt J >. Das komplizierte System der Bewässerung der Wiesen durch Ableitung der 
Gletscherbäche über Holzaquädukte entlang der Felsen, das Abernten der Gemeinde­
äcker, der Weinbau an Steilhängen, die Bestollung der Alpen und die Unterhaltung 
der Wälder als Schutz gegen Lawinen konnten nur gemeinsam bewältigt werden J6 

Noch heute gibt es Gemeinden, die an einem bestimmten Tag im März alle Männer 
zwischen 16 und 60 Jahren aufbieten, um den Mist in die Rebberge zu führen J

", und 
noch vor wenigen Jahren leistete jeder Mann in der Gemeinde einen Tagwan (einen 

Fron- oder Diensttag), wenn ein Gemeindemitglied ein Haus bauteJ8 Genau diese Be­
reiche regeln die Gemeinderechte. Die anerkannte individuelle Bedürftigkeit führt zur 
gewünschten Nachbarschaft, und sie gibt dem Jahresablauf ihren Rhythmus. Der mit­
telalterliche Fronhof, die neuzeitliche Manufaktur und die Fabrik, sagt Niederer J9

, sind 
die Entgegensetzungen zum Gemeinwerk. Und in der Tat läßt sich zeigen, daß erst die 
Auflösung adeliger Villikationen im Wallis durch das Aussterben der Dynastien oder 
den Freikauf seitens bäuerlicher Verbände das Gemeinwerk und damit die Gemeinde 
schafftl,o. Begleitet wird dieser Vorgang von einer zunehmenden Ausbreitung des Erb­
rechts anstelle des älteren, der Villikation eigenen Hofrechts - und damit gelangt das 
Lehensverhältnis unter Landrechtl,l Zuständig wird das "öffentliche" Gericht, im 

H Carlen, Gemeinde im Goms (wie Anm. 31),208. 
35 A. Niederer, Gemeinwerk im Wallis. Bäuerliche Gemeinschaftsarbeit in Vergangenheit und 
Gegenwart (Schriften der Schweizerischen Gesellschaft für Volkskunde 37, Basel 1956). 
36 Ein anschauliches Beispiel noch aus den 1950er Jahren gibt Niederer mit der Aufzählung der 
Verpflichtungen eines Bergbauern in St. Niklaus im Vispertal pro Jahr: "Drei Tage Arbeit für die 
Alpgeteilschaft Jungen, einen Tag an der Höllenwasserleite, einen Tag für die Alp Unterbächji, 
zwei Tage an der Stockwasserleite, einen Tag an der Mattwasserleite, einen Tag an der Jungen­
wasserleite, einen halben Tag an der Feldwasserleite, einen Tag für die Brunnengeteilschaft, einen 
Tag auf dem Weg Tennjen - Höllenen." Niederei; Gemeinwerk (wie Anm. 35), 7l. 
37 Ebd., 79f. 
38 Ebd., 36. 
39 Ebd., 12. 
40 Carlen, Gemeinde im Goms (wie Anm. 31), 30ff., 47ff., 75ff., beschreibt ausführlich den Aus­
verkauf der Grundherren, die schwächer werdenden grundherrlichen Gerichte und die Heraus­
bildung besserer Besitz- und Leiheformen seitens der Bauern. Einen besonders ausgeprägten Ty­
pus stellen die "Freigerichte" dar, die in der Regel durch Kauf seitens der Bauern entstanden und 
über Nieder-, oft auch Hochgerichtsbarkeit verfügten. Sie sind gewissermaßen die sinnfälligsten 
Beispiele für den Entkernungsprozeß adeliger Herrschaft. V gl. L. Carlen, Freigerichte im Ober­
wallis, in: F. Elsener w: H Ruoff(Hrsg.), Festschrift Karl Siegfried Bader (Zürich 1965) 69-84. 
41 Für die Ausbildung der Erbleihe im Wallis vgl. Car/en, Gemeinde im Goms (wie Anm. 31), 30. 
- Verwiesen sei auf völlig gleiche Beobachtungen in Tirol, wo mit der etwa gleichzeitigen Durch­
setzung der Erbleihe die adelig-klösterliche Grundherrschaft weitestgehend verschwindet. Der 
Vorgang selbst ist für Mitteleuropa paradigmatisch beschrieben in der Arbeit von H lVopfner, 
Beiträge zur Geschichte der freien bäuerlichen Erbleihe Deutschtirols im Mittelalter (Untersu­
chungen zur Deutschen Staats- und Rechtsgeschichte 67, Breslau 1903). 
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Falle des Wallis der Zenden. Das erklärt, weshalb die Kompetenzen zwischen com­
munitas und Zenden so säuberlich geschieden sind42

. Das erklärt aber auch, weshalb 
neben den communitates auch Viertel und Drittel als Unterteilungen des Zenden ihre 
Boten in den Landrat schicken. Dort wurde Zivilrecht und Strafrecht verhandelt, das 
Recht der Gemeinden und das Recht der Zenden 45 

In einer ersten Zwischenbilanz seien die zeitlichen Marken in der Walliser Ge­
schichte vom Hochstift zur Republik nochmals benannt. Nachweislich erst im 1.3., 
verstärkt im 14. Jahrhundert entstehen communitates als Wirtschaftsgenossenschaften 
mit einer auf die Normierung wirtschaftlicher Fragen limitierten Zwangsgewalt. In 
dem Maße, wie sich die Landwirtschaft aus der grundherrschaftlichen Organisation 
löst, wachsen den Zen den weitere gerichtliche Kompetenzen zu, die mit den älteren 
gräflichen und vogteilichen Zuständigkeiten, erweitert um die militärorganisatori­
sehen, verschmelzen. Die Wahl des Gerichtsvorsitzenden und des Hauptmanns seit 
dem 14. Jahrhundert deutet einen politischen Emanzipationsprozeß an, der im frühen 
15. Jahrhundert im Abschluß von Bündnissen einzelner Zenden mit Auswärtigen sei­
nen politischen und im eigenen Zendensiegel seinen symbolischen Ausdruck findet"­
Die wirtschaftliche und politische Autonomie auf kommunaler und regionaler Basis 
macht sich schließlich seit dem frühen 16. Jahrhundert im Landrat geltend, der zu­
nächst dem Bischof die Wahlkapitulation diktiert und ihn 100 Jahre später auf Apa­
nage setzt. 

In etwa dasselbe erfolgt im I JriCbJliji Cblll: Der Transfonnationsprozeß von einem 
reichsfürstlichen Hochstift in eine Republik läßt sich grob mit den Eckdaten 1367 
und 1524 eingrenzen. 

Etwas Ähnlichcs wie der Walliser Landrat bcgegnct in Graubünden 1365 in eincr 
vom Bischof einberufcnen Versammlung von Vertretern des Domkapitels, des bi­
schöflichen ministerialischen Adels und Vertretern der Gotteshauslcute (wie die Un­
tertancn des Bischofs hier heißen) aus der Stadt Chur und den Großgemcinden in den 
umliegenden Alpentälern (Domlcschg, Scharns, Oberhalbstein, BergeII, Oberengadin 

und Unterengadint'- Aus dieser eher landständischen Versammlung ging schließlich 
der Gotteshausbund hervor, der 1367 gestiftet wurde, in Abwesenheit des Bischofs, 

42 Die Interpretation ergibt sich als Konsequenz aus dem Vergleich der obigen Ausführungen zu 
den Zenden. Sie wird in der Literatur nicht in dieser Schärfe gezogen. 
43 Folgt man dieser Interpretation, dann erübrigen sich die Klagen und Unklarheiten in der Lite­
ratur, wie einerseits die Vertretung von Vierteln und Dritteln etc. und andererseits die von 
communitates erklärt werden könnten. Auch löst sich damit die auf den ersten Blick irritierende 
Vielfalt sich personal überlagernder Korporationen. Derselbe Bauer konnte natürlich unter sol­
chen historischen Voraussetzungen verschiedenen genossenschaftlichen Verbänden angehören, 
je nachdem ob sein Gerichtsstand, seine militärische Funktion oder seine wirtschaftliche Tätig­
keit angesprochen waren. 
44 Liebeskind. Wallis (wie Anm. 1), 13 ff. 
45 O. ClavlIot, Kurze Geschichte des Gotteshausbundes. Eine zusammenfassende Übersicht, in: 
Festschrift 600 Jahre Gotteshausbund (Chur 1967) 529-558, hier 529-532. 
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der als Kanzler Kaiser Karls IV. häufig in Prag weilte"<>: Kein Bistumsverwalter kann 
ohne des Gotteshausbundes Bestätigung sein Amt antreten, und hochstiftische Güter 
dürfen ohne dessen Zustimmung nicht veräußert werden, heißen die wichtigsten ver­
abschiedeten Bestimmungen. Seitdem gewinnen die Boten der Gemeinden und Tiiler 
einen zunehmenden Einfluß auf die Verwaltung und die Politik im Hochstift. In den 
mehrfach ad hoc zusammengestellten Pflegschaften bei Abwesenheit oder Mißwirt­
schaft der Bischöfe scheidet zunächst die Ministerialität aus, das Domkapitel tritt stark 
in den Hintergrund"7. Anläßlich der "Gotteshaustage", landtagsähnlichen Versamm­
lungen, auf denen vornehmlich Steuern bewilligt und politische Fragen entschieden 
werden, gewinnen die Stadt Chur und die ländlichen Gemeinden im Verlauf des 15. 
Jahrhunderts den dominierenden Einfluß. Verfahrensrechtlich liegen die Verhältnisse 
ähnlich wie beim Walliser Landrat: Die Boten haben ein imperatives Mandat, die Be­
schlüsse des Bundes müssen, zumindest in wichtigeren Angelegenheiten, von den Ge­
meinden ratifiziert werden48 

Die veränderten politischen Gewichte kommen 1524 verfassungsrechtlich zum 
Durchbruch. Der Gotteshausbund vereinigt sich mit dem benachbarten Zehngerich­
tebund und dem Grauen Bund - Graubünden als eigenständige politische Größe wird 
damit konstituiert lo9 Es kann kaum verwundern, daß dem weitere Erosionen der bi­
schöflichen Herrschaft folgten. 1526 wurden dem Bischof und dem Domkapitel die 

wichtigsten Herrschaftsrechte abgesprochen 50 Weil sich der im Exil lebende Bischof 
und das Domkapitel aber naturgemäß weigerten, einen solchen Beschluß zu ratifizie­
ren, wurden die Restbestände von Herrschaftstiteln von den Gemeinden selbst - frei­
lich um lächerliche Summen - abgelöst)1 Es war nur folgerichtig, daß anläßlich der 

Neuwahl eines Bischofs 1541 der Gotteshausbund eine Wahlkapitulation aufsetzte, 
mit der sich der Bischof verpflichtete, die bestehenden Bünde und alle bisher getätig­
ten Verkäufe an die Gemeinden anzuerkennen und alle Ämter nur mit Gotteshausleu-

46 Zu den im Bundesbrief enthaltenen (hier nicht vollzählig aufgeführten) Bestimmungen vgl. 0. 
C!au/lot, Gotteshausbund (wie Anm. 45), 529 f. - Zur Interpretation des rechtlichen Charakters, 
auch im Vergleich zu den weiteren, im Raum Graubünden bestehenden Bündnissen E. iHC)'er­
!Hartha!er, Rechtsquellen und Rechtsentwicklung im Gotteshausbund, in: Festschrift 600 Jahre 
Gotteshausbund (Chur 1967) 91-128, hier 98 f. 
47 Solche als Räte oder Hauptmannschaften geführten Institutionen wurden im 14. Jahrhundert, 
dann 1439 und 1468 eingesetzt. Für die Zusammensetzung im einzelnen C!a//uol, Gotteshaus­
bund (wie Anm. 45), 540-544 und lvfe)'er-i11al'tha!er, Rechtsentwicklung (wie Anm. 46), 103. 
48 !Hryel'-iHClrthCl!eI; Rechtsentwicklung (wie Anm. 46), 107-115. - Das Verfahren setzt sich in 
den späteren Beratungen der drei Bünde fort. Vgl. dazu P. Livn; Die staatliche Entwicklung im 
alten Graubünden, in: Zeitschrift für Schweizerische Geschichte 13 (1933) 206-248, hier 208. 
49 Den Text druckt C.Jeck!in (Hrsg.), Urkunden zur Verfassungsgeschichte Graubündens, in: 13. 
Jahresbericht der historisch-antiquarischen Gesellschaft von Graubünden (Chur 1883) 83-89. 
50 Es handelt sich um den sogenannten Zweiten Ilanzer Artikclbrief der "Drei Bünde"; beson­
ders zu verweisen ist auf Art. 1. Der Text beiJecklill, Urkunden Graubündens (wie Anm. 49), 89-
95. 
5 I Breit ausladend dargestellt von 0. Vasel!a, Die bischöfliche Herrschaft in Graubünden und die 
Bauernartikel von 1526, in: Zeitschrift für Schweizerische Geschichte 22 (1942) 1-86, be5. 56-81. 
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ten zu besetzen)2. Von einer Verlagerung der "Souveränitätsrechte ganz auf die Ge­
samtheit der Gemeinden des gemeinen Gotteshauses")] bzw. von einer "Demokra­
tie"54 wird seitdem in Hinsicht auf Graubünden in der Forschung gesprochen. Ten­
denziell ist der Sachverhalt damit begrifflich richtig wiedergegeben: Der Bischof traute 
sich nicht einmal mehr, das Konzil in Trient zu beschicken»; die 48 Gemeinden üb­
ten die Gerichts- und Militärhoheit aus, und nur sie verfügten über finanzielle Mit­
teP6; ihre Stellung auch innerhalb der Bünde war so stark, daß sie selbst darüber ab­
stimmten, ob ein Pater im Veltlin den Professoren titel führen dürfe)7. Das hat Jean 

Bodin veranlaßt, Graubünden zu den "am stärksten demokratisch geprägten Ländern" 
zu rechnen, die freilich durch ihre Bereitschaft zu "seditions" und ihrem Wunsch nach 
"pleine liberte" nach seiner Ansicht an der Grenze zur Anarchie manövrierten58 

Die Gemeinden Graubündens unterscheiden sich von jenen des Wallis nur unwe­
sentlich. Eine Trennung der Kompetenzen wie im Wallis zwischen communitates und 
Zenden ist in Graubünden in der Weise gegeben, daß große Gerichtsgemeinden wie 
das Unterengadin in Terzen (ähnlich dem Walliser Drittel und Viertel) und Wirt­
schaftsgemeinden unterteilt sind59

. Der emanzipatorische Prozeß selbst ist erstaunlich 
ähnlich. Der Rückgang adeliger Herrschaft und der Vormarsch des Erbrechts schwä­
chen die grundherrlichen und stärken die landesherrlichen Gerichte in den Tälern 
und Großgemeinden. Gezielte Freikäufe von einzelnen Gemeinden schmälern die 
persönlichen und dinglichen Bindungen an den Bischof"o. Soweit die Walser das Land 

erschließen, werden ihnen kommunale Autonomie zugesichert und die herrschaftli­
chen Bindungen auf die Vergabe des Landes zu Erbrecht beschränkt"'. Die Rechtsent-

52 Genaueres Referat der Einzelbestimmungen bei P. LivCli Die Stellung des Gotteshausbundes 
in der bischöflichen Feudalherrschaft und im Freistaat Gemeiner Drei Bünde, in: Festschrift 600 
Jahre Gotteshausbund (Chur 1967) 129-183, hier 170f. 
53 il1l?)'er-Afarthaler, Rechtsentwicklung (wie Anm. 46), 105. 
54 P. Lh'eTi Vom Feudalismus zur Demokratie in den graubündnerischen Hinterrheintälern (Chur 
1929). 
55 P. StadleTi Das Zeitalter der Gegenreformation, in: Handbuch der Schweizer Geschichte, !. Bd. 
(Zürich 1972) 612. 
56 Ebd., 612. 
57 Lit)e!i Staatliche Entwicklung (wie Anm. 48), 208. 
58 Jetln Bodin, Les six Livres de la Republique (Paris 1583) [Nachdruck Aalen 1961] 340: "les 
Seigneurs des trois ligues grises, qui sont les plus populaires, sont plus subiects aux seditions: 
comme les Ambassadeurs des Princes ont tousiours experimente. Car le vray nature I du peuple, 
c'est d'auoir pleine liberte sans frein ny mors quelconque: & que tous estoyent egaux en biens, en 
honneurs, en peines, en loyers: sans faire estat ny es time de la noblesse, ny de scauoir, ny de vertu 
quelconque." 
59 Auf Einzelheiten einzugehen verbieten die zahlreichen regionalen Varianten und die je eigene 
Begrifflichkeit, die jede Detailbeschreibung notwendigerweise sehr weitläufig werden läßt. Vgl. 
als breite und die Zusammenhänge aufdeckende Beschreibung eines Einzelfalls (Unterengadin) 
P. Livt/i Geschichtliche Einleitung, in: /1. Schorta (Hrsg.), Die Rechtsquellen des Kantons Grau­
bünden, 1. Teil: Der Gotteshausbund, 2. Bd. Unterengadin (Sammlung Schweizerischer Rechts­
quellen 15, Aarau 1981) 13-69, bes. 21, 45-49. 
60 Livel; Feudalismus (wie Anm. 54),61,82. - Interessant ist die Ablösung der Gemeinde Schams 
von ihrer alten Herrschaft beschrieben bei Clavllot, Gotteshausbund (wie Anm. 45), 54!. 
61 Ebd., 534. 
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wicklung unter Heranziehung der Gerichtsgemeinden stärkte die Tendenz zur kom­
munalen Selbständigkeit62

. Ein Beispiel: an der Hoch- und Niedergerichtsordnung 
des Unterengadin von 1519 sind drei Parteien gleichberechtigt beteiligt, der Bischof 
von Chur, Kaiser Maximilian als Landesfürst von Tirol und "alle(n) commeunern des 
under Engadeins""J. 

Kürzer und einprägsamer vielleicht ist es, den Beweis für den Autonomiezuwachs 
über die Siegelfähigkeit der Gemeinden zu führen - ein zweifellos brauchbares Indiz 
für rechtliche und politische Handlungsfähigkeit eines sozialen Verbandes. 1367 ver­
fügen darüber nur drei Gemeinden im Land - Chur, das Oberengadin und das Bergell-, 
doch rasch dehnt sich im nächsten halben Jahrhundert die Siegelfähigkeit auf zahlrei­
che Gemeinden ausM Zeitlich parallel läuft dieser Entwicklung eine fleißige Bündnis­
politik der Gemeinden mit Außenstehenden"'. 

Aus dem Referierten springt die Parallelitiit zum Wallis in die Augen. Schmälerung 
der adeligen Grundherrschaft und Erweiterung der Kompetenzen in der Gerichts­
organisation konstituieren die Freiräume der Gemeinden, die sich durch Bündnisse 
nach außen weiter sichern. Erst nach diesem Konsolidierungsprozeß im lokalen Rah­
men wird der Landesherr in seinem politischen und administrativen und judikativen 
Handlungsspielraum eingeschränkt und schließlich zur schieren Repräsentationsfigur 
verkürzt. 

Mit dem Gesagten, das man ersatzweise auch an Oberitalien oder der Dauphine 
hätte vorführen können, scheint einigermaßen plausibel der Satz begründet, der Kom­
munalismus sei eine dem Republikanismus vorgängige und ihn bedingende Erschei­
nung. Unterstrichen sei das an einem weiteren Beispiel - der Umwandlung einer Re­
gion in eine Republik, die allerdings dauerhaft nicht geglückt ist, aber vielleicht gerade 
ex negativo ihre Beweiskraft bezieht. Gemeint ist der nur wenige Jahre existierende 
Blind ob dem BodCllsee. 

1401 schlossen die Reichsstadt St. Gallen und 12 Gemeinden im benachbarten Ap­
penzell ein auf sieben Jahre befristetes Bündnis"6 mit der Absicht des wechselseitigen 

62 iVleyer-iHarthalo; Rechtsentwicklung (wie Anm. 46), 125 f. 
63 A. Schorta, Rechtsquellen (wie Anm. 59) 600-618. 
64 Die Belege verstreut bei Clavuot, Gotteshausbund (wie Anm. 45), 530, 541 und lHeyer-Alartha-
11'1; Rechtsentwicklung (wie Anm. 46),104. - Erhellend für die Bedeutung des Siegels ist die Spe­
zialstudie von C. Wieso; Das Oberengadin und die Entstehung des Gotteshausbundes, in: Fest­
schrift 600 Jahre Gotteshausbund (Chur 1967) 184-204, bes. 186 ff. 
6, Meyer-Martbaler. Rechtsentwicklung (wie Anm. 46), 106, wo zahlreiche Beispiele aufgeführt 
sind. - Ergänzend auch Clauuot, Gotteshausbund (wie Anm. 45), 538-541. - Speziell für die Be­
ziehungen zur Eidgenossenschaft vgl. Oecbsli, Orte und Zugewandte (wie Anm. 30), 69-87, 
404-433. 
66 H War/mann (Hrsg.), Urkundenbuch der Abtei Sanct Gallen, IV. Theil Gahr 1360-1411) (St. 
Gallen 1899) 610-613 Nr. 2211. - Soweit nicht eigens Fußnoten ausgebracht sind, stützte ich 
mich für die hier äußerst knapp gehaltenen Ausführungen auf meine ältere Studie: Bäuerliche 
Rebellionen im Fürststift St. Gallen, in: P. Blickte, P. Bierbraul'l; R. Blickte und C. Vlbrich, Auf­
ruhr und Empörung? Studien zum bäuerlichen Widerstand im Alten Reich (München 1980) 
215-295, bes. 217-227. 
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politischen, rechtlichen und kriegerischen Beistandes gegen jeden, der ell1en der 
Bündnispartner befehden, sc hatzen oder dessen Rechte schmälern wollte. Der Bund 
war eindeutig gegen das Reichskloster St. Gallen gerichtet, zu dessen Territorium das 
Appenzell gehörte, mindestens von seiten der ländlichen Gemeinden. Denn sie for­
derten ganz unbekümmert Freizügigkeit, Verbesserung des Erbrechts, Beteiligung bei 
der Einsetzung der Ammänner und Reduzierung der Vogts teuer. Die Einsprüche des 
Abtes führten dazu, daß gerichtlich die Unrechtmäßigkeit dieses Bündnisses festge­
stellt wurde, und, als die Appenzeller Gemeinden sich diesem Urteilsspruch nicht füg­
ten, die militärische Auseinandersetzung nicht zu vermeiden war. In zwei Schlachten 
wurden wohlgerüstete Heere der Verbündeten des St. Galler Abtes geschlagen, das der 
schwäbischen Reichsstädte und jenes des Herzogs von Österreich. Zwei Wochen nach 
dieser Schlacht erneuerten das Appenzell und die Stadt St. Gallen ihr Bündnis, dem 
nun rasch und begeistert städtische und ländliche Gemeinden beitraten. "Es war in 
den selben tagen ein louf in die puren komen", berichtet eine Chronik, "dass sie alle 
Appenzeller woltent sin und wolt sich nieman gegen inen weren." Kaum drei Monate 
vergingen, bis der Bund den größten Teil Vorarlbergs umfaßte, nach Tirol, in den 
Thurgau und ins Allgäu ausgriff und als "Bund ob dem See"67 die angemessene be­
griffliche Umschreibung fand68 Dessen Struktur läßt sich mangels einschlägiger Quel­
len nur in Umrissen erkennen69

: Mindestens 14 Bundestage wurden zwischen 1405 
und 1408 abgehalten, zu denen die zusammengeschlossenen ländlichen und städti­
schen Gemeinden in der Regel ihre Ammänner und Bürgermeister delegierten. In der 
Bundesversammlung galten Mehrheitsentscheidungen, offensichtlich aber vornehm­
lich dann, wenn steuerliche und militärische Fragen zu erledigen waren. Keinesfalls 
durften die Freiheiten und Privilegien der einzelnen Mitgliedsgemeinden betroffen 
werden, bei weiterreichenden (politischen) Beschlüssen scheint wohl das Hinter-sich­
bringen üblich gewesen zu sein. Was die städtischen und ländlichen Kommunen ad­
ministrativ-juridisch nicht selbst bewältigen konnten - schließlich operierte der Bund 
nach Vertreibung des Adels gewissermaßen in einem herrschaftlichen Vakuum -, war 
einem eigenen Bundesgericht übertragen, das somit wesentlich zur Beilegung von 
rechtlichen Differenzen zwischen den Bundesgliedern geschaffen worden war. Bei der 
ständigen Ausweitung des Bundes konnte es zu einer definitiven institutionellen Ver­
festigung allerdings schwerlich kommen. Angesichts der bedrohlichen Expansion des 
Bundes organisierte sich der oberdeutsche Adel endlich 1408 in der "Gesellschaft mit 
St. Jörgenschild" und besiegte schließlich, mühsam genug, die Appenzeller. 

Zweierlei ist an diesen Ereignissen bemerkenswert: die Aggressivität der Appenzel­
ler und die rasche Ausbreitung des Bundes auf die umliegenden Regionen. Beides er­
klärt sich aus derselben Wurzel, der hohen politischen Autonomie der Gemeinden. 

67 Es ist anzunehmen, daß die Wortwahl in Anlehnung an die Bezeichnung "oberer Bund" der 
Eidgenossen erfolgte. 
68 Die besten Darstellungen der Ereignisse geben B. Bilgeri, Der Bund ob dem See. Vorarlberg 
im Appenzellerkrieg (Stuttgart 1968) und w: Schläpfer, Die Appenzeller Freiheitskriege, in: Ap­
penzeller Geschichte. Zur 450-Jahrfeier des Appenzellerbundes 1513-1963, hrsg. von den Regie­
rungen der beiden Halbkantone Appenzell (Appenzell 1964) 121-226. 
69 Vgl. die umfängliche Zusammenstellung der verstreuten Belege bei Bilgen; Bund (wie Anm. 
68),86-90. 
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Für das Appenzell läßt sich mühelos nachweisen, daß in den letzten 50 Jahren vor 

den kriegerischen Auseinandersetzungen die Rechte der dortigen Gemeinden erkenn­

bar wuchsen. Schon aus der Tatsache, daß noch in den 1370er Jahren 70 keine Ge­

meinde siegelfähig ist, um 140071 aber alle größeren, belegt die Richtigkeit dieser Be­

hauptung. 1341 und 1353 sind die letzten äbtischen Ministerialen als Ammänner in 

den Gemeinden nachgewiesen, sie werden abgelöst von einheimischen Geschlech­

tern 72 . 1377 schließen fünf Gemeinden im Appenzell (Appenzell, Hundwil, Urnäsch, 

Gais und Teufen) ein Bündnis mit dem schwäbischen Städtebund. Das führt zu einer 

klosterunabhängigen Institution, dem 13köpfigen Landsrat nämlich, der die steuerli­

chen und militärischen Verpflichtungen gegenüber dem Bund organisiert und von 

den Bauern des gesamten Landes, einer Vorform der späteren Landsgemeinde also, 

gewählt wird. 
Doch weniger die Desintegration des Appenzells aus der klösterlichen Herrschaft 

steht hier zur Diskussion, sondern der Zusammenbruch der adeligen, klösterlichen, ja 

selbst der habsburgischen Herrschaft im östlichen Bodenseegebiet. Besieht man sich 

diesen Raum genauer, dann zeigt sich nämlich, daß man es hier überall mit ländlichen 

und städtischen Gemeinden zu tun hat - von Zürs und Lech am Arlberg bis nach Bre­

genz -, die ein hohes Maß an Autonomie besitzen. Das läßt sich im einzelnen wegen 

der Vielfalt der Erscheinungsformen hier nur schwer demonstrieren, aber jede für 

Vorarlberg, Tirol oder das Allgäu edierte ländliche Rechtsquelle73 bestätigt, daß die 

Gemeinden hier kaum den Vergleich mit dem Wallis oder Graubünden scheuen müs­

sen, wiewohl die stärkere Stellung des Adels und der Klöster und ihr größerer Rück­

halt am Kaiser nicht zu bestreiten sind. 

Was der Hinweis auf den Bund ob dem See zeigen sollte, ist die Labilität feudaler 

Ordnungen in Räumen ausgeprägter Gemeinden. Es bedurfte nur einer gestürmten 

70 Wartm'lIIl1, Urkundenbuch Sanct Gallen (wie Anm. 66),195 Nr. 1771. Die Corroboratio sagt 
deutlich, daß die klösterlichen Ammänner für die Gemeinden Appenzell, Hundwil, Urnäsch, 
Gais und Teufen siegeln, "won wir aigner insigel niht hattent". 
71 In einer Urkunde von 1401 haben "die lender, dörfer und gegninen Appacell, Huntwile, Tro­
gen, Gossow und Herisow iekliches besunder ir aigen insigel offeniich gehenkt an disen brief" 
und Appenzell und Gossau siegeln für die Sonderleute, für Gais, Wittenbach, Waldkirch und 
Bernhartzell. H WartmanII, Urkundenbuch Sanct Gallen (wie Anm. 66),610 Nr. 2211. 
72 Fischer, Appenzell unter dem Kloster St. Gallen, in: Appenzeller Geschichte (wie Anm. 68), 
119. 
7J Die Hinweise können nur ganz summarisch sein, sind aber doch wichtig, weil auf der These 
von der Autonomie kommunaler Verbände die Argumentation dieser Überlegungen ruht. Für 
Vorarlberg vgl. K H Burmeister (Hrsg.), Vorarlberger Weistümer, 1. Teil (Österreichische Weis­
tümer 18, Wien 1973). - Zur Interpretation der Texte K H Burmeisto; Die Vorarlberger Lands­
bräuche und ihr Standort in der Weistumsforschung (Rechtshistorische Arbeiten 5, Zürich 1970) 
mit meinen Korrekturen in: Landschaften im Alten Reich. Die staatliche Funktion des gemei­
nen Mannes in Oberdeutschland (München 1973) 293-314. - Für Tirol 1. t'. Zingerle - K Th. t·. 

Inama-Sternegg (Hrsg.), Die Tirolischen Weistümer, 3 Theile (Österreich ische Weisthümer 2-4, 
Wien 1875/80). - Für das Allgäu vgl. wegen fehlender Editionen (abgesehen von wenigen Stük­
ken in der Grimm'schen Weistümersammlung) als Vorarbeit den von Renate Blickle und mir be­
sorgten Band: Schwaben von 1268 bis 1803 (Dokumente zur Geschichte von Staat und Gesell­
schaft in Bayern 11/4, München 1979) 63 ff. mit den dort verzeichneten Quellenbelegen. 
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Burg, um Dutzende von Gemeinden und Tausende von Bauern und Bürgern zu mobi­
lisieren. 

Dafür liefert das abschließende und vielleicht eindrücklichste Beweismittel der 
Bauernkrieg von 1525. Die zwischen März und Mai 1525 entstandenen "Christlichen 
Vereinigungen" in Oberschwaben, im Elsaß, am Oberrhein und in Franken, die vor­
übergehend die fürstliche, adelige und geistliche Herrschaft ablösen, folgen in ihrem 
Aufbau einem durchaus gleichen Schema74 Sie gründen auf einem Zusammenschluß 
ländlicher (meist dörflicher) und städtischer Gemeinden zu "Haufen", bei denen es 
sich um zunächst paramilitärische Verbände handelt, die aber rasch in politische 
Funktionen hineinwachsen. Die- Haufen ihrerseits schließen sich zu Bünden, eben den 

mehrheitlich sogenannten Christlichen Vereinigungen zusammen. Die Gemeinden 
wählen die Hauptleute und Räte der Haufen, die Haufen Oberste und Regenten des 
gesamten Bundes, die freilich, wie es im Elsaß heißt, "on Wissen des Haufens ... nichts 
handlen" sollen 75. Es gibt also auch hier das Prinzip des Hinter-sich-bringens. Die 

kommunale Fundierung des Bauernkriegs ist schon den Zeitgenossen aufgefallen; in 
den Abschieden des Schwäbischen Bundes von 1524/25 ist wiederholt die Rede von 
einer Empörung der "gemainden vnd vnderthanen"76. Wichtig für den Charakter der 

durchaus auf die Zukunft hin entworfenen Christlichen Vereinigungen ist die Absicht, 
Landesordnungen oder, wie man besser sagen sollte, Verfassungen für diese neuen 
politischen Verbände zu schaffen, und zwar sollen zivilrechtliche und strafrechtliche 
Kodifikationen nach Maßgabe des Evangeliums und des göttlichen Rechts erfolgen. 
Was hier in Erscheinung tritt, ist die Form einer im fundamentalistischen Sinn christ­
lichen Republik. 

Gliedert man abschließend und zusammenfassend die Fakten und Daten nach zeit­
lichen, sachlichen und räumlichen Zusammengehörigkeiten, so ergibt sich ein doch 
vergleichsweise kohärentes Gesamtbild. 

Zeitlich erstreckt sich der Umwandlungsprozeß kommunal hoch entwickelter Re­
gionen zu Republiken auf die Epoche vom 14. bis 16.Jahrhundert, mit Ausläufern ins 
17. Jahrhundert. In dem Maße, wie die Formen absoluter Herrschaft der Könige und 
Fürsten sich in Europa durchsetzen, wird das Entstehen neuer Republiken immer 
schwieriger. Vorgängig ist diesem Transformationsvorgang die Entstehung von Ge­
meinden, die ihre Existenz veränderten Wirtschafts- und Siedlungsformen verdanken, 
die durch den freiwilligen Rückzug oder die erzwungene Schwächung feudaler Struk-

74 Die breitere Begründung dieser Interpretation der teils skizzenhaften, teils nur aus dem Ereig­
nisablauf zu erschließenden Verfassungsvorstellungen habe ich am ausführlichsten gegeben in: 
Die Revolution von 1525 (München, Wien 21981) 197-212. 
75 G. Pranz (Hrsg.), Quellen zur Geschichte des Bauernkrieges (Ausgewählte Quellen zur deut­
schen Geschichte der Neuzeit, Freiherr vom Stein - Gedächtnisausgabe 2, Darmstadt 1963) 245. 
- Die Terminologie ist sehr uneinheitlich; die hier verwendete Vereinheitlichung dient nur dem 
leichteren Verständnis. 
76 Bayerische Staatsbibliothek, Handschriftenabteilung Cgm. 1935, fol. 277 [zu 1525]; ähnlich 
ebd., fol. 256 [zu 1524]. 
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turen möglich werden. Alle städtischen und ländlichen Statutarrechte zeigen, daß die 

Organisation des wirtschaftlichen Bereichs Ausgangspunkt und Zentrum kommunaler 

Selbstverwaltung wird und bleibt. Die Kombination individuellen und kollektiven 

Handelns in Dorf und Stadt gibt dem "opus commune" - sei es in der Bewirtschaf­

tung der Allmende, der abgeernteten Flur, des Waldes, sei es in der Organisation der 

Verteidigung in der Stadt - einen hohen Stellenwert und sichert die Gleichheit aller 
an diesem opus commune Beteiligten. Es gibt die Individualität der hausgebundenen 

Wirtschaft, aber es gibt sie nur im kommunalen Verband. Zu der eigenverantworteten 

Arbeit tritt schließlich die Verfügung über den Ertrag der eigenen Arbeit. Es ist eine 

das Spätmittelalter prägende Entwicklung, daß sich anstelle des Hofrechts das Erb­

recht durchsetzt77
. Das bedeutet freie Verfügungsgewalt über den Arbeitsertrag abzüg­

lieh fixierter steuerähnlicher Natural- oder Geldabgaben. Erbrecht heißt aber auch die 

zunehmende Lösung aus rechtlichen Bindungen an den Hof und den Transfer solcher 

Rechte an die - der Begriff sei nur zur Abgrenzung gebraucht - "öffentlichen" Ge­

richte. Dies deswegen, weil mit dem Verzicht auf die Leihe von Jahr zu Jahr (Hofrecht) 

das Bauding als Gerichtstag der Hofgenossenschaft überflüssig wird und - wo es noch 

beibehalten wird - zum folkloristischen Spektakel verkommt. Je autonomer die Ge­
meinde wirtschaftet, um so eher verwandelt sie herrschaftliche Funktionsträger auch 

in Rechtspflege und Administration in kommunale. Soweit sich sehen läßt, sind im­
mer zuerst die Vierer, Sechser, Zwölfer - die Räte also - via Wahl bestellt, dann die 

Gerichtsbeisitzer und zuletzt der Ammann, Vogt und Schultheiß. Jetzt werden Ge­

meinden bündnisfähig, untereinander und nach außen 78 Wo das stattfindet und das 
Netz solcher Kommunen eng geknüpft ist - anders gewendet, adelige und geistliche 

Herrschaft insularen Charakter gewinnt -, verdrängt die Republik schließlich die feu­

dale Herrschaft, versucht es jedenfalls. 
S(/eb!ieb bleiben die Beziehungen von Kommunalismus und Republikanismus eng. 

Zu betonen ist zunächst, daß Stadtgemeinde und Landgemeinde keine sich ausschlie­

ßenden oder widersprechenden Größen darstellen. Ob im Wallis oder in Graubünden, 

ob im Bund ob dem See oder den Christlichen Vereinigungen des Bauernkriegs, im­

mer haben Stadtgemeinden und Landgemeinden die gleichen politischen Rechte. 

Entscheidend freilich ist dies: es gibt - jedenfalls in dem in den Blick genommenen 

Raum - keine Republik, die nicht einem dichten Netz von autonomen oder teilauto­

nomen Kommunen ihre Existenz verdankte. Dieser Zusammenhang bleibt erhalten 

im (meist imperativen) Mandat der nuntii, Boten, Räte, Gesandten und der Rückbin-

77 Verwiesen sei statt vieler Einzelbelege auf A. Haverkamp, Zusammenfassung: "Herrschaft und 
Bauer" - das "Sozialgebilde Grundherrschaft", in: fl Patze (Hrsg.), Die Grundherrschaft im spä­
ten Mittelalter II (Vorträge und Forschungen 27, Sigma ringen 1983) 315-347, bes. 341. - Ergän­
zend wird man wohl hinzufügen müssen, daß die skizzierte Erscheinung im schwäbisch-aleman­
nischen und bayerisch-österreichischen Rechtsbereich besonders ausgeprägt ist. 
78 Unter diesem Gesichtspunkt wären auch die Städtebünde nochmals zu behandeln, die jeden­
falls in Schwaben gelegentlich wenigstens die Tendenz zeigen, mehr als nur Landfriedensbünd­
nisse zu sein. Verwiesen sei im Rahmen dieser Studie zunächst auf die am Appenzell aufzeigba­
ren Verbindungen städtischer und ländlicher Gemeinden. Zur Problematisierung der stadtge­
schichtlichen Forschung vgl. K. Ruser (Hrsg.), Die Urkunden und Akten der oberdeutschen 
Städtebünde vom 13. Jahrhundert bis 1549, 1. Bd. (Göttingen 1979) 14-21. 
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dung aller vorbereitenden Entscheidungen in übergeordneten politischen Gremien 
welcher Art auch immer an die Zustimmung der Gemeinden auf dem Weg des "Hin­
ter sich bringens" oder "Referendums". 

Rä/lmlicb sind republikanische Herrschaftsformen auf Regionen beschränkt, in de­
nen sich der Kommunalismus hat entwickeln können. Das ist im mitteleuropäischen 
Raum, von dem hier die Rede war, ein Gebiet, das sich zwischen dem Elsaß und Tirol, 
zwischen Franken und dem Wallis erstreckt. In der Terminologie der damaligen Zeit 
heißt das Oberdeutschland79 

Zumindest nach Norden läßt sich mühelos mit dem Verweis auf die empirisch be­
legte geringe Bedeutung der Gemeinden oder die Aufrechterhaltung villikationsähnli­
cher Strukturen an der Saar, in Hessen und Sachsen80 erklären, weshalb es hier nicht 
einmal versuchsweise zur republikanischen Bildung kommt. 

Bislang war mit keinem Wort von der schweizerischen Eidgenossenschaft die Rede 
- mit Absicht. Der "eidgenössische Sonderweg" ist zu bekannt, um noch auf großes 
Interesse zu stoßen. Schon Zedler meinte, daß "der Titul Republick der gesamten Eid­
genossenschaft nicht übel zugelegt, und ihr unter der Zahl der übrigen Republicken 
der Rang gleich nach Venedig, als der ältern, gegeben wird"81 Umkreist man die 
Schweiz, stößt man auf vielfältige Ausbildungen, Vorformen und Versuche republika­
nischer Staatsbildungen, in deren Rahmen die Eidgenossenschaft nur den breiten ho­
hen Rücken auf einem Kontinent bildet, der nach den Gezeiten der europäischen Ge­
schichte aus dem Ozean adeliger, fürstlicher und königlicher Herrschaft unterschied­
lich weit herausragt. 

"Tout gouvernement legitime est republicain"82, hat ]can ]tlcqucs ]?Ol/SSCtlll gesagt. 

79 Einige vorläufige Belege sollen das stützen. BeiJ Ch. Adelung, Grammatisch-kritisches Wör­
terbuch der Hochdeutschen Mundart mit beständiger Vergleichung der übrigen Mundarten, be­
sonders aber der Oberdeutschen, 3. Bd. (Leipzig 1798) Sp. 559 [identisch mit der Formulierung 
in der Auflage von 1777] heißt es, Oberdeutschland sei "der obere oder höhere, d. i. näher nach 
dem Gebirge zu gelegene südliche Theil Deutschlands, welcher in dem Deutschen Staatsrechte 
auch die Lande des Schwäbischen Rechtes genannt wird; im Gegensatze Nieder-Deutschlandes, 
wozu in diesem Verstande auch Ober-Sachsen gehöret". - Nicht selten wird als charakterisierend 
für Oberdeutschland die Existenz der Schweiz, der "Obertutscheit Eidgnoßschaft" hervorgeho­
ben. Vgl. dazu Schweizerisches Idiotikon, 13. Bd. (Frauenfeld 1973) Sp. 2206 [Belege aus dem 15. 
Jahrhundert]. - Deutsches Wörterbuch von Jacob Grimm und Wilhelm Grimm, bearb. v. M. 
Heyne, 4. Bd., 2. Teil (Leipzig 1877) Sp. 16091. bringt Belege aus dem 16. Jahrhundert, die Ober­
deutschland mit Schwaben, Schweiz und Bayern gleichsetzen. 
801. Edn; Die saarländischen Weistümer - Dokumente der Territorialpolitik (Veröffentlichungen 
der Kommission für saarländische Landesgeschichte und Volksforschung 8, Saarbrücken 1978).­
H. Reye/; Die Dorfgemeinde im nördlichen Hessen. Untersuchungen zur hessischen Dorfverfas­
sung im Spätmittelalter und in der frühen Neuzeit (Schriften des Hessischen Landesamtes für ge­
schichtliche Landeskunde 38, Marburg 1983). - K Blaschke, Grundzüge und Probleme einer 
sächsischen Agrarverfassungsgeschichte, in: Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsge­
schichte, germanistische Abteilung 82 (1965) 223-287, bes. 233 f1., 245 ff., 272 f1. 
81 [Zedler,] Großes, vollständiges Universal-Lexicon, 36. Bd. (Leipzig-Halle 1743) Sp. 366. 
82 JJ. ROllSseau, Du contrat social 2. 6, in: ders., Oeuvres completes (Bibliotheque de la Pleiade, 
Paris 1964) 380. [Die deutsche Fassung der Zitate nach der Übersetzung von Luelwig Schmielt, in: 
J J. ROlISseau, Politische Schriften 1 (Paderborn 1977).] 
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Nur in der Republik sichert der Mensch seine Freiheit, und zwar weil "das Wesen des 
politischen Körpers auf der Übereinkunft von Gehorsam und Freiheit beruht und die 
Wörter Untertan und Souverän identische Wechselbegriffe sind"g5 "Die Souveränität 

kann", sagt Rousseau an anderer Stelle, "aus dem gleichen Grund nicht vertreten wer­
den, wie sie nicht veräußert werden kann. Sie besteht im wesentlichen aus dem Ge­
meinwillen, und der Wille läßt sich nicht vertreten: entweder ist er er selbst oder er ist 
es nicht. Dazwischen gibt es nichts. Abgeordnete des Volkes sind und können nicht 
seine Stellvertreter sein, sie sind nur seine Beauftragten. Sie können nicht endgültig 

beschließen. Jedes Gesetz, das das Volk nicht selbst bestätigt hat, ist null und nichtig: 
es ist kein Gesetz"84 Das ist die Theorie zur Praxis im Wallis, in Graubünden, in 
Appenzell und natürlich auch jener der Innerschweizer Waldstätte. Insofern der Rous­

seau'sche Satz "tout gouvernement legitime est republicain" bekanntermaßen für die 
europäische Geschichte des 19. Jahrhunderts wegweisend geworden ist, gibt es eine 
- wenn auch durch viele Friktionen bis zur Unkenntlichkeit entstellte - Kontinuität 
vom Kommunalismus des Spätmittelalters in die Demokratie der Moderne. 

83 Ebd., 3. 13, 427. 
84 Ebd., 3. 15, 429 f. 
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The Question of the Sovereignty of Geneva after the 
Treaty of Cateau-Cambresis 

The Treaty of Cateau-Cambresis, signed on 2 and 3 April 1559, concluded nearly 

four decades of open conflict between the House of Habsburg, as represented by the 

Emperor Charles V and his son King Philip Il of Spain, and two consecutive Valois 

kings of France, Fran<;ois I and his son and successor, Henri 11. Although it was the 

clauses of the treaty regulating the relations between the two preponderant dynasties 

of mid-sixteenth-century Europe wh ich attracted most contemporary comment, the 

principal individual beneficiary of the accord was neither a Habsburg nor a Valois, but, 

rather, the head of the House of Savoy, the young Duke EmallLlele Filiberto 

(1528-1580). The treaty provided for the restoration to Emanuele Filiberto of many of 

the patrimonial lands in the duchy of Savoie and the principality of Piedmont 1 wh ich, 

cILlring the reign of his father, Duke Charles III, had been occupied by the forces of his 

close kinsmen', Charles V and Fran<;ois P. 1536 had marked the nadir of the political 

fortunes of the House of Savoy. The French invasion of the exposed duchy of Savoie, 

the prelude to their penetration into Piedmont, and the swift conquest of all the dy­
nasty's lands in the Suisse Romande, including the entire Pays de Vaud, by the canton 

of Bem, forced Charles III into an internal exile at Vercelli. Habsburg occupation of 

those parts of the principality of Piedmont essential for the defense of the duchy of 

Milan, presented by Charles V as a beneficent gesture to Charles III which aimed at 

blocking further French advances, ensured that a Savoyard restoration would depend 

upon the resolution of the difficulties between both of the major powers. Upon 
Charles III's death in 1553, his only surviving child, Emanuele Filiberto, became head 

of the House with effective authority over only scattered remnants of his patrimony. 

From 1545 Emal1Llele Filiberto had entcred the service of his maternal uncle, Charles 

V, and throughout the 1550s assumed increasing responsibility in the Habsburg sys­
tem, reaching his military apogee as the architect of the victory at Saint-Quentin in 

I In this paper, 'Savoie' refers to the duchy with its capital at Chambery, located to the west of the 
Alps, while 'Savoy' refers to the dynasty and to the aggregate of its holdings, principally the 
duchy of Savoie, the principality of Piedmont, of which Turin was the capital, and the county of 
Nice. I have used 'Helvetic confederation' for the 'louable corps helvetique' to avoid the anachro­
nistic 'Switzerland'. 
2 Charles III's eIder half-sister, Louise of Savoy, was the mother of Fran):ois I; Charles III's wife, 
Beatrice of Portugal, was the sister of Charles V's consort, the Empress Isabella. 
J J Dumont, Corps universei diplomatique ... , vol. IV (Amsterdam and The Hague 1728) 39. 
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1557. The interval between the French defeat and the final signature of the Treaty of 
Cateau-Cambresis made clear that a Savoyard restoration would be incorporated into 
the agreement between Habsburg and Valois, with both powers withdrawing their 
troops, but the French retaining five fortresses, including that at the capital of Pied­
mont, Turin, the Habsburgs two. As Emanuele Filiberto's association with Habsburg 
policy had been intimate, a further accommodation with the duke's Valois cousins was 
offered in the person of Henri II's only surviving sister, Marguerite de France, du­
chesse de Berri. The date of the marriage of Emanuele Filiberto and Marguerite was 
moved ahead at the insistence of Henri II, Iying mortally woumied by Montgomery's 
lance, and was performed (9 July) the evening before the king died. 

But the restoration of Emanucle Filiberto was, at best, only a partial one. Not only 
did the Valois and the Habsburgs retain a military presence in those lands returned to 
the duke, but a number of important dynastie claims were left either unsatisfied or un­
resolved by the treaty: the possession of the marquisate of Monferrato and that of Sa­
luzzo and the re-integration of the House of Savoy into the lands around Lake Geneva 
wh ich had been lost in 1536. The last question touched directly the canton of Bern 
and the city with wh ich it had entered a colllbolllgcoiJie, Geneva, the spiritual centre of 
the Calvinist reformation. Progress towards the agreement of Cateau-Cambresis had 
been monitored with great attentiveness by the councils of both cities; for the restora­
tion of Emanuele Filiberto to his transalpine patrimony, however hedged in it was by 
conditions, re-introduced into the policies of both Bern and Geneva an element wh ich 
had been absent for nearly a quarter of a century, the presence of the Catholic House 
of Savoy immediately to the south. The acquisition of Emanuele Filiberto as a close 
neighbour alone would have alarmed Bern and Geneva, in view of his public devotion 
to the Church of Rome and his proven prowess as a military commander; but the as­
sumption that the duke would proceed to press claims aimed ultimatcly at reversing 
the situation resulting from his father's dekats in 1536 deepened fears and anxieties in 
both cities. The Council of Geneva, unendowed with the territories, revenues and mili­
tary apparatus of the canton of Bern, saw its position as particularly vulnerable. 

From the end of January to the end of March 1536, Bernese troops had overrun all 
of the Savoyard lands in the Pays de Vaud and the Pays de Gex; they were joined in 
this occupation of Charles II!'s holdings around Lake Geneva by the canton of Fri­
bourg and by the Valaisans, who took possession of the Chablais. Emanuele Filiberto, 
on his restoration, accorded a high priority to the return of his House into the Vaud, 
and it was observed in Geneva in 1562 that "depuis la paix faite entre les Princes, le 
duc de Savoie a tache par plusieurs moyens d'entrer en voie d'appointement avec eux 
[i.e. the Bernese 1 sur les differends qu'ils ont ensemble a cause du pays conquis ... 4". In 
fact, Emanuele Filiberto had sent a secret envoy to Bern as early as 1553 5

. The account 

4 Archives d'etat, Geneve (hereafter AEG), Registres du Conseil (hereafter R. C.), vol. 57, fol. 134 r. 
I have modernised the spelling in my own transcriptions from archival sources, but lobserve 
whatever spelling is adopted by other scholars when citing their printed transcriptions. 
; J Cart, Le traite de 1564 et la n~trocession au duc de Savoie du Chablais et du Pays de Gex, in: 
Revue d'histoire vaudoise VIII (1900) 181. 
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presented to the Council of Geneva in 1562 by Michel Roset, the citizen most fre­
quently entrusted with implementing the city's diplomatie policy, underscored the 
sense of threat which the Treaty of Cateau-Cambresis induced in the citadel of Calvin: 

Estant la paix des deux Roys de France et Hespagne conclue au mois d'apvril, les 
bruits en couroient avec plusieurs advertissements d'entreprises contre la ville sus la 
restitution des pays au Duc de Savoye . ,,"6 No later than August 1559, Emanuele Fi­
liberto had established contact with the canton of Bern and had suggested a meeting at 
Neuchatel to discuss a treaty of peace and alliance7

. Certainly from a very early date 
Bern seems to have indicated, at least implicitly, that it was prepared to accept some of 
the duke's claims and that for a variety of judicial and political reasons it viewed a form 
of restitution to the House of Savoy as inevitable. A preparedness to give weight to dy­
nastie claims wh ich touched the occupied territory, especially when those demands 
were backed by the bulk of French royal patronage, had been signalIed as early as 
1547, when the House of Luxembourg-Martigues, a collateral branch of the extinct 
imperial dynasty, acquired from Bern, with the active support of Fran<;ois I, restitution 
of three of its holdings in the Vaud. The restoration was especially striking as the Lux­
embourg-Martigues were tied to the House of Savoy by at least five marriages con­
tracted during the second half of the fifteenth century8 and were even more intimately 
linked to Charles III and Emanuele Filiberto through the House of Bresse-Bretagne. 
Recognition of ducal rights in the Vaud did not, however, bring the immediate return 
of Emanuele Filiberto to the Suisse Romande, and the final agreement between the 
House of Savoy and the canton of Bern was not implemented until 1567. Negotiations 
between Bern and Turin were persistently complicated by the intersecting question of 
the nature of the relationship between the House of Savoy and the city of Geneva, a 
densely tanglcd jungle of conflicting rights and privileges which made the return of 
some lands held solely by right of conquest seem relatively straightforward by compar­
ison. 

It has become a commonplace of Genevan history to see within the first forty years 
of the sixteenth century the unfolding of a double revolution9, a religious revolution, 
thc Reformation, which had been preceded and aided by the political revolution 
which had given exclusive civic and judicial power to the aggregate of syndics and 
mcmbers of the Small Council and the Council of the Two Hundred popularly known 
as the seigneurie de Geneve or Messieurs de Geneve. This monopoly of political au­
thority within Geneva had been acquired at the expense of the prince-bishop of Gen-

6 lvlicbel Raset, Les chroniques de Geneve, ed. Henri Fazy (Geneva 1894) 428: C. 48; (hereafter 
Rose~. 
7 Amfdee Raget, Histoire du peuple de Geneve (Geneva 1870-1883) vol. V, 261; (hereafter Raget). 
8 Olivier Dessemontel; Les Luxembourg-Martigues, seigneurs au Pays de Vaud, 1487-1558, in: 
Zeitschrift für schweizerische Geschichte IV (1954) 111-112. The Council of Bern parried a re­
quest of 1540 by Fran<;ois I for a consideration of Fran<;ois de Luxembourg's rights with the ob­
servation "que ledit seigneur viconte et (sie) prochain en lignaige au duc hors de Savoye, lequel 
est encore notre ennemys ... " (107). 
9 William Mantel; De l'evikhe a la Rome protestante, in: Histoire de Geneve, ed. P. Guicbomlet 
(Toulouse 1974) 133. 
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eva and of the House of Savoy. As with so much in early modern Europe, the distribu­

tion of power in pre-revolutionary Geneva was customarial, ill-defined and fluid. The 

House of Savoy based much of its position in Geneva upon the possession of the vi­
domnat, an office held as a fief of the prince-bishop, which the head of the House had 

first occupied towards the end of the thirteenth century. The vidomne had wide-rang­

ing and not always precisely delineated responsibilities for the judgement of both civic 
and criminal cases 10 and from this post, which, when viewed in terms of the strictest 

legal precision, was inscribed within formidable !imitations, the House of Savoy at­

tempted to extend its juridical authority within the city. The distinction between the 

justice offered by the prince-bishop and that of his ducal vidomne had become velY 

blun'ed during the pontificate of the anti-pope Felix V, previously Duke Amadeus 

VIII of Savoy, who held the bishopric of Geneva until his death in 1451. His succes­

sors as bishops were either cadets of the House of Savoy or trusted clients, and the elf 
jelCtO power of the dukes of Savoy within Geneva grew with subsequent decades of 

familial cooperation between the diocesan authorities and the Savoyard court. Resist­

ance by the Genevan seigneurie to Charles III's claims of ultimate sovereignty over the 

city manifested itself in a sequence of confrontations during the 1520s, focussing upon 

the competence of the Council to enter into alliances of combolllgeoisic with cantons 

which were part of the Helvetic confederation without the consent of the duke. These 
disputes led to the decisive events of 1536. The collapse of Charles II1's political and 

military position and the withdrawal of the last resident bishop, Pien-e de La Baume, in 

153Y I, removed any significant competition to the civic bodies and defined apower 

vacuum of much greater extent than had been previously imagined, into which the 

seigneurie llloved with concentrated swiftness. In 1536, the register of the Council 

noted assertively that "Nous resterons princes dans notre ville"12 

Such forthright expressions of independent sovereignty discouraged the ambitions 

of Geneva's neighbours, who fully appreciated the special geo-political position of the 

city. The view expressed in the 1584 treaty of alliance between Zürich, Bern and Gen­

eva that "la prosperite de toute la louable communaute des Ligues etant une ville de 
Gencve reconnue pour clef de pays et commode passage"l.l must have been held at 

least as early as the 1530s, when both Franyois land the canton of Bem, taking advan­

tage of the removal of the prince-bishop and the duke, suggested their substitution as 
Geneva's ultimate sovereign. These tentatives were successfully resisted by the seign­

eurie, although the 1536 perpetual alliance with Bem gave that canton the right to re­

gulate Geneva's relations with the outside world. Protected by both the cOlllbolllgmisif 
and the perpetual alliance with Bern, the seigneurie of Geneva did indeed behave as its 

own sovereign prince, regulating the procedure for the elections to the councils and 

10 Henry Grandjean, Oe la feodalite ii la communautc. Histoire de Geneve des origines ii 1798 
(Geneva 1951) 107. 
11 Fran{ois Pm'on and Georges Grandchamps, Les eveques de Geneve-Annecy (Annecy 1959) 25. 
This is vol. VII of the journal Annesci. 
12 Monte,; Oe l'eveche ii la Rome protestante, 129. 
13 Archives du ministere des affaires etrangeres, Paris, Correspondance politique: Geneve, vol. I, 
fol. 13. 
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assuming such traditionally regalian rights as coining money. The edicts of 1543, 
wh ich, significantly, remained unpublished until 1890 14

, codified the organisation of 
authority within the city, confirming practices, as William Monter observes, which had 
already been established l5

. Geneva in the 15305, 15405 and 1550s was no stranger to 
internal factional strife of both a religious and political nature, but its relative security 
from any external threat during these decades was a factor of the very first importance 
in the evolution of a stable procedure for governing and in the consolidation of Cal­

vin's reformation. 
It was precisely this sense of security which the Treaty of Cateau-Cambresis shat­

tered. The distinction between the exercise of sovereign power and the justification of 
the possession of such power had been ignored by the seigneurie during the period 
when there were no riyal claimants; the edicts of 1543 deal with the functional struc­
ture of the government, not with the nature of the Genevan state. The restoration of 
Emanuele Filiberto meant that the seigneurie of Geneva's assumption of sovereignty, 
in default of the prince-bishop and the duke of Savoy, would be challenged by an arse­
nal of arguments largely composed of inherited, dynastic rights. Geneva soon found it­
self under pressure from an unexpected quarter to produce its own set of juridically re­

cognised rights to sovereignty to match against those emanating from the ducal chan­
cellery; for the determination of Emanuele Filiberto to retrieve as much of his House's 
position within Geneva as possible was complemented by Bern's resolve to reach an 
accord with Turin in order to mini mise the possibility of strife within the Helvetic 
confederation, the Catholic members of wh ich had reached varying forms of alliance 
with the restOt'ecl duke. The problem of Geneva was a major obstacle to the conclusion 
of any aceord between Emanuele Filiberto and the Protestant eantons. For three de­
eades Geneva had not needed to eoncern itself with the bases of its sovereignty; from 
1559, faced with the re-assertion of the pretentions of the House of Savoy and under 
pressure from Bern, Geneva's only ally, to help defuse the potentially dangerous con­
Hiet of claims, the seigneurie was confronted with demands to justify the juridical na­
ture of a sovereignty which had been achieved as a result of military and political 
crises. In the diplomatic correspondence of the Genevan councils hom the Treaty of 
Cateau-Cambresis of 1559 until the conclusion in 1570 of a mode cl/! uh'l'f with Eman­
uek Filiberto one can measure the problems eonfronting what historians of subsequent 
centuries have almost universally viewed as a revolutionary, early-modern 'republic', 
the city of Geneva struggling with the problems of its own legitimacy, with questions 
of justificatory doeumentation and definitions of the nature of the state itself. 

Initially, it was not the weight of Savoyard legal arguments which was feared in 
Geneva, but rather the prospect of direct military intervention by the Catholic powers 
resolved to impose Emanuele Filiberto upon the city as prinee and to toppie the edi­
fice of the Calvinist church. The accidental death of Henri !I lessened this menaee, 
and Philip !I's reluctanee to participate in a campaign so close to so me of his own pat-

14 Henri Fazy, Les constitutions de la republique de Geneve (Geneva and Basel 1890) 48-57, 
especially 48, n. 1. The text of the edicts is published as an appendix, 287-335. 
I, Williafll /Holltet; Calvin's Geneva (New York 1967) 72. 
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rimonial lands manifested itself at an early date. The duque de Alba, at the French 
court in June 1559 to conduct the king's third bride, Elisabeth de Valois, to Spain, 
wrote to Philip II that "En 10 de Geneva 10 quise acudirle al camino que el [the Con­
netable, Atme de Montmorency] mostrava, porque no me parecio convenir al servicio 
de V. M. dalles prenda con que ellos podiessen dezir en ningun tiempo que V.M. qui­
si esse hazer empresa contra Esquis:aros" 16. About one year later, the Cardinal de Gran­

velle echoed these cautionary tones: "yo no puedo creer que en este tiempo mueva las 
cosas, segun le [Emanuele Filiberto] he oydo hablar muchas vezes, quando en esto de 
Gencva, dcspues de las pazes, he discurrido con el, con quanto se quc los suyos contin­
llamentc le solicitan sobre ello, mas 10 que le cumple es establecerse antes quc movcr 
ninguna cosa, y me acuerdo muy bien que 10 de Geneva fue causa primera de hachar a 
su padre fuera de sus estados."17 Despite such wariness on the part of the Habsburgs, 

the fear in Geneva of Catholic force II/Cljellre was the background against which the dip­
lomatic manoeuvring of the 1560s was played, and on 14 January 1560 the cOllncil 
noted rumours that Savoy might 'faire qllelque surprise'l8 Llicien Cramer's magisterial 

work catalogues meticlilously every diplomatic gesture among the courts of Turin, Pa­
ris, Madrid and Rome which could possibly be construed as having had the armed 
conqucst of Geneva as its goaJl9 But to read Emanllele Filiberto's policy exclusively in 
terms of a preference for a military solution and the quest for outright sovereignty that 
such an approach could have produced is to underestimate dangerously the caution 
and flexibility of the duke's treatment of the complex problems which confronted him 
upon his return to Piemont. The neccssity to reconstruct almost every element in a 

state wh ich had been occupied for over two decades placed obvious practical limita­

tions upon the dllke's freedom of action; a military et1terprise against Geneva cmdd 
have been undertaken only with the consent and coopcration of the major Catholic 

powers. Emanuele Filiberto certainly encouraged such projects when he thought thcy 
might receive a favourable audience, and he greeted such suggestions emanating from 
successive popes with enthusiasm. At the same time, he declined to abandon his pol­
icy of attempting to reach a negotiated agreement which would result in the re-estab­
lishment of at least a Savoyard presence in Geneva. Both tactics were followed at the 
same time. 

Many of the !jl"tll/oth'CII which thread their way through the diplomatic exchanges 
leading up to the 1570 I/Jodule rirre made early appearances in the correspondence of 
the principals. The reply of the Council of Geneva to the offer of assistance from Franz 
Heinrich of Braunschweig-Lüneburg, on an incognito visit late in 1559, expressed at 
an early date the rellictance of the city to take any position and a preference to wait 

16 iHignet, Lettres de Jean Calvin ... troisieme article, in: Journal des Savants (March 1857) 
171-172, n. 2. The role of Montmorency is interesting in view of his link, through his wife Made­
leine de Savoie-Tende, to Emal1tlele Filiberto. Emat1Uele Filiberto inserted the legitimised Sa­
voie-Tende into the succession to the Savoyard throne shortly after his restoration. 
17 Papiers d'etat du Cardinal Granvelle, ed. C. Weiss, vol. VI (Paris 1846) 103. 
18 AEG, R. c., vol. 55, fol. 175 r. 
19 Lucien Cramtl; La seigneurie de Geneve et la maison de Savoie, vol. I (Geneva and Paris 1912) 
passim. 
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upon events: "Ies seigneurs, l'ayant remercie de son humanite, sc contentoient de !cur 
petitesse, estimans leur estre plus seant de suyvre, quand les plus grands auroient pris 
quelque bon conseil, que de s'avancer par trop."20 A sequence of informal approaches 
from Emanuele Filiberto to Geneva outlincd, in very broad and unspecific terms, the 
arrangement which the duke hoped to achieve by negotiation. In September 1559, 
wcll bcfore Emanuele Filibcrto had evcn entered Turin, the comte de Vity was des­
patched by the duke to Geneva with the reassuring message that he "n'avait qu'autre 
vue gue de s'entendre la-dessus avec la Ville a I'amiable, de la laisser dans la possession 
tranquille de ce qui lui appartenait, et de lui donner meme une beaucoup plus grande 
etcndue de ten'es que celle qu'elle possedait"21 

Such a formula left open the question of what precisely the duke thought belonged 
to the city, and the seigneurie was quick to react to an omission which stood at the 
heart of the difficulties between Geneva and Savoy. "Quoique le comte de Viry nc par­
liit pas positivement de la souverainete de la Ville"22, one of the members of the Coun­
eil, Michel de l'Arche, sharply informed the envoy "que pour la souverainete et la pa­
role de Dieu, nous y mettrions nos vies"v The issue of the sovereignty of Geneva thus 
entered diseussions almost immediately, but, as was to become elear in subsequent ne­

gotiations, the word was from time to time dcfined differently by both parties. 
A elearer and more detailed view of Emanllele Filiberto's hopes for the future was 

presented by his second emissary, Louis Alardet, the recently-elected Bishop of Mon­
dov1. Alardet, who had passed part of his YOllth in Geneva, noticed that "votre ville 
etait depeuplee et appauvrie d'hommes et d'autres richesses, sentant votre faiblesse, 
vous allihes rechereher les alliances et faveurs de vos voisins, qui vous ont ete de 
grande depense, et, a mon avis, de petit profit ... promenant par cette ville, laquelle j'ai 
vu si florissante, et voyant une si facheuse mutation, certes, mon coeur s'est attendri, et 
les larmes plus d'une fois m'en sont venues a l'oeil ... "24 The duke reserved the warm­

est affection for Geneva, although he was aware, according to an anecdote of Alardet 
whieh anticipated Granvelle's observation, "que la ville de Geneve ayant ete la prem-

20 ROJet, 433: C. 52 bis. 
21 Jean-Antoine Galltiet; Histoire de Geneve des origines a l'annee 1691, eds. A. eartier and] 
/Hayor(Geneva 1896-1911) vol. IV, 280; (hereaftcr Gattfio). Jean-Antoine Gautier (1674-1729) 
was professor at the Academie de Gencve and later secretaire d'etat of Geneva. Taking advantage 
of the ordering of the Genevan archives, started in 1699, Gautier began writing in 1708, requiring 
the special permission of the seigneurie to carry his research beyond 1565. Gautier's work is one 
of the monuments of eighteenth-century historieal scholarship and a detailed comparison of his 
text with the registers of the Council reveals divergences in only one major area. Gautier's attach­
ment to Genevan 'republicanism', manifested c1early in much of his other work, led hirn to inter­
polate the word 'republic' into many paraphrases of register entries in which it did not appear. 
Apart from this caveat, his work has yet to be superseded as a political, as opposed to religious, 
history of Geneva in the sixteenth and seventeenth centuries. 
22 Ibid., vol. IV, 280. 
23 Roget, vol. VI, 3. 
2'] Gaberel, Une cscalade diplomatique, in: Bibliotheque universelle III (1858) 580-581. Gaberel 
reproduces the entire text of Alardet's letter to Emanuele Filiberto on his mission to Geneva. 
This letter, in French, is in the Archivio di Stato, Turin. 
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icre source et l'origine de la perte des Etats de feu monseigneur mon pcre, et par con­
sequence lest] la cause des maux qui s'en sont suivis ... "25. Alardet's solution, pre­
sen ted ingenuously as an afterthought, was simple and straightforward: "j'avais pense, 
s'il vous plaisait de recevoir en cette votre cite, et l'accepter [Emanuele Filiberto] pour 
votre prince, avec la dignite et autorite que Messeigneurs ses ancctres y ont eue, sans 
rien diminuer de vos franchises, libertes, prerogatives et immunites, a votre avis, ne 
serait-ce pas le veritable et souverain remcde a toutes vos calamites ... Son Altesse fer­
ait sa residence en cette cite, et Madame aussi. Toute leur etude serait de la faire floris­
sante, riche et opulente."26 Alardet urged a Genevan deputation to visit Emamlele Fi­
liberto, then at Nice, to congratulate him on his restoration and assured the Council 
that it need have no fears about the preservation of the existing religious settlement 
should it choose to follow the bishop's advice. The seigneurie resorted, as it was to do 

frequently, to the smallness of the size of the city in order to excuse itself from the 
embassy of felicitation, and, as for the sovereignty, Alardet reported to Emanuele Fili­

berto, "ils me dirent qu'ils avaient choisi Dieu eternel pour leur souverain et seul 
prince ... que Dieu etait plus puissant, plus juste et meilleur Seigneur que vous: c'est 
pourquoi ils etaient determines et resolus de n'obeir a nul aucun prince qu'a Dieu tout 
seul"27. Responsibility to God alone was, of course, the purest form of sovereignty in 
early modern Europe; even Free Imperial Cities and electors of the Empire were, ju­
ridically, answerable to the Emperor, who, in turn, was responsible to God. But al­
though the theme of Geneva as a city of whom the prince was God made frequent ap­
pearances in the political rhetoric of the debate, its simple statement could not, by de­
finition, address itself to the question of Geneva's right to such a position, especially in 
view of the claims of other parties to the sovereignty of the city. 

Alardet's visit, however, outlined Savoyard proposals. Geneva woule! preserve all its 
rights, liberties and privileges ane! be restored to the enjoyment of great economic 
prosperity, a reference to the fairs of Geneva wh ich hae! attracted wealth to the city in 
the early fifteenth century28. The price for this was the acceptance within the city of 
Emanuele Filiberto. The elision by Alardet of the concept of the rights belonging to 
the duke's ancestors and the proposal to receive him as prince points to a definition of 
sovereignty which implied not the incorporation of Geneva into the Savoyare! patri­
mony, and, hence, government imposee! from Turin, but rather to the recognition of 
Emanuele Filiberto as imperial vicar. The imperial vicariate, confirmed in 1365 by the 

Emperor Charles IV, permitted the House of Savoy "to exercise in the name of the 
emperor full appellate jurisdiction over lay and ecclesiastical tribunals locatee! within 
his dominions"29 Subsequent withdrawals, exemptions and reconfirmations hindered 

the consistent application of the grant, and as la te as the eighteenth century relations 
between the courts of Turin ane! Vienna were cloue!ed by jurisdictional disputes. As 

25 Ibid., 582. 
26 Ibid., 582-583. 
27 Ibid., 586. 
28 jean-FnW§OIS Bergiel; Geneve et l'economie europeenne de la Renaissance (Paris 1963). 
29 Ellgene Co"\; The Green Count of Savoy (Princeton 1967) 194. 
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the debate over Savoyard restitutions developed in the 1560s, the claim to the imperial 
vicariate over Geneva, along with that to the vidomnat within Geneva, both intimately 
involved with the application of justice, became the two pylons upon which Emanuele 
Filiberto constructed his claim to ultimate sovereignty over the city. Even after Alar­
det's visit, however, the precise delineation of what the duke assumed to be Geneva's 
liberties and freedoms was still lacking. 

Alardet's mission obviously unsettled the seigneurie of Geneva. Under the cover 
provided by the clause in the perpetual treaty with Bem which prohibited Geneva 
from entering diplomatic negotiations without the canton's knowledge, the seigneurie 
sent an account of the Savoyard proposals to its combo/llgeois. The real motivation be­
hind this despatch was somewhat different, for "Dans cette lettre perce l'apprehension 
que les Bemois, aupres desquels le duc avait entame des tractations, ne se laissassent 
entrainer a perdre de vue les interets de Gelleve: "Nous voyons bien ... que les ambas­
sadeurs de Savoie vont et viennent, mais nous avons envers MM de Beme bonne con­
fiance qu'ils ne souffriront pas qu'il se fa<;e quelquechose au prejudice de nostre Estat, 
comme aussi de nostre part, quelques entreprises, menaces, promesses et sollicitations 
qu'oll nous fa<;e, ils se peuvent asseurer de Ilostre loyaute et rondeur."JO 

This was a timely move, as negotiations between Turin and Bem proceeded with 
much more purposefulness than the relatively tentative pOil/parten between the duke 
and Geneva. A new phase was reached in November 1560 at a meeting at Neuchiitel 
during which the Savoyard delegation raised the issue of the legality of the alliance be­
tween Bem and Geneva, basing the argument on an earlier treaty between the House 
of Savoy and the canton which prohibited Bem from entering a wlllbo/ilgeoisie with 
either the subjects of the duke or those sovereignties enclaved within his lands. This 
suggestion neatly left open the question of to which of these categories Gelleva be-
10llged, but, with equal dexterity, illtroduced the problem of defining Geneva's legal 
status into the discussions surrounding the proposed accord between Savoy and Bem. 
The Council of Geneva noted on 10 December that "I'on re<;oit missives de Messieurs 
de Beme ... contenant partie de leur depart de Neuchiitel de la joumee y tenue avec 
les commis du duc de Savoie requerant leur foumir des droits, des libertes et fran­
chises de cette cite par lesquelles ... on puisse dCfendre et repliquer contre lesdits de 
Savoie et montrer que nous avons pu nous allier avec les seig. bernois et par ce nous 
ont ii bon droit dCfendre comme deja en a ete decide par le fait de Payerne"J '. There is 
at least a hint in the last phrase of this entlY of the annoyance, soon to become un­
disguised irritation, which Geneva feit for its Bemese wmbol/lgl!ois over the cantoll's 
willingness to permit to be re-opened questions which, so Geneva posited, had been 
settled definitively by the sentence of Payeme. On 30 November 1530, the envoys of 
ten members of the Helvetic confederation, meeting at Payerne, issued a sentence 
which attempted to resolve the differences between Charles III of Savoy, on the one 
hand, and, on the other, Geneva, Bem and Fribourg. One critical element of this arbi­
tral judgement was the recognition of the validity of Geneva's alliance of 1526 with the 

30 Raget, vol. VI, 6. 
3' AEG, R. C., vol. 56, fol. 115 r. 
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canton of Bern. The duke's challenge to Geneva's legal competence to conclude any 
alliance without his consent had led to aseries of armed encounters during the late 
1520s, and this section of the 1530 sentence of Payerne was treasured in Geneva as the 
foundation of the legitimacy of the seigneurie's independence of action. Whatever the 
constitutional position had been before 1530, the sentence of Payerne had, in the eyes 
of the Genevans, resolved a vital point which the seigneurie was determined need 
never be discussed again. 

Bern's request for documentation placed Geneva in an awkward position. The sei­
gneurie was eager to avoid a debate over rights and privileges dating from the period 
when political authority in the city had been shared among the prince-bishop, the 
duke of Savoy and the Councils. By discouraging Emanuele Filiberto's private diplo­
matie initiatives aimed at accommodation by negotiation between Geneva and Savoy, 
the seigneurie ran the risk of ducal application for cantonal arbitration, hoping that 
whatever claims Emanuele Filiberto put forward would be judged on the basis of those 
sentences and treaties which had anchored authority in the hands of the seigneurie. 
Instead, Geneva found itself subjected to pressure from Bern to justify its legal compe­
tence to conclude those very arrangements which had been the support for its exercise 
of power, detached from prince-bishop and duke, from the 1530s. From 1560 on, ad­
herence to the sentence of Payerne, with one major modification, became the key­
stone of Genevan policy, and the seigneurie strove to block any discussion of events 
which took place before the senten ce of Payerne, even at the risk of antagonizing Bern 
by delaying the despatch of the requested documentation. 

Behind the issue of the legality of the alliance between Bern and Geneva lurked un­
mistakably a threat to the seigneurie's exclusive exercise of authority within the city 
and the implication that this authority had been usurped from others who, at the vety 
least, had a right in its share. Pierre Ronsard summed up the view of those who looked 
upon the events of the 1530s as an illegal arrogation of power in the continuation to 
his DiscollrJ des miseres de ce tempj; published in 1562 and dedicated to Queen Cather­
ine de' Medici: 

Elle adonc en tirant sa parole contrainte, 
Souspirant aigrement, me fit ainsi sa plainte: 
"Une ville est assise es champs Savoysiens, 
Qui par fraude a chasse ses Seigneurs anciens ... "32 

Such interpretations were challenged by Calvin and Roset, who were members of a 
committee delegated to frame the Genevan response to Bern's request and to Savoy's 
challenge. "Que sur ce que les envoyes de Savoie avaient allegue, que les syndics et 
communaute de Geneve, etant sujets de l'eveque, ne pouvaient s'engager par aucun 
traite, il etait aise de repondre qu'encore qu'il y eut peu de villes imperiales sur les­
quelles ou un eveque ou quelque prince voisin n'eut quelque droit, que cependant 
elles ne laissaient pas d'etre estimees villes franches et libres, auxquelles il etait permis 

32 Pierre Ronsard, Oeuvres completes, ed. G. Cohen (Paris 1950: Bibliotheque de la Pleiade) vol. II, 
557, lines 24-27. 
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de faire des alliances."J3 This was not the first time that the definition of Geneva as a 
free city" had made an appearance in the debate, for in 1560 the seigneurie, at the 

::rging of Bem, appealed to the Diet of the Helvetic confederation, assembled at 
Baden, for some assurance that "une ville libre ne fUt moles tee" and for assistance to 
"arreter les projets que les ennemis de Gencve pourraient former contre cette ville"J1. 
The notion that Geneva possessed rights which were roughly equivalent to those of a 
Free Imperial City was promoted from time to time by the seigneurie and rested upon 
a simple acceptance of the events of 1536. Any investigation of rights and prerogatives 
before that date introduced the possibility of compensation not only for the duke of 
Savoy but also for the bishops of Geneva, who viewed themselves as exiled from their 
sec and who had established themselves at Annecy, the capital of the ajJtlIliIgc of 
Emanuele Filiberto's first cousin, Jacques of Savoy, duc de Nemours-Genevois35 Jo­
hannes Steiger, despatched from Bem to impress upon the seigneurie of Geneva the 
importance which the canton attached to the marshalling of convincing arguments to 
counter the Savoyard claims, met a pronounced reluctance to accept "notre besoin de 
revoquer en doute ce qui a ete determine et passe en adjuge par les departs, me me ce­
lui de Payeme, nous n'avons pas estime qu'il fallut reproduire et mettre en avant ce 
qui a deja ete debattue et approuve, mais qu'afin qu'on n'obmettre de faire ce que sera 
necessaire ... on advisera faire tenir a ses superieurs reponse par ccrit et toutefois qu'on 
advise de ne se entremeier tellement qu'on y puisse avoir prejudice a l'avenir"J6. The 

Council "etait dans la pensee qu'il valait beaucoup mieux de ne pas s'engager dans de 
longues contestations avec les Savoyards, et se borner a leur representer en peu de 
mots les raisons pressantes que les seigneurs de Berne avaient de secourir leurs allics 
de Gencve en l'annce 1536"J7. Such uncooperativeness produced deep frustration at 
Bern, for, as Jean-Antoine Gautier dryly observed, "Les seigneurs de Beme ne furent 
pas contents des eclaircissements qui furent donnees au seigneur Steiger."J8 

But at the same time that Geneva registered its profound misgivings about a compi­
lation of a list of the seigneurie's rights and privileges, it also began to attack Emanuele 
Filiberto on those grounds which it thought likely the duke would use for the founda­
tions of his claims. The validity of the application of the imperial vicariate of the dukes 
of Savoy to the city of Geneva was challenged J9, and the ravages wh ich Charles III's 

33 Gautier, vol. IV, 316. 
34 Ibid., vol. IV. 292. 
35 The bishop of Geneva from 1556 to 1568 was Fran~ois de Bachod, whose position was compli­
cated by the fact that from 1560 he was also the papal nuncio at Turin (L. Chevaillinj Les origines 
et les premieres annees de fonctionnement de la 'Nonciature de Savoie' a Turin (1560-1573), in: 
Etudes d'histoire du droit canonique dediees a Gabriel Le Bras (Paris 1965) vol. 1,489-512). 
36 AEG, R. c., vol. 56, fol. 177 r. 
37 Gautier, vol. IV, 335. 
38 Ibid., vol. IV, 335. 
39 AEG, Affaires etrangeres: Savoie, vol. IX contains an unpaginated Sommaire discolIrs de preten­
tions des Ires ilIustres ducs de Savoie sur la ville franche et impfriclle de Geneve. Although bound 
with documents dating from the 1560s, some internal evidence suggests that it could have been 
written early in the reign (1580-1630) of Carlo Emanuele I, Emanuele Filiberto's son. It includes 
a meticulous attack upon Savoyard claims to the vicariate over Geneva and to the vidomnat. 
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troops inflicted upon Genevan territory were introduced in the hope of countering 
any future pretentions of Emanuele Filiberto with a demand for war reparations. Until 
1564, Geneva adhered to a policy of temporisation, discouraging any conference 
which would weigh the competing claims and stalling Bem's reiterated requests for 
documentation. Astalemate had developed in which Emanuele Filiberto only hinted 
at the extent of his claims and in which Geneva pointedly avoided any discussion 
wh ich entailed a re-examination of its detachment from both duke and prince-bishop. 
Such stasis was complicated not only by the deepening misunderstanding within the 
combourgeoisie but also by the lack of knowledge in both Bem and Geneva about the 
intentions of one another. In 1562 the seigneurie of Geneva wrote to Bem that some 
time had passed since their ally had given them any information on the progress of the 
negotiations with Turin, and as late as 1564 the canton of Bem summed up its bewil­
derment with Genevan policy when, answering arequest of opaque vagueness from 
the seigneurie for guidance in choosing a line of action, it observed that "ils avaient 
promis bailler avis, mais qu'il est a celui qui porte le soulier de savoir Oll il blesse"40. A 
further element of confusion derived from the perception, north of the Alps, of Savoy­
ard policy, for Emanuele Filiberto was conducting a three-pronged campaign. The Sa­
voy envoys entrusted with the Bemese negotiations continued to gnaw at the legality 
of the alliance between the canton and the seigneurie with all of its implications for a 
formal definition of Genevan sovereignty, based upon the comparison of rights and 
privileges dating from the fourteenth and fifteenth centuries. But at the same time that 
Savoy pursued this juridical approach to the problem, aimed at legal arbitration, the 
duke continued to launch informal initiatives directly to Geneva, without the partici­
pation of Bem, for a negotiated accommodation. In addition to both of these policies 
were the diplomatic manoeuvres in Rome and Madrid which initiated a sequence of 
rumours of incipient militalY action by the Catholic powers against Geneva. In this 
complex situation in which the motives, goals and policies of the individual parties 
were obscure and uncertain, the only progress to accord came from the tortuously 
slow and convoluted negotiations between Savoy and Bem, and as these crawled to a 
conclusion based upon the restitution to Emanuele Filiberto of some of the lands 
along Lake Geneva and near Geneva rather than within the Vaud heartland it became 
clear that the seigneurie could continue in its policy of temporisation only with grow­
ing difficulty. 

In 1564-65 a significant effort to break this deadlock was made by Emanuele Fili­
berto, who sent another envoy to Geneva, and by his consort, Marguerite de France, 
who despatched two delegations to the city. Marguerite, generally believed to be at 
least sympathetic to the Reformation, occupied a unique position of respect in the 
worlds of both Catholics and Protestants. Writing to Renee de France, duchess of Fer­
rara, Calvin, shortly before his death, noted that ,J'ay entendu que Madame la du­
chesse de Savoie, vostre niepce, est en assez bon train, jusques a estre deliberee de se 

40 AEG, R. c., vol. 59, vol. 39v. 
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declairer franehement"4 \ a publie profession whieh never took plaee. From the two 
approaehes made by the duehess of Savoy and the mission of 1564 sent direetly from 
the duke, whieh antieipated those of Marguerite by only a few months, emerges a eo­
herent Savoyard programme for regulating relations between Geneva and Turin, many 
of the elements of whieh were familiar from Emanuele Filiberto's earlier proposals. 
Aeeording to Marguerite's emissaries, the duke had no intention of abridging Geneva's 
rights and franchises, nor of attempting to alter in any way the religious settlement. He 
intended to revive the Genevan fairs, the prosperity of whieh he would ensure by pro­
hibiting his subjeets from trading anywhere else. He would pay for the maintenanee of 
a substantial garrison to proteet the city, but the troops would be reeruited by Geneva, 
the seigneurie submitting a list of three candidates from whom Emanuele Filiberto 
would seleet the commander. In return, the duke required recognition of his right to 
grant pardon, in his role as imperial vicar, and the succession to the vidomnat, which 
his ancestors had held42 But even on this last issue, the persistent and major obstacle 
to any accord between Geneva and Savoy, he was prepared to compromise and to limit 
his right to naming as his representative for the vidomnat in the city one of a list of 
three Genevan citizens proposed by the Council. The duke's own envoy also presented 
promises of non-interferenee in religious affairs and the demand for the vidomnat and 
other judicial privileges but stressed Emanuele Filiberto's eagerness for agreement, 
"puisqu'on pourrait bien en rebattre quelque chose, que c'etait une affaire d'accom­
modement"45 The duke asked to be received, accompanied only by his wife and his 
son, within Geneva, and "pour ce que entre autres points le droit de l'eveche lui sem­
ble lc plus difficile a accorder, il se fait fort de la leur faire mettre entre leurs mains 
pour la bailler a qui bon le semblera ou bien d'en disposer a leur plaisir ... qu'ils [Savoy 
and Geneva] seraient maintenus en une pa ix perpetuelle, comme allies et bons voisins, 
sans contrevenir a la confederation qu'ils ont avcc les seigneurs dc Beme, laquelle ser­
ait sans subjection, comme bons voisins et compagnons et serait la ville de Geneve en 
plus grande autorite, etant maintenue par un tel prince"H. This was not the first time 
that Emanuele Filiberto had shown himself prepared to ignore the rights of the exiled 
bishop of Geneva, for Roset reported a 1562 tentative which included thc duke "de­
clarans qu'il n'entendoit attenter a la religion, ny a Ja restitution de l'evesque"45. En­
shrined as they were within a eomprehensive programme, the 1564 proposals regard­
ing the bishopric made a greater impact. Finally, to put the collective mind at rest on 
the question of Savoyard goodwill, the duke consistently proposed two, sometimes 
three, guarantors to any agreement chosen from among the German Protestant 
princes, most frequently the Elector Palatine and the duke of Württemberg. 

41 Lettres de Jean Calvin: Lettres fran<;aises, ed.] Bonnet (paris 1854) vol. II, 559. The letter to 
the Duchess Renee is dated 4 April 1564; Calvin died on 27 May. 
42 [7: Heyerj, Marguerite de France, duchesse de Savoie, ses rapports avec Geneve, in: Memoires 
et documents de la Societe d'histoire et d'archeologie de Geneve XV (1864) 122-144. 
43 Galltier, vol. IV, 453. 
4·1 AEG, Pieces historiques, no. 1771. 
4, Roset, 448: C. 72. 
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Viewed as a whole, these proposals were taken seriously enough in Geneva for spe­
cial commissions to be established to scrutinize the implications, but in each instance 
the suggestions emanating from the court of Turin were declined with firm politeness, 
ostensibly because of the exclusive nature of the agreements with Bern. There werc, 
howcver, two further, potent rcasons behind their rejcction. In thc first pI ace, the sc­
quence of projects put forward by the agents of Emanuele Filiberto and Marguerite 
left no room for a recognition of the outright sovereignty of the seigneurie. The duke's 
proposals amounted to areturn to the mixed sovereignty of prc-revolutionary Gencva, 
with the modification that the prince-bishop was excluded from the political equation, 
the tidiest way of solving the potentially thorny problem of the ownership of ecclesias­
tical property and an absolutely vital condition for the preservation of the reformation 
settlement wh ich Emanuele Filiberto promised to leavc untouchcd. Even this objec­
ti on might, just conceivably, have been circumvented had fear and distrust not played 
such major roles. A 1563 approach from the court of Turin had becn dismissed with 
the observation that the duke's agent "ne voudrait que la ruine de Geneve et chercher 
a nous dejoindre d'avec nos combourgeois"46. Gautier elaborated on this attitude in his 

analysis of the Genevan position: the seigneurie "avaient trouve dans cette proposition 
de tres grands inconveniens, et qui ne manqueraient point d'entrainer la ruine totale 
de la Republique, etant dans la pensee, comme ils I'etaient, que si I'on accordait 

quelque avantage ou quelque prerogative au duc de Savoie en Geneve, pour petite 
qu'elle füt, il se rendrait, avec le temps, infailliblement le maitre absolu de cette 
ville"4J There could be no concessions on the vidomnat, for, as a Genevan summary 

of Savoyard pretentions, possibly of a later date, put it, "Le vidomnat ... n'a jamais ete 
ni est aujourd'hui pretendu par les ducs de Savoie sinon pour s'en servir comme d'un 
etrier pour monter dans la selle."48 It should be stressed that these informal ap­
proaches to Geneva coincidcd with Turin's public demands for an arbitrational judgc­
ment on the seigneurie's legal right to contract the alliance with Bern, but the disap­
pointing reactions to these proposals did not cause Emanuele Filiberto to abandon this 
line of policy entirely. As late as 1569, on the eve of the conclusion of the //lode dt 
uicre, Helene de Tournon, comtcsse de Montrevel, the Protestant co-gouvernante of 
the young prince of Piedmont, the future Duke Carlo Emal1l1ele I, paid a private visit 
to Geneva during which she approached Roset about a negotiated accommodation be­
tween her sovereign and the seigneurie. 

The proposals of 1564-65 were, to that date, the most elaborated and detailed state­
ment of the formula which Emanuele Filiberto was prepared to accept. In declining 
propositions which, to Savoyard eyes, conceded a great deal, the seigneurie of Geneva 
went to considerable lengths to avoid offending the Duchess Marguerite, who had in­
stigated some of the approaches and who had held out to the Council of Geneva the 
ho pe of securing so me form of toleration for the Calvinists in Piedmont. Theodore de 
Beze wrote to Marguerite in February 1565 and appealed again to the notion of Ge-

46 AEG, R. C., vol. 58, fol. 66v. 
47 Ga/dier, vol. IV, 502-503. 
48 AEG, Affaires etrangeres: Savoie, vol. IX, Sommaire discours ". See note 39 above. 
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neva as a free city: "Et de fait, aussy, ce n'est point chose nouvelle ni derogeante a la 
randeur d'un prince, d'avoir des villes imperiales et franches, voire quelquefoys au 

~ilieu de leurs pays, comme il se peult veoir estre praticque en toutes les principaultes 
d'AlIemagne ." De Beze also referred to the respect that the seigneurie had for Emanu­
eIe Filiberto and for Marguerite, but mentioned as weil "Ie desir qu'ils ont de vivre en 
paix en \cur petit Estat"49. As summarized by de Beze, the position ~f Geneva,. and the 
rhetoric in whlch It was expressed, had altered very latle III the SIX years slllce the 

Treaty of Cateau-Cambresis. 
The only peaceful alternative to a direct accommodation with Emanuele Filiberto 

was a legal arbitration under the aegis of the Helvetic confederation. Such a course of 
action necessitated, however, the presentation of the written rights and privileges of 
the seigneurie of Geneva and their comparison with the contesting claims of the 
House of Savoy, the very documentary confrontation the Genevans had attempted to 
avoid when pressed by Bern to assemble the archival support for the possession of ex­

c1usive sovereignty. The conference at Lausanne in October 1564 seems to have been 
the first attempt to clarify the positions of both Turin and Geneva by bringing to­
gether envoys of both the duke and the seigneurie for a joint meeting, but even then 
the reluctance of the city to define its claims was manifest. Montfort, one of the Savoy­
arel delegation, aeldressed the Genevans and "I es invita a s'expliquer sur les pretentions 
de leurs superieurs, ce que Roset et ses collegues ne voulurent pas faire, mais le prier­
ent e1e s'ouvre lui-meme, le premier, sur les intentions de son Altesse de Savoie ... "50. 

The Savoyard envoys were prepared to promise that Emanuele Filiberto aimed at no 
change in the liberties or the religious settlement of Geneva, but insisted upon the vi­
domnat for the duke. The vidomnat and, attacheel to it, the recognition of Emanuele 
Filiberto as imperial vicar by the seigneurie, was the issue which the House of Savoy 
was not prepared to concede; moreover, the Savoyard delegation to Lausanne was un­
der instructions not to proceed to any further discussions until the question of the vi­
domnat had been settled. At this point the balance within the negotiations shifted dra­
matically, for the public statement and clarification of Emanuele Filiberto's claims pro­
vieled the target, previously absent, for Genevan diplomatic activity. Both the vielom­
nat anel the imperial vicariate led directly to ultimate appellate jurisdiction, and both 
positions attributed to themselves some elements of the right of pardon, wielely 
viewed in early-modern Europe as a regalian privilege, an aspect of sovereignty. Once 
Emanuele Filiberto's pretentions were clear, the seigneurie was able to assemble its 
own case, one presented primarily as demolishing the duke's claims rather than estab­
lishing those of the city. 

The seigneurie of Geneva faced serious practical difficulties in collecting its docu­
mentation. In the first place, the city was not in possession of all of its archives. Over 
forty pieces presented at the 1530 adjudication at Payerne had been deposited, for 
safety's sake, with the Catholic canton of Fribourg, at that time bound with Bern in the 
combolllgeoüie with Geneva. But Fribourg had withdrawn from the combourgeoisie in 

49 Heyer, Marguerite de France, 139. 
;0 Gau/ieT, vol. IV, 467. 












































































































































































































































































































































































































































































